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PROLEGOMENA 
 

 

Der vorliegende Band spiegelt meine Rechtslehre für Studierende der Fakultät für 
Maschinenbau der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, die ich seit 
dem Sommersemester 2022 durchführen darf; seit dem Wintersemester 2024 in der 
überaus ehrenvollen Funktion als Koordinator Rechtslehre dieser ältesten (1831) 
aller Fakultäten der LUH.  

Rechtslehre ist in der Tat für moderne Ingenieure eine überaus wichtige 
Zusatzqualifikation, und der Zuspruch, den meine entsprechende Lehre von 
angehenden Ingenieuren erhält, freut mich ungemein. 

Dieser Band ist Frau Lisa Lotte Schneider und Frau Sarah Engelmann sehr herzlich 
zugeeignet; 

er ist meinen lieben Kollegen an der Fakultät für Maschinenbau der LUH sowie 
meinen lieben, an für ihr Curriculum wichtige Rechtslehre interessierten 
Studierenden des Maschinenbaues gewidmet. 

 

Ολοκληρώθη Χάριτι Παναγίας Εικοσιφοινίσσης, 
10-6-2025 
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A. Lehrmaterialien 
zur "Einführung in 
das Umweltrecht" 

 



Einführung in das Umweltrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Organisatorisches (II): Gliederung der 
Einheiten

• Jede Einheit ist in drei Abschnitte gegliedert:
• A) Einführung – „Big Picture“ 
(mit allgemeinen Hinweisen)

• B) Materielle Information: Recht verstehen –
die Optische Brücke

Schulung des Verständnisses der Materien anhand der Normen

• C) Kurze Zusammenfassung



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• Einschlägige Basisbestimmungen des EU- und 
des deutschen Rechts in der Analyse



Literaturhinweise (Auswahl)

• Epiney, Astrid, Umweltrecht der Europäischen 
Union, 4. Aufl. Baden-Baden (Nomos) 2019

• Koch, Hans-Joachim / Hofmann, Ekkehard / 
Reese, Moritz (Hg.), Handbuch Umweltrecht, 
6. Aufl. München (C.H. Beck) 2024

• Schlacke, Sabine, Umweltrecht, 9. Aufl. Baden-
Baden (Nomos) 2023



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 1 

Herkömmliche Rechtssysteme (auch das deutsche 
und letztlich auch dasjenige der EU) sind in drei 
große Gebiete eingeteilt:

Zivilrecht (Privatrecht, Motor der Wirtschaft und 
des Geschäftsverkehrs)

Strafrecht
Öffentliches Recht (Verfassungsrecht, 

Verwaltungsrecht) 



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• A) Einführung – „Big Picture“ - Folie 2
• Das EU- sowie das deutsche (DE) 

Umweltrecht:
• noch recht junges Teilgebiet des Rechts
• betrifft speziell Teile des Strafrechts (DE), des 

Verfassungs- und Verwaltungsrechts (EU, DE)  



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• A) Einführung – „Big Picture“ - Folie 3
• EU-Recht im Speziellen:
• Seit dem Maastricht-Vertrag (1992) 

Bezugnahme auch zum Umweltrecht
• Aktuelle Vertragsgrundlage: Lissabon (2009)



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• A) Einführung – „Big Picture“ - Folie 4
• DE-Recht im Speziellen:
• Bezugnahmen zum Umweltrecht im 

Grundgesetz (seit 1994)
• Diverse Bestimmungen im Strafgesetzbuch 

(StGB)
• Umfangreichere Bestimmungen im 

Verwaltungsrecht



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 1

• EU: Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e des AEUV 
(=Vertrag über die Arbeitsweise der EU): 
Kompetenzartikel 

• „Die von der Union mit den Mitgliedstaaten 
geteilte Zuständigkeit ( -> damit ist die 
Rechtsetzungszuständigkeit gemeint) erstreckt 
sich auf die folgenden Hauptbereiche:

• (…)
• e) Umwelt“ 



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke - Folie 2

• Geteilte Zuständigkeit bedeutet auch, dass 
Mitgliedstaaten gegebenenfalls verstärkte (im 
Vergleich zur Union insgesamt) Maßnahmen 
zum Schutz der Umwelt vornehmen können 
(Artikel 191 Absatz 3 AEUV)



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 3

• EU verabschiedet Maßnahmen über den Weg des 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens aus 
Artikel 294 AEUV (daher Gesetzgeber= EU-
Parlament und Ministerrat) (Artikel 192 Absatz 1 
AEUV)

• In Ausnahmefällen auch einstimmige 
Beschlüsse nur durch den Ministerrat möglich 
(Artikel 192 Absatz 2 AEUV)



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 4

• Allgemeines zu den Zielen der EU-Verträge zur 
Umweltpolitik (aus Artikel 191 AEUV):

• Maßstab: „Hohes Schutzniveau“ (Art. 191 Abs. 2)
• Ursachen für Umweltprobleme sollen nach 

Möglichkeit an ihrer Wurzel bekämpft werden 
(Art. 191 Abs. 2)



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 5

• Ziele der EU-Verträge zur Umweltpolitik (aus Artikel 
191 AEUV):

• „Erhaltung und Schutz der Umwelt“ (Art. 191 Abs. 1) 
• „Verbesserung ihrer Qualität“ (Art. 191 Abs. 1) 
• Gesundheitsschutz (Art. 191 Abs. 1)
• Konsolidierung der Ressourcen (Art. 191 Abs. 1)
• Maßnahmenförderung (allgemein) gegen Klimawandel 

(Art. 191 Abs. 1)
• Zwischenfazit: Allesamt recht abstrakt gehalten



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die Optische 
Brücke – Folie 6

• Zum Erreichen dieser Ziele:
• - Berücksichtigung aktuellen Wissenschaftsstandes 

(Artikel 191 Absatz 3)
• - Berücksichtigung von regionalen Besonderheiten 

(Artikel 191 Absatz 3)
• - Berücksichtigung aber auch der „big picture“ 

insgesamter wirtschaftlicher Unionsentwicklung 
(Artikel 191 Absatz 3)

• - Zusammenarbeit auch mit Drittstaaten und internat. 
Organisationen



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die Optische 
Brücke – Folie 7

• VERFASSUNGSRECHT
• Artikel 20a des Grundgesetzes (seit 1994)
• Schutz natürlicher und tierischer Lebensgrundlagen
• Staatszielbestimmung, kein Grundrecht (der 

wesentliche Unterschied ist, dass der Einzelne 
Zuwiderhandlungen des Staates nicht auf dem Wege 
einer Verfassungsbeschwerde angreifen kann)

• Mithin: Abstraktion ähnlich dem EU-Recht



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 8

• STRAFRECHT
• §§ 324-330d StGB
• Insbesondere Gewässer-, Boden- und 

Luftverunreinigung
• Praktisch wichtig: Begriffsbestimmungen (§ 330d 

StGB), z.B. „Gewässer“
• Besonders schwere Fälle werden schwerwiegender 

bestraft (§ 330 StGB)



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 9 

• VERWALTUNGSRECHT
• Dies ist das Kernstück deutschen 

Umweltrechts, mit einer Reihe einschlägiger 
Rechtsakte, die uns in den Folgeterminen 
beschäftigen werden 



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• C) Kurze Zusammenfassung
• Regelungen zum Umweltrecht sowohl in der EU 

insgesamt als auch im deutschen Recht 
vergleichsweise jung

• Regelungen auf Vertragsebene (EU) und 
Verfassungsebene (DE) recht abstrakt, daher 
schwerlich durch den Rechtsweg nachprüfbar

• Das nationale Umweltrecht ist insbesondere im 
Verfassungs- und Strafrecht, sehr stark ferner im 
Verwaltungsrecht anzutreffen  



The Basics: Allgemeine Einführung in das EU- und das 
deutsche Umweltrecht

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Einführung in das Umweltrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Elemente des Bauplanungsrechts

• Bezugnahme zu den wesentlichsten 
Elementen der Bauplanung aus 
umweltrechtlicher Sicht



Literaturhinweise (Auswahl)

• - Koch, Hans-Joachim / Hofmann, Ekkehard / 
Reese, Moritz (Hg.), Handbuch Umweltrecht, 
6. Aufl. München (C.H. Beck) 2024

• - Schlacke, Sabine, Umweltrecht, 9. Aufl. 
Baden-Baden (Nomos) 2023

• - Sommer, Frank (Hg.), Praxishandbuch des 
Bauplanungs- und Immissionsschutzrechtes, 
102. Aktualisierung (rehm, 
München/Heidelberg) Januar 2024



Elemente des Bauplanungsrechts

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 1 
• Auch im Baurecht bewegen wir uns in 

verschiedenen Rechtsgebieten, mit 
Überschneidungen: 

• Zivilrecht (privates Baurecht)
• Öffentliches Recht (öffentliches Baurecht; Teil 

des Verwaltungsrechts)



Elemente des Bauplanungsrechts

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 2
• Privates Baurecht: Sehr stark bezogen auf Fragen des 

Grundeigentums, Bauverträge (Neubauten, Rohbau 
etc.) 

• EIGENTUM:
• „Der Eigentümer (…) kann (…) mit der Sache nach 

Belieben verfahren“ (§ 903 Satz 1 BGB)
• Umfang: 
• „Das Recht des Eigentümers eines Grundstücks 

erstreckt sich auf den Raum über der Oberfläche und 
auf den Erdkörper unter der Oberfläche“ (§ 905 Satz 1 
BGB) 



Elemente des Bauplanungsrechts

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 3
• Bauverträge sind hier regelmäßig 

Werkverträge nach den §§ 631 ff. BGB
• Zwei Parteien: Unternehmer und Besteller
• „Vertragstypische Pflichten“ (§ 631 BGB)



Elemente des Bauplanungsrechts

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 4
• Übergabe des Werkes frei von (Sach- und Rechts-

)Mängeln
• Rechte des Bestellers im Mangelfall 

(Nacherfüllung, Minderung, Rücktritt, 
Schadenersatz)

• Verjährung der Mängelansprüche bei Bauwerken 
nach 5 Jahren (§ 634a Absatz 1 Ziffer 2 BGB)

• Rechte des Unternehmers (Vergütung, Abnahme)



Elemente des Bauplanungsrechts

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 5
• Öffentliches Baurecht 
• - Bauordnungsrecht (bezogen auf die Errichtung 

von Gebäuden im Allgemeinen; hierzu gibt es 
Landesbauordnungen)

• - eher mit dem Umweltrecht verbunden ist das 
Bauplanungsrecht



Elemente des Bauplanungsrechts

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die Optische 
Brücke – Folie 1

• Im Wesentlichen fußt dieses Recht auf dem 
Baugesetzbuch (BauGB)

• Bezug auf allgemeine städtebauliche Entwicklung, inkl. 
Bodenordnung (Umlegung nach §§ 45 ff. BauGB)

• Es wird bei der Erstellung von Bauleitplanungen 
(=öffentliche Raumordnung) auf den Umweltschutz 
Wert gelegt (§ 1a BauGB)

• Die betroffene Gemeinde ist stark involviert, auch die 
Öffentlichkeit wird unterrichtet (§ 2a ff. BauGB)



Elemente des Bauplanungsrechts

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 2

• Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) -> Auf Art 
und Weise der Flächennutzung bezogen

• Regelungsmaterie (u.a.):
• Kleinsiedlungen
• „Reine“ und „Allgemeine“ Wohngebiete



Elemente des Bauplanungsrechts

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 3

• Auch das 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) 
wird im Rahmen des Bauplanungsrechts 
angewandt



Elemente des Bauplanungsrechts

• C) Kurze Zusammenfassung – Folie 1
• Das Baurecht wird in ein privates und ein 

öffentliches solches unterteilt 
• Ersteres ist eher dem Zivilrecht verbunden, 

das Zweite dem Öffentlichen Recht 
(Verwaltungsrecht), mit Überschneidungen

• Für das Umweltrecht von Belang ist das 
Bauplanungsrecht, ein Teil des öffentlichen 
Baurechts



Elemente des Bauplanungsrechts

• C) Kurze Zusammenfassung – Folie 2
• Wichtigste Rechtsquelle: Baugesetzbuch (BauGB)
• Bei öffentlichen Bauvorhaben sind Gemeinde und 

Öffentlichkeit zu involvieren
• Überschneidung auch mit anderen 

Verwaltungsgesetzen 
(Umweltverträglichkeitsprüfung!)



Elemente des Bauplanungsrechts

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Einführung in das Umweltrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• Verinnerlichung der Notwendigkeit der 
Umweltverträglichkeitsprüfung

• Nachhaltigkeit vor dem Hintergrund des 
Gesetzes über erneuerbare Energien



Literaturhinweise (Auswahl)
• - Epiney, Astrid, Umweltrecht der Europäischen Union, 

4. Aufl. Baden-Baden (Nomos) 2019
• - Salje, Peter (Hg.), EEG 2023, 10. Aufl. Köln (Carl 

Heymanns Verlag/Wolters Kluwer) 2023
• - Kahl, Wolfgang / Gärditz, Klaus Ferdinand,

Umweltrecht, 13., vollständig neu bearbeitete Aufl. 
München (C.H. Beck) 2023

• - Koch, Hans-Joachim / Hofmann, Ekkehard / Reese, 
Moritz (Hg.), Handbuch Umweltrecht, 6. Aufl. München 
(C.H. Beck) 2024

• - Schlacke, Sabine, Umweltrecht, 9. Aufl. Baden-Baden 
(Nomos) 2023



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 1 
• Schon in den 1980er Jahren hatte man auf 

europäischer Ebene das Bedürfnis einer 
Regulierung von bestimmten, insbes. öffentlichen 
Bauvorhaben mit Einfluss auf die Umwelt 
(=Prüfung der Umweltverträglichkeit, UVP)

• Daher wurde eine Richtlinie vom europäischen 
Gesetzgeber verabschiedet (RL 85/337/EWG) 



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 2 
• Mehrfache Änderung der Richtlinie: Aktuell 

gilt hierzu die RL 2011/92/EU 
• Umfangreiche Anhänge hierzu legen fest, 

welche Bauprojekte entsprechend von der 
Notwendigkeit einer UVP erfasst sind (z.B. 
Anlagen der Industrie zur Erzeugung von 
Strom; Flurbereinigungsprojekte; 
Freizeitparks)



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG
• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 3 
• Die UVP, die vorab mögliche Negativeinflüsse auf 

die Umwelt eruieren soll (Artikel 3 der Richtlinie) 
soll durch die Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden (Artikel 2 der Richtlinie)

• Je nach Projekt verschiedene Vorgaben durch die 
Richtlinie (Artikel 4-12 der Richtlinie)

• Öffentlichkeit soll sich auf dem Rechtswege 
wehren können (Artikel 11 der Richtlinie)

• Kontrolle der Umsetzung durch die EU-
Kommission (Artikel 12-13 der Richtlinie) 



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 4 
• All dies bedeutet, dass die Mitgliedstaaten 

hierfür eine geeignete nationale rechtliche 
Basis schaffen sollen (siehe für die BRD das 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz, UVPG, 
in der aktuellen Version) ->



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 5 
• Hauptrechtsquelle des deutschen 

Energierechts: EEG (Erneuerbare Energien-
Gesetz) existiert seit 2000 und wird periodisch 
angepasst

• Grundziel: Ständige Erhöhung der Anteile 
erneuerbarer Energien an der 
Stromproduktion, zulasten der Verwendung 
fossiler Energien 



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 6
• EEG betrifft (eingedenk Art. 20a des 

Grundgesetzes und der darin indirekt 
angemahnten Nachhaltigkeit bei der 
Energieversorgung): speziell Wasserkraft, Gas 
(in verschiedenen Variationen – etwa 
Grubengas), Biomasse, Windenergie (an Land 
und auf See) und solare Strahlungsenergie



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus 

dem EEG

• B) Materielle Information: Recht verstehen –
die Optische Brücke – Folie 1

• UVPG existiert seit 1990, wird stets 
aktualisiert

• Enthält umfangreiche Anlagen entsprechend 
der Richtlinie

• Berichterstattung an die EU-Kommission (§ 73 
UVPG)



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG
• B) Materielle Information: Recht verstehen – die Optische 

Brücke – Folie 2
• Zentral:
• § 2 Absatz 1 UVPG 
• Schutzgüter im Sinne dieses Gesetzes 
• 1.Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit,
• 2.Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,
• 3.Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
• 4.kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie
• 5.die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten 

Schutzgütern



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG
• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 

Optische Brücke – Folie 3
• § 1 EEG  Zweck und Ziel des Gesetzes
• (1) Zweck dieses Gesetzes ist, insbesondere im 

Interesse des Klima- und Umweltschutzes die 
Transformation zu einer nachhaltigen (…) 
Stromversorgung (…)

• (2) (…) Anteil des aus erneuerbaren Energien 
erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch auf 
mindestens 80 Prozent im Jahr 2030 gesteigert 
werden



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• B) Materielle Information: Recht verstehen –
die Optische Brücke – Folie 4

• Beispielhafte Nachhaltigkeitsanreize (für die 
Konsistenz und die Effizienz der Energien): 

• - Herkunftsnachweise erneuerbarer Energien 
(§ 79 EEG)

• Kooperationsausschuss zwischen Bund und 
Ländern überwacht (§ 97-98 EEG)



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• B) Materielle Information: Recht verstehen –
die Optische Brücke – Folie 5

• Besonders zu nennen ist in diesem 
Zusammenhang auch die Verordnung über 
Anforderungen an eine nachhaltige 
Herstellung von Biomasse zur 
Stromerzeugung (BioSt-NachV) 



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG
• B) Materielle Information: Recht verstehen – die Optische Brücke –

Folie 6
• § 4 BioSt-NachV Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse
• (1) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von 

flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen verwendet 
wird, darf nicht von Flächen mit einem hohen Wert für die 
biologische Vielfalt stammen.

• 2) Als Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt 
gelten alle Flächen, die zum Referenzzeitpunkt oder später 
folgenden Status hatten, unabhängig davon, ob die Flächen diesen 
Status noch haben: 

• 1.bewaldete Flächen,
• 2.Grünland mit großer biologischer Vielfalt oder
• 3.Naturschutzzwecken dienende Flächen.



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• C) Kurze Zusammenfassung – Folie 1
Auf Basis europäischer Vorgaben wurde die 
Notwendigkeit der 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten Bauvorhaben auch im deutschen 
Recht eingeführt



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• C) Kurze Zusammenfassung – Folie 2
Das EEG sorgt, bei periodischer Anpassung, 
für eine schrittweise immer größere Rolle 
nachhaltiger Energieformen bei der 
Stromproduktion 



Umweltverträglichkeitsprüfung in EU- und deutschem 
Rechtskontext; Fragen der Nachhaltigkeit mit 

Beispielen aus dem EEG

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Einführung in das Umweltrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• Klärung tagesaktueller Fragen insbes. zur 
rechtlichen Handhabe (?) des Klimawandels 



Literaturhinweise (Auswahl)

• - Frenz, Walter (Hg.), Klimaschutzrecht 
(Kommentar), Berlin (Erich Schmidt Verlag) 
2023

• - Kloepfer, Michael / Durner, Wolfgang,
Umweltschutzrecht, 3., überarbeitete und 
ergänzte Aufl. München (C.H. Beck) 2020 



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 1 
• Einschlägig sind für die hiesige Thematik zwei Normen:
• 1) Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 

(BNatSchG) (auch auf Landesebene gibt es einschlägige 
Gesetze)
2) Zentral für den Schutz vor bestimmten schädlichen 
Einwirkungen auf die Umwelt ist das Gesetz zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (BImSchG)

Es existieren eine ganze Reihe einschlägiger EU-rechtlicher 
Vorgaben (z.B. RL 2016/2284 über Reduktion der 
Emissionen bestimmter Luftschadstoffe)



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 2 
• Kreislaufwirtschaft: Zugrunde liegt der 

Gedanke der ressourcenschonenden 
Wiederverwertung (Stichwort Recycling!)

• Rechtliche Grundlage ist im Allgemeinen das 
Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG)



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• A) Einführung – „Big Picture“ – Folie 3 
• Zugrunde liegt auch hier ein EU-Rechtsakt:
• Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 19. November 
2008 über Abfälle und zur Aufhebung 
bestimmter Richtlinien 



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 1

• Das Bundesnaturschutzgesetz zielt auf den Schutz 
biologischer Vielfalt sowie einen funktionellen 
Naturhaushalt ab (§ 1)

• Landschaftsplanung hat sich dem unterzuordnen (§ 9)
• Naturschutzgebiete (§ 24)
• Zuständige Behörden nach § 3 (etwa Bundesamt für 

Naturschutz)
• Konstante Beobachtung der Naturentwicklung und des 

„Ist-Zustandes“ (§ 6)



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 2

• Das Bundesimmissionsschutzgesetz kennt 
verschiedene Arten von Immissionsschutz (§ 2) und 
unterteilt zwischen einschlägig 
genehmigungsbedürftigen und nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen (§§ 4 ff. / 22 ff.) und 
sieht deren Beschaffenheit vor (§ 32)

• Überwachung und Verbesserung der Luftqualität ist 
von zentraler Bedeutung (§§ 44-45)

• Weitergehende Details klärt die Bundes-
Immissionsschutzverordnung



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die Optische 
Brücke – Folie 3

• § 1 KrWG Zweck
• - Schonung der natürlichen Ressourcen 
• - Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und 

Bewirtschaftung von Abfällen 
• Insoweit Abfallhierarchie gegeben (§ 6 KrWG)
• § 7 KrWG Grundpflichten
• Verpflichtung von Erzeugern/Besitzern (industriell gemeint) 

von Abfällen zu deren Verwertung
• Ordnungsgemäße Verwertung von Abfällen hat Vorrang vor 

deren Beseitigung (sofern umweltrechtlich vertretbar)



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• B) Materielle Information: Recht verstehen – die 
Optische Brücke – Folie 4

• § 9 KrWG Getrennte Sammlung von Abfällen
• § 9a KrWG Vermischungsverbot mit gefährlichen 

Abfällen
• § 12 KrWG Qualitätssicherung der Verwertung
• § 15 KrWG Unverwerteter Abfall muss beseitigt werden
• Abfallbeseitigung gem. §§ 28, 29 KrWG, entsprechend 

der Abfallwirtschaftspläne der Länder (§ 30 KrWG)



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• C) Kurze Zusammenfassung – Folie 1
• Der Naturschutz ist sowohl bundes- als auch 

landesrechtlich geregelt und setzt die 
allgemeine Vorgabe des Grundgesetzes um

• Der Immissionsschutz, der verschiedene Arten 
hat, wird durch detailgenaue Vorgaben über 
Genehmigungspflichten einschlägiger Anlagen 
durchgesetzt, bei steter Kontrolle der 
Luftqualität



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• C) Kurze Zusammenfassung – Folie 2
• Die Kreislaufwirtschaft spielt für den 

Umweltschutz eine tragende Rolle, da insbes. 
durch die Wiederverwertung Ressourcen in 
nachhaltiger Form (soweit vertretbar) 
geschont werden



Natur- und Immissionsschutz vor rechtlichem 
Hintergrund; Fragen der Kreislaufwirtschaft

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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EINFÜHRUNG IN  DAS UMWELTRECHT: TEXTE 

 

EU-Primärrecht (Verträge)..............................................................................S. 1 

Deutsches Recht...............................................................................................S. 4 

- Verfassungsrecht...........................................................................................S. 4 

- Strafrecht.......................................................................................................S. 5 

- Zivilrecht......................................................................................................S. 14 

- Verwaltungsrecht (BauGB, BauNVO, BNatSchG, BImSchG, KrWG)....S. 19 

EU-Sekundärrecht: RL 2011/92/EU (UVP)...............................................S. 62 

 

 

 

AUSSCHNITTE AUS DEM EU-PRIMÄRRECHT (=VERTRÄGE)1  
 

Artikel 4 AEUV 

(1) Die Union teilt ihre Zuständigkeit mit den Mitgliedstaaten, wenn ihr die Verträge 
außerhalb der in den Artikeln 3 und 6 genannten Bereiche eine Zuständigkeit übertragen. 

 

(2) Die von der Union mit den Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit erstreckt sich auf die 
folgenden Hauptbereiche: 

a) Binnenmarkt, 

b) Sozialpolitik hinsichtlich der in diesem Vertrag genannten Aspekte, 

c) wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt, 

d) Landwirtschaft und Fischerei, ausgenommen die Erhaltung der biologischen 
Meeresschätze, 

e) Umwelt, 

 

 

TITEL XX 

UMWELT 

Artikel 191 AEUV 

                                                             
1 Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union etc., Amtsblatt Nr. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 1 ff. 
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(ex-Artikel 174 EGV) 

(1) Die Umweltpolitik der Union trägt zur Verfolgung der nachstehenden Ziele bei: 

- Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität; 

- Schutz der menschlichen Gesundheit; 

- umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen; 

- Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler oder 
globaler Umweltprobleme und insbesondere zur Bekämpfung des Klimawandels. 

 

(2) Die Umweltpolitik der Union zielt unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Union auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie 
beruht auf den Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, 
Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie auf 
dem Verursacherprinzip. 

Im Hinblick hierauf umfassen die den Erfordernissen des Umweltschutzes entsprechenden 
Harmonisierungsmaßnahmen gegebenenfalls eine Schutzklausel, mit der die Mitgliedstaaten 
ermächtigt werden, aus nicht wirtschaftlich bedingten umweltpolitischen Gründen vorläufige 
Maßnahmen zu treffen, die einem Kontrollverfahren der Union unterliegen. 

(3) Bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik berücksichtigt die Union 

- die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten; 

- die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen der Union; 

- die Vorteile und die Belastung aufgrund des Tätigwerdens bzw. eines Nichttätigwerdens; 

- die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Union insgesamt sowie die ausgewogene 
Entwicklung ihrer Regionen. 

 

(4) Die Union und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse mit 
dritten Ländern und den zuständigen internationalen Organisationen zusammen. Die 
Einzelheiten der Zusammenarbeit der Union können Gegenstand von Abkommen zwischen 
dieser und den betreffenden dritten Parteien sein. 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internationalen Gremien 
zu verhandeln und internationale Abkommen zu schließen. 

 

 

Artikel 192 AEUV 
(ex-Artikel 175 EGV) 

(1) Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie 
des Ausschusses der Regionen über das Tätigwerden der Union zur Erreichung der in Artikel 
191 genannten Ziele. 
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(2) Abweichend von dem Beschlussverfahren des Absatzes 1 und unbeschadet des Artikels 
114 erlässt der Rat gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses 
der Regionen einstimmig 

a) Vorschriften überwiegend steuerlicher Art; 

b) Maßnahmen, die 

- die Raumordnung berühren, 

- die mengenmäßige Bewirtschaftung der Wasserressourcen berühren oder die Verfügbarkeit 
dieser Ressourcen mittelbar oder unmittelbar betreffen, 

- die Bodennutzung mit Ausnahme der Abfallbewirtschaftung berühren; 

c) Maßnahmen, welche die Wahl eines Mitgliedstaats zwischen verschiedenen Energiequellen 
und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgung erheblich berühren. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen 
einstimmig festlegen, dass für die in Unterabsatz 1 genannten Bereiche das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren gilt. 

 

(3) Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie 
des Ausschusses der Regionen allgemeine Aktionsprogramme, in denen die vorrangigen Ziele 
festgelegt werden. 

Die zur Durchführung dieser Programme erforderlichen Maßnahmen werden, je nach Fall, 
nach dem in Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 vorgesehenen Verfahren erlassen. 

 

(4) Unbeschadet bestimmter Maßnahmen der Union tragen die Mitgliedstaaten für die 
Finanzierung und Durchführung der Umweltpolitik Sorge. 

 

(5) Sofern eine Maßnahme nach Absatz 1 mit unverhältnismäßig hohen Kosten für die 
Behörden eines Mitgliedstaats verbunden ist, werden darin unbeschadet des 
Verursacherprinzips geeignete Bestimmungen in folgender Form vorgesehen: 

- vorübergehende Ausnahmeregelungen und/oder 

- eine finanzielle Unterstützung aus dem nach Artikel 177 errichteten Kohäsionsfonds. 

 

 

Artikel 193 AEUV 
(ex-Artikel 176 EGV) 

Die Schutzmaßnahmen, die aufgrund des Artikels 192 getroffen werden, hindern die 
einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, verstärkte Schutzmaßnahmen beizubehalten oder 
zu ergreifen. Die betreffenden Maßnahmen müssen mit den Verträgen vereinbar sein. Sie 
werden der Kommission notifiziert. 
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DEUTSCHES RECHT2 

 

 

VERFASSUNGSRECHT: 

 

 

Artikel 20a Grundgesetz (GG) 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die 
Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
                                                             
2 Quellen a.d. BGBl.; jeweils einsehbar etwa unter https://www.gesetze-im-internet.de/. 
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STRAFRECHT 

 

Neunundzwanzigster Abschnitt (des Strafgesetzbuches StGB) 
Straftaten gegen die Umwelt 

 

§ 324 StGB  Gewässerverunreinigung 

(1) Wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen Eigenschaften nachteilig 
verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. 

 

§ 324a StGB  Bodenverunreinigung 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Stoffe in den Boden einbringt, 
eindringen läßt oder freisetzt und diesen dadurch  
1. 

in einer Weise, die geeignet ist, die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder 
andere Sachen von bedeutendem Wert oder ein Gewässer zu schädigen, oder 

2. 
in bedeutendem Umfang 

verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. 

 

§ 325 StGB  Luftverunreinigung 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Veränderungen der Luft verursacht, die 
geeignet sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen, 
Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 
(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeutendem Umfang in die Luft 
außerhalb des Betriebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(3) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeutendem 
Umfang in die Luft freisetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wenn die Tat nicht nach Absatz 2 mit Strafe bedroht ist. 
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(4) Handelt der Täter in den Fällen der Absätze 1 und 2 fahrlässig, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 3 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 
(6) Schadstoffe im Sinne der Absätze 2 und 3 sind Stoffe, die geeignet sind,  
1. 

die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem 
Wert zu schädigen oder 

2. 
nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst 
nachteilig zu verändern. 

(7) Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4, gilt nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- 
oder Wasserfahrzeuge. 

 

§ 325a StGB  Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Lärm verursacht, der geeignet ist, außerhalb des 
zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen zu schädigen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten, die dem Schutz vor Lärm, Erschütterungen oder 
nichtionisierenden Strahlen dienen, die Gesundheit eines anderen, ihm nicht gehörende Tiere 
oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe  
1. 

in den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe, 

2. 
in den Fällen des Absatzes 2 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder 
Wasserfahrzeuge. 

 

§ 326 StGB  Unerlaubter Umgang mit Abfällen 

(1) Wer unbefugt Abfälle, die  
1. 

Gifte oder Erreger von auf Menschen oder Tiere übertragbaren gemeingefährlichen 
Krankheiten enthalten oder hervorbringen können, 

2. 
für den Menschen krebserzeugend, fortpflanzungsgefährdend oder erbgutverändernd 
sind, 

3. 
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explosionsgefährlich, selbstentzündlich oder nicht nur geringfügig radioaktiv sind oder 

4. 
nach Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind, 
a) 
nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst 
nachteilig zu verändern oder 
b) 
einen Bestand von Tieren oder Pflanzen zu gefährden, 

außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage oder unter wesentlicher Abweichung von einem 
vorgeschriebenen oder zugelassenen Verfahren sammelt, befördert, behandelt, verwertet, 
lagert, ablagert, ablässt, beseitigt, handelt, makelt oder sonst bewirtschaftet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer Abfälle im Sinne des Absatzes 1 entgegen einem Verbot oder 
ohne die erforderliche Genehmigung in den, aus dem oder durch den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbringt. 
(3) Wer radioaktive Abfälle unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten nicht abliefert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist der Versuch strafbar. 
(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe  
1. 

in den Fällen der Absätze 1 und 2 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, 

2. 
in den Fällen des Absatzes 3 Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

(6) Die Tat ist dann nicht strafbar, wenn schädliche Einwirkungen auf die Umwelt, 
insbesondere auf Menschen, Gewässer, die Luft, den Boden, Nutztiere oder Nutzpflanzen, 
wegen der geringen Menge der Abfälle offensichtlich ausgeschlossen sind. 
 

§ 327 StGB  Unerlaubtes Betreiben von Anlagen 

(1) Wer ohne die erforderliche Genehmigung oder entgegen einer vollziehbaren Untersagung  
1. 

eine kerntechnische Anlage betreibt, eine betriebsbereite oder stillgelegte 
kerntechnische Anlage innehat oder ganz oder teilweise abbaut oder eine solche 
Anlage oder ihren Betrieb wesentlich ändert oder 

2. 
eine Betriebsstätte, in der Kernbrennstoffe verwendet werden, oder deren Lage 
wesentlich ändert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. 

eine genehmigungsbedürftige Anlage oder eine sonstige Anlage im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, deren Betrieb zum Schutz vor Gefahren untersagt worden 
ist, 

2. 
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eine genehmigungsbedürftige Rohrleitungsanlage zum Befördern wassergefährdender 
Stoffe im Sinne des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 

3. 
eine Abfallentsorgungsanlage im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes oder 

4. 
eine Abwasserbehandlungsanlage nach § 60 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes 

ohne die nach dem jeweiligen Gesetz erforderliche Genehmigung oder Planfeststellung oder 
entgegen einer auf dem jeweiligen Gesetz beruhenden vollziehbaren Untersagung betreibt. 
Ebenso wird bestraft, wer ohne die erforderliche Genehmigung oder Planfeststellung oder 
entgegen einer vollziehbaren Untersagung eine Anlage, in der gefährliche Stoffe oder 
Gemische gelagert oder verwendet oder gefährliche Tätigkeiten ausgeübt werden, in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in einer Weise betreibt, die geeignet ist, 
außerhalb der Anlage Leib oder Leben eines anderen Menschen zu schädigen oder erhebliche 
Schäden an Tieren oder Pflanzen, Gewässern, der Luft oder dem Boden herbeizuführen. 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe  
1. 

in den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, 

2. 
in den Fällen des Absatzes 2 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 

§ 328 StGB  Unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen und anderen gefährlichen 
Stoffen und Gütern 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft,  
1. 

wer ohne die erforderliche Genehmigung oder entgegen einer vollziehbaren 
Untersagung Kernbrennstoffe oder 

2. 
wer ohne die erforderliche Genehmigung oder wer entgegen einer vollziehbaren 
Untersagung sonstige radioaktive Stoffe, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge 
geeignet sind, durch ionisierende Strahlen den Tod oder eine schwere 
Gesundheitsschädigung eines anderen oder erhebliche Schäden an Tieren oder 
Pflanzen, Gewässern, der Luft oder dem Boden herbeizuführen, 

herstellt, aufbewahrt, befördert, bearbeitet, verarbeitet oder sonst verwendet, einführt oder 
ausführt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer  
1. 

Kernbrennstoffe, zu deren Ablieferung er auf Grund des Atomgesetzes verpflichtet ist, 
nicht unverzüglich abliefert, 

2. 
Kernbrennstoffe oder die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Stoffe an Unberechtigte 
abgibt oder die Abgabe an Unberechtigte vermittelt, 

3. 
eine nukleare Explosion verursacht oder 

4. 
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einen anderen zu einer in Nummer 3 bezeichneten Handlung verleitet oder eine solche 
Handlung fördert. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten  
1. 

beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder technischen 
Einrichtung, radioaktive Stoffe oder gefährliche Stoffe und Gemische nach Artikel 3 
der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen 
und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 
31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 790/2009 (ABl. L 235 
vom 5.9.2009, S. 1) geändert worden ist, lagert, bearbeitet, verarbeitet oder sonst 
verwendet oder 

2. 
gefährliche Güter befördert, versendet, verpackt oder auspackt, verlädt oder entlädt, 
entgegennimmt oder anderen überläßt 

und dadurch die Gesundheit eines anderen, Tiere oder Pflanzen, Gewässer, die Luft oder den 
Boden oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. 
(6) Die Absätze 4 und 5 gelten nicht für Taten nach Absatz 2 Nr. 4. 
 

§ 329 StGB  Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete 

(1) Wer entgegen einer auf Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung über ein Gebiet, das eines besonderen Schutzes vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche bedarf oder in dem 
während austauscharmer Wetterlagen ein starkes Anwachsen schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen zu befürchten ist, Anlagen innerhalb des 
Gebiets betreibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer innerhalb eines solchen Gebiets Anlagen entgegen einer 
vollziehbaren Anordnung betreibt, die auf Grund einer in Satz 1 bezeichneten 
Rechtsverordnung ergangen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, 
Luft- oder Wasserfahrzeuge. 
(2) Wer entgegen einer zum Schutz eines Wasser- oder Heilquellenschutzgebietes erlassenen 
Rechtsvorschrift oder vollziehbaren Untersagung  
1. 

betriebliche Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen betreibt, 
2. 

Rohrleitungsanlagen zum Befördern wassergefährdender Stoffe betreibt oder solche 
Stoffe befördert oder 

3. 
im Rahmen eines Gewerbebetriebes Kies, Sand, Ton oder andere feste Stoffe abbaut, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Betriebliche Anlage im 
Sinne des Satzes 1 ist auch die Anlage in einem öffentlichen Unternehmen. 
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(3) Wer entgegen einer zum Schutz eines Naturschutzgebietes, einer als Naturschutzgebiet 
einstweilig sichergestellten Fläche oder eines Nationalparks erlassenen Rechtsvorschrift oder 
vollziehbaren Untersagung  
1. 

Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut oder gewinnt, 

2. 
Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt, 

3. 
Gewässer schafft, verändert oder beseitigt, 

4. 
Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete entwässert, 

5. 
Wald rodet, 

6. 
Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschützten Art tötet, 
fängt, diesen nachstellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört oder entfernt, 

7. 
Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschützten Art 
beschädigt oder entfernt oder 

8. 
ein Gebäude errichtet 

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheblich beeinträchtigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten in einem Natura 2000-Gebiet einen 
für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck dieses Gebietes maßgeblichen  
1. 

Lebensraum einer Art, die in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7) oder 
in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 
vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/17/EU (ABl. L 158 vom 
10.6.2013, S. 193) geändert worden ist, aufgeführt ist, oder 

2. 
natürlichen Lebensraumtyp, der in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 
Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 
2013/17/EU (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 193) geändert worden ist, aufgeführt ist, 

erheblich schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe  
1. 

in den Fällen der Absätze 1 und 2 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe, 
2. 

in den Fällen des Absatzes 3 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
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(6) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
 

§ 330 StGB  Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat 

(1) In besonders schweren Fällen wird eine vorsätzliche Tat nach den §§ 324 bis 329 mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter  
1. 

ein Gewässer, den Boden oder ein Schutzgebiet im Sinne des § 329 Abs. 3 derart 
beeinträchtigt, daß die Beeinträchtigung nicht, nur mit außerordentlichem Aufwand 
oder erst nach längerer Zeit beseitigt werden kann, 

2. 
die öffentliche Wasserversorgung gefährdet, 

3. 
einen Bestand von Tieren oder Pflanzen einer streng geschützten Art nachhaltig 
schädigt oder 

4. 
aus Gewinnsucht handelt. 

(2) Wer durch eine vorsätzliche Tat nach den §§ 324 bis 329  
1. 

einen anderen Menschen in die Gefahr des Todes oder einer schweren 
Gesundheitsschädigung oder eine große Zahl von Menschen in die Gefahr einer 
Gesundheitsschädigung bringt oder 

2. 
den Tod eines anderen Menschen verursacht, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in 
den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 330a Abs. 1 bis 3 mit Strafe bedroht ist. 
(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 auf Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
 

§ 330a StGB  Schwere Gefährdung durch Freisetzen von Giften 

(1) Wer Stoffe, die Gifte enthalten oder hervorbringen können, verbreitet oder freisetzt und 
dadurch die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung eines anderen 
Menschen oder die Gefahr einer Gesundheitsschädigung einer großen Zahl von Menschen 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 
(2) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod eines anderen Menschen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren. 
(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren zu erkennen. 
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 leichtfertig handelt und die Gefahr fahrlässig verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

§ 330b StGB  Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann in den Fällen des § 325a Abs. 2, des § 326 Abs. 1 bis 3, des § 328 Abs. 
1 bis 3 und des § 330a Abs. 1, 3 und 4 die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) 
oder von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, wenn der Täter freiwillig die Gefahr 
abwendet oder den von ihm verursachten Zustand beseitigt, bevor ein erheblicher Schaden 
entsteht. Unter denselben Voraussetzungen wird der Täter nicht nach § 325a Abs. 3 Nr. 2, § 
326 Abs. 5, § 328 Abs. 5 und § 330a Abs. 5 bestraft. 
(2) Wird ohne Zutun des Täters die Gefahr abgewendet oder der rechtswidrig verursachte 
Zustand beseitigt, so genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 
erreichen. 
 

§ 330c StGB  Einziehung 

Ist eine Straftat nach den §§ 326, 327 Abs. 1 oder 2, §§ 328, 329 Absatz 1, 2 oder Absatz 3, 
dieser auch in Verbindung mit Absatz 5, oder Absatz 4, dieser auch in Verbindung mit Absatz 
6, begangen worden, so können  
1. 

Gegenstände, die durch die Tat hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder 
Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, und 

2. 
Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, 

eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 
 

§ 330d StGB  Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abschnitts ist  
1. 

ein Gewässer: 

ein oberirdisches Gewässer, das Grundwasser und das Meer; 
2. 

eine kerntechnische Anlage: 
eine Anlage zur Erzeugung oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung oder zur Spaltung 
von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe; 

3. 
ein gefährliches Gut: 
ein Gut im Sinne des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter und einer 
darauf beruhenden Rechtsverordnung und im Sinne der Rechtsvorschriften über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter im jeweiligen Anwendungsbereich; 

4. 
eine verwaltungsrechtliche Pflicht: 
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eine Pflicht, die sich aus 
a) 
einer Rechtsvorschrift, 

b) 
einer gerichtlichen Entscheidung, 

c) 
einem vollziehbaren Verwaltungsakt, 

d) 
einer vollziehbaren Auflage oder 

e) 
einem öffentlich-rechtlichen Vertrag, soweit die Pflicht auch durch Verwaltungsakt 
hätte auferlegt werden können, 
ergibt und dem Schutz vor Gefahren oder schädlichen Einwirkungen auf die Umwelt, 
insbesondere auf Menschen, Tiere oder Pflanzen, Gewässer, die Luft oder den Boden, 
dient; 

5. 
ein Handeln ohne Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige Zulassung: 

auch ein Handeln auf Grund einer durch Drohung, Bestechung oder Kollusion 
erwirkten oder durch unrichtige oder unvollständige Angaben erschlichenen 
Genehmigung, Planfeststellung oder sonstigen Zulassung. 

(2) Für die Anwendung der §§ 311, 324a, 325, 326, 327 und 328 stehen in Fällen, in denen 
die Tat in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union begangen worden ist,  
1. 

einer verwaltungsrechtlichen Pflicht, 
2. 

einem vorgeschriebenen oder zugelassenen Verfahren, 
3. 

einer Untersagung, 
4. 

einem Verbot, 
5. 

einer zugelassenen Anlage, 
6. 

einer Genehmigung und 
7. 

einer Planfeststellung 
entsprechende Pflichten, Verfahren, Untersagungen, Verbote, zugelassene Anlagen, 
Genehmigungen und Planfeststellungen auf Grund einer Rechtsvorschrift des anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Union oder auf Grund eines Hoheitsakts des anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Union gleich. Dies gilt nur, soweit damit ein Rechtsakt der 
Europäischen Union oder ein Rechtsakt der Europäischen Atomgemeinschaft umgesetzt oder 
angewendet wird, der dem Schutz vor Gefahren oder schädlichen Einwirkungen auf die 
Umwelt, insbesondere auf Menschen, Tiere oder Pflanzen, Gewässer, die Luft oder den 
Boden, dient. 
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ZIVILRECHT 

 

§ 631 BGB  Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 

(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung des versprochenen 
Werkes, der Besteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 
(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder Veränderung einer 
Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein. 

 

§ 632 BGB  Vergütung 

(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Herstellung des Werkes den 
Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 
(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe die 
taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung als vereinbart 
anzusehen. 
(3) Ein Kostenanschlag ist im Zweifel nicht zu vergüten. 
 

(...) 

 

§ 633 BGB  Sach- und Rechtsmangel 

(1) Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und Rechtsmängeln zu 
verschaffen. 

(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat. 
Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachmängeln,  

1. 

wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst 

2. 
für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei 
Werken der gleichen Art üblich ist und die der Besteller nach der Art des Werkes 
erwarten kann. 

Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das bestellte Werk 
oder das Werk in zu geringer Menge herstellt. 
(3) Das Werk ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf das Werk keine oder 
nur die im Vertrag übernommenen Rechte gegen den Besteller geltend machen können. 
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§ 634 BGB  Rechte des Bestellers bei Mängeln 

Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden 
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,  
1. 

nach § 635 Nacherfüllung verlangen, 

2. 
nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen 
verlangen, 

3. 
nach den §§ 636, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurücktreten oder nach § 638 
die Vergütung mindern und 

4. 
nach den §§ 636, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284 Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

 

§ 634a Verjährung der Mängelansprüche 

(1) Die in § 634 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Ansprüche verjähren  
1. 

vorbehaltlich der Nummer 2 in zwei Jahren bei einem Werk, dessen Erfolg in der 
Herstellung, Wartung oder Veränderung einer Sache oder in der Erbringung von 
Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, 

2. 
in fünf Jahren bei einem Bauwerk und einem Werk, dessen Erfolg in der 
Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, und 

3. 
im Übrigen in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

(2) Die Verjährung beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit der Abnahme. 
(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 verjähren die Ansprüche in der 
regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Unternehmer den Mangel arglistig verschwiegen 
hat. Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung jedoch nicht vor Ablauf der dort 
bestimmten Frist ein. 

(4) Für das in § 634 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Besteller kann trotz einer 
Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 1 die Zahlung der Vergütung insoweit 
verweigern, als er auf Grund des Rücktritts dazu berechtigt sein würde. Macht er von diesem 
Recht Gebrauch, kann der Unternehmer vom Vertrag zurücktreten. 
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(5) Auf das in § 634 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und Absatz 4 Satz 2 
entsprechende Anwendung. 

 

§ 635 BGB  Nacherfüllung 

(1) Verlangt der Besteller Nacherfüllung, so kann der Unternehmer nach seiner Wahl den 
Mangel beseitigen oder ein neues Werk herstellen. 
(2) Der Unternehmer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen. 

(3) Der Unternehmer kann die Nacherfüllung unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 
verweigern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. 

(4) Stellt der Unternehmer ein neues Werk her, so kann er vom Besteller Rückgewähr des 
mangelhaften Werkes nach Maßgabe der §§ 346 bis 348 verlangen. 

 

§ 636 BGB  Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadensersatz 

Außer in den Fällen der § 281 Abs. 2 und 323 Abs. 2 bedarf es der Fristsetzung auch dann 
nicht, wenn der Unternehmer die Nacherfüllung gemäß § 635 Abs. 3 verweigert oder wenn 
die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist. 
 
(...) 

 

§ 638 BGB  Minderung 

(1) Statt zurückzutreten, kann der Besteller die Vergütung durch Erklärung gegenüber 
dem Unternehmer mindern. Der Ausschlussgrund des § 323 Abs. 5 Satz 2 findet keine 
Anwendung. 
(2) Sind auf der Seite des Bestellers oder auf der Seite des Unternehmers mehrere beteiligt, so 
kann die Minderung nur von allen oder gegen alle erklärt werden. 

(3) Bei der Minderung ist die Vergütung in dem Verhältnis herabzusetzen, in welchem zur 
Zeit des Vertragsschlusses der Wert des Werkes in mangelfreiem Zustand zu dem 
wirklichen Wert gestanden haben würde. Die Minderung ist, soweit erforderlich, durch 
Schätzung zu ermitteln. 

(4) Hat der Besteller mehr als die geminderte Vergütung gezahlt, so ist der Mehrbetrag vom 
Unternehmer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und § 347 Abs. 1 finden entsprechende Anwendung. 
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§ 639 BGB  Haftungsausschluss 

Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Bestellers wegen eines Mangels 
ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Unternehmer nicht berufen, soweit 
er den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit des 
Werkes übernommen hat. 

 

§ 640 BGB  Abnahme 

(1) Der Besteller ist verpflichtet, das vertragsmäßig hergestellte Werk abzunehmen, 
sofern nicht nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen ist. Wegen 
unwesentlicher Mängel kann die Abnahme nicht verweigert werden. 
(2) Als abgenommen gilt ein Werk auch, wenn der Unternehmer dem Besteller nach 
Fertigstellung des Werks eine angemessene Frist zur Abnahme gesetzt hat und der Besteller 
die Abnahme nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines Mangels verweigert 
hat. Ist der Besteller ein Verbraucher, so treten die Rechtsfolgen des Satzes 1 nur dann ein, 
wenn der Unternehmer den Besteller zusammen mit der Aufforderung zur Abnahme auf die 
Folgen einer nicht erklärten oder ohne Angabe von Mängeln verweigerten Abnahme 
hingewiesen hat; der Hinweis muss in Textform erfolgen. 

(3) Nimmt der Besteller ein mangelhaftes Werk gemäß Absatz 1 Satz 1 ab, obschon er den 
Mangel kennt, so stehen ihm die in § 634 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechte nur zu, wenn er 
sich seine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält. 

 

§ 641 BGB  Fälligkeit der Vergütung 

(1) Die Vergütung ist bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. Ist das Werk in Teilen 
abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile bestimmt, so ist die Vergütung für 
jeden Teil bei dessen Abnahme zu entrichten. 

(2) Die Vergütung des Unternehmers für ein Werk, dessen Herstellung der Besteller einem 
Dritten versprochen hat, wird spätestens fällig,  

1. 

soweit der Besteller von dem Dritten für das versprochene Werk wegen dessen 
Herstellung seine Vergütung oder Teile davon erhalten hat, 

2. 
soweit das Werk des Bestellers von dem Dritten abgenommen worden ist oder als 
abgenommen gilt oder 

3. 
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wenn der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Auskunft 
über die in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Umstände bestimmt hat. 

Hat der Besteller dem Dritten wegen möglicher Mängel des Werks Sicherheit geleistet, gilt 
Satz 1 nur, wenn der Unternehmer dem Besteller entsprechende Sicherheit leistet. 
(3) Kann der Besteller die Beseitigung eines Mangels verlangen, so kann er nach der 
Fälligkeit die Zahlung eines angemessenen Teils der Vergütung verweigern; angemessen ist 
in der Regel das Doppelte der für die Beseitigung des Mangels erforderlichen Kosten. 

(4) Eine in Geld festgesetzte Vergütung hat der Besteller von der Abnahme des Werkes an zu 
verzinsen, sofern nicht die Vergütung gestundet ist. 
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VERWALTUNGSRECHT 

 

§ 1a BauGB  Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz 

(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum 
Umweltschutz anzuwenden. 
(2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, 
als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang 
umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 
Absatz 7 zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als 
Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den 
Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere 
Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten 
zählen können. 
 

§ 2a BauGB  Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht 

Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans eine 
Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des Verfahrens  
1. 

die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans und 
2. 

in dem Umweltbericht nach der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die auf Grund der 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 ermittelten und bewerteten Belange des 
Umweltschutzes 

darzulegen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung. 
 

§ 3 BauGB  Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu 
geben. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit im Sinne des Satzes 1. Von 
der Unterrichtung und Erörterung kann abgesehen werden, wenn 
1. 

ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird und sich dies auf das Plangebiet 
und die Nachbargebiete nicht oder nur unwesentlich auswirkt oder 

2. 
die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer Grundlage erfolgt sind. 
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An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, 
wenn die Erörterung zu einer Änderung der Planung führt. 
(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den nach Einschätzung der 
Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die 
Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes für die Dauer einer angemessenen längeren Frist öffentlich auszulegen.  
 

§ 4c BauGB  Überwachung 

Die Gemeinden überwachen die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der 
Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur 
Abhilfe zu ergreifen 

 

 

§ 1 BauNVO  Allgemeine Vorschriften für Bauflächen und Baugebiete 

(1) Im Flächennutzungsplan können die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der 
allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung (Bauflächen) dargestellt werden als  
1. Wohnbauflächen (W) 
2. gemischte Bauflächen (M) 
3. gewerbliche Bauflächen (G) 
4. Sonderbauflächen                                                                                                      (S)  

(...) 

 

§ 2 BauNVO  Kleinsiedlungsgebiete 

(1) Kleinsiedlungsgebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Kleinsiedlungen 
einschließlich Wohngebäuden mit entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsstellen. 

(2) Zulässig sind  

1. 

Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten, 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen und Gartenbaubetriebe, 

2. 
die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störenden Handwerksbetriebe. 

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden  
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1. 

sonstige Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 

2. 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 

3. 
Tankstellen, 

4. 
nicht störende Gewerbebetriebe. 

 

§ 3 BauNVO  Reine Wohngebiete 

(1) Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen. 

(2) Zulässig sind  

1. 

Wohngebäude, 

2. 
Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets 
dienen. 

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden  
1. 

Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs 
für die Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, 

2. 
sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des 
Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke. 

(4) Zu den nach Absatz 2 sowie den §§ 2, 4 bis 7 zulässigen Wohngebäuden gehören auch 
solche, die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen. 
 

§ 4 BauNVO  Allgemeine Wohngebiete 

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

(2) Zulässig sind  

1. 
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Wohngebäude, 

2. 
die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

3. 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden  
1. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

2. 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

3. 
Anlagen für Verwaltungen, 

4. 
Gartenbaubetriebe, 

5. 
Tankstellen. 
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§ 1 BNatSchG  Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

(1) Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben 
und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu 
schützen, dass  
1. 

die biologische Vielfalt, 
2. 

die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der 
Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 

3. 
die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und 
Landschaft 

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 
erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 

(2) Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend dem jeweiligen 
Gefährdungsgrad insbesondere  
1. 

lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer 
Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie 
Wanderungen und Wiederbesiedelungen zu ermöglichen, 

2. 
Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten 
entgegenzuwirken, 

3. 
Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen 
Eigenheiten in einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte 
Landschaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen bleiben. 

(3) Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind 
insbesondere  
1. 

die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf die 
prägenden biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen 
Strukturen zu schützen; Naturgüter, die sich nicht erneuern, sind sparsam und 
schonend zu nutzen; sich erneuernde Naturgüter dürfen nur so genutzt werden, dass 
sie auf Dauer zur Verfügung stehen, 

2. 
Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht 
mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung 
nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen, 

3. 
Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche 
Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für 
natürliche und naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen 
Rückhalteflächen; Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe 
Maßnahmen zu erfolgen; für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen 
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ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen, 

4. 
Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder 
klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder 
Luftaustauschbahnen; dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung 
insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien kommt eine 
besondere Bedeutung zu, 

5. 
wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und 
Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu 
erhalten, 

6. 
der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür geeigneten Flächen 
Raum und Zeit zu geben. 

(4) Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des 
Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere  
1. 

Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren 
Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen 
Beeinträchtigungen zu bewahren, 

2. 
zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage 
geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen 
und zugänglich zu machen. 

(5) Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer 
Zerschneidung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie 
die Bebauung unbebauter Flächen im beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie 
nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen 
im Außenbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben sollen 
landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so gebündelt werden, dass die Zerschneidung und die 
Inanspruchnahme der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden 
oder so gering wie möglich gehalten werden. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von 
Bodenschätzen, bei Abgrabungen und Aufschüttungen sind dauernde Schäden des 
Naturhaushalts und Zerstörungen wertvoller Landschaftsteile zu vermeiden; unvermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind insbesondere durch Förderung natürlicher 
Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestaltung, Wiedernutzbarmachung oder 
Rekultivierung auszugleichen oder zu mindern. 
(6) Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile, 
wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume 
und Gehölzstrukturen, Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, 
stehende Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und landwirtschaftlich genutzte 
Flächen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu 
zu schaffen. 
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§ 3 BNatSchG  Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse, vertragliche 
Vereinbarungen, Zusammenarbeit der Behörden 

(1) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden im Sinne dieses 
Gesetzes sind  
1. 

die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden 
oder 

2. 
das Bundesamt für Naturschutz, soweit ihm nach diesem Gesetz Zuständigkeiten 
zugewiesen werden. 

(2) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden überwachen die 
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften und treffen nach pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erforderlichen 
Maßnahmen, um deren Einhaltung sicherzustellen, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
(3) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege soll vorrangig geprüft 
werden, ob der Zweck mit angemessenem Aufwand auch durch vertragliche Vereinbarungen 
erreicht werden kann. 
(4) Mit der Ausführung landschaftspflegerischer und -gestalterischer Maßnahmen sollen die 
zuständigen Behörden nach Möglichkeit land- und forstwirtschaftliche Betriebe, 
Vereinigungen, in denen Gemeinden oder Gemeindeverbände, Landwirte und Vereinigungen, 
die im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, 
gleichberechtigt vertreten sind (Landschaftspflegeverbände), anerkannte 
Naturschutzvereinigungen oder Träger von Naturparken beauftragen. Hoheitliche Befugnisse 
können nicht übertragen werden. 
(5) Die Behörden des Bundes und der Länder haben die für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörden bereits bei der Vorbereitung aller öffentlichen 
Planungen und Maßnahmen, die die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
berühren können, hierüber zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, soweit nicht eine weiter gehende Form der Beteiligung vorgesehen ist. Die 
Beteiligungspflicht nach Satz 1 gilt für die für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständigen Behörden entsprechend, soweit Planungen und Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege den Aufgabenbereich anderer Behörden berühren können. 
(6) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden gewährleisten einen 
frühzeitigen Austausch mit Betroffenen und der interessierten Öffentlichkeit über ihre 
Planungen und Maßnahmen. 
(7) Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
nur, wenn der Gemeinde oder dem Gemeindeverband die Aufgaben durch Landesrecht 
übertragen worden sind. 
 

§ 6 BNatSchG  Beobachtung von Natur und Landschaft 

(1) Der Bund und die Länder beobachten im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Natur und 
Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 
(2) Die Beobachtung dient der gezielten und fortlaufenden Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung des Zustands von Natur und Landschaft und ihrer Veränderungen einschließlich 
der Ursachen und Folgen dieser Veränderungen. 
(3) Die Beobachtung umfasst insbesondere  
1. 
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den Zustand von Landschaften, Biotopen und Arten zur Erfüllung völkerrechtlicher 
Verpflichtungen, 

2. 
den Erhaltungszustand der natürlichen Lebensraumtypen und Arten von 
gemeinschaftlichem Interesse einschließlich des unbeabsichtigten Fangs oder Tötens 
der Tierarten, die in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 
Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 
2006/105/EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368) geändert worden ist, aufgeführt 
sind, sowie der europäischen Vogelarten und ihrer Lebensräume; dabei sind die 
prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten besonders zu 
berücksichtigen, 

3. 
den Zustand weiterer in Anhang III Tabelle 1 der Richtlinie 2008/56/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt 
(Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) (ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19) aufgeführter 
Biotoptypen und sonstiger biologischer Merkmale, 

4. 
das Vorkommen invasiver Arten gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 9 Buchstabe a nach 
Maßgabe des Artikels 14 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über die Prävention und das 
Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (ABl. 
L 317 vom 4.11.2014, S. 35). 

(4) Die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder unterstützen sich bei der 
Beobachtung. Sie sollen ihre Beobachtungsmaßnahmen aufeinander abstimmen. 
(5) Das Bundesamt für Naturschutz nimmt die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Beobachtung von Natur und Landschaft wahr, soweit in Rechtsvorschriften nichts anderes 
bestimmt ist. 
(6) Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung, über den Schutz personenbezogener Daten 
sowie über den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen bleiben unberührt. 
 

§ 7 BNatSchG  Begriffsbestimmungen 

(1) Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen:  
1. 

biologische Vielfalt 

die Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt 
sowie die Vielfalt an Formen von Lebensgemeinschaften und Biotopen; 

2. 
Naturhaushalt 

die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen; 

3. 
Erholung 
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natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes Natur- und Freizeiterleben 
einschließlich natur- und landschaftsverträglicher sportlicher Betätigung in der freien 
Landschaft, soweit dadurch die sonstigen Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden; 

4. 
natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse 
die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Lebensraumtypen; 

5. 
prioritäre natürliche Lebensraumtypen 

die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) gekennzeichneten 
Lebensraumtypen; 

6. 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgenommenen Gebiete, auch wenn ein Schutz im Sinne des § 32 Absatz 2 bis 4 
noch nicht gewährleistet ist; 

7. 
Europäische Vogelschutzgebiete 
Gebiete im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung 
der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7), wenn ein Schutz im 
Sinne des § 32 Absatz 2 bis 4 bereits gewährleistet ist; 

8. 
Natura 2000-Gebiete 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete; 

9. 
Erhaltungsziele 

Ziele, die im Hinblick auf die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands eines natürlichen Lebensraumtyps von gemeinschaftlichem 
Interesse, einer in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG oder in Artikel 4 Absatz 2 
oder Anhang I der Richtlinie 2009/147/EG aufgeführten Art für ein Natura 2000-
Gebiet festgelegt sind; 

10. 
günstiger Erhaltungszustand 
Zustand im Sinne von Artikel 1 Buchstabe e und i der Richtlinie 92/43/EWG und von 
Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 56), die zuletzt durch die Richtlinie 
2009/31/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114) geändert worden ist. 

(2) Für dieses Gesetz gelten folgende weitere Begriffsbestimmungen:  
1. 

Tiere  
a) 
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wild lebende, gefangene oder gezüchtete und nicht herrenlos gewordene sowie tote 
Tiere wild lebender Arten, 
b) 
Eier, auch im leeren Zustand, sowie Larven, Puppen und sonstige 
Entwicklungsformen von Tieren wild lebender Arten, 

c) 
ohne Weiteres erkennbare Teile von Tieren wild lebender Arten und 

d) 
ohne Weiteres erkennbar aus Tieren wild lebender Arten gewonnene Erzeugnisse; 

2. 
Pflanzen  
a) 
wild lebende, durch künstliche Vermehrung gewonnene sowie tote Pflanzen wild 
lebender Arten, 
b) 
Samen, Früchte oder sonstige Entwicklungsformen von Pflanzen wild lebender Arten, 
c) 
ohne Weiteres erkennbare Teile von Pflanzen wild lebender Arten und 
d) 
ohne Weiteres erkennbar aus Pflanzen wild lebender Arten gewonnene Erzeugnisse; 
als Pflanzen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch Flechten und Pilze; 

3. 
Art 

jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder Unterart; für die Bestimmung 
einer Art ist ihre wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend; 

4. 
Biotop 

Lebensraum einer Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und Pflanzen; 
5. 

Lebensstätte 
regelmäßiger Aufenthaltsort der wild lebenden Individuen einer Art; 

6. 
Population 

eine biologisch oder geografisch abgegrenzte Zahl von Individuen einer Art; 
7. 

(weggefallen) 
8. 

(weggefallen) 
9. 

invasive Art 
eine invasive gebietsfremde Art im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 1143/2014  
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a) 
die in der Unionsliste nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 
aufgeführt ist, 

b) 
für die Dringlichkeitsmaßnahmen nach Artikel 10 Absatz 4 oder für die 
Durchführungsrechtsakte nach Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014 in Kraft sind, soweit die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 nach den 
genannten Rechtsvorschriften anwendbar ist oder 
c) 
die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 
aufgeführt ist; 

10. 
Arten von gemeinschaftlichem Interesse 

die in Anhang II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Tier- und 
Pflanzenarten; 

11. 
prioritäre Arten 

die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) gekennzeichneten 
Tier- und Pflanzenarten; 

12. 
europäische Vogelarten 

in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 
2009/147/EG; 

13. 
besonders geschützte Arten  
a) 
Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren 
wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels (ABl. L 61 
vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298 vom 1.11.1997, S. 70, L 113 
vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 709/2010 (ABl. L 
212 vom 12.8.2010, S. 1) geändert worden ist, aufgeführt sind, 
b) 

nicht unter Buchstabe a fallende  
aa) 
Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt sind, 
bb) 
europäische Vogelarten, 
c) 
Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 aufgeführt 
sind; 

14. 
streng geschützte Arten 
besonders geschützte Arten, die  
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a) 
in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 
b) 
in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 
c) 
in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2 
aufgeführt sind; 

15. 
gezüchtete Tiere 

Tiere, die in kontrollierter Umgebung geboren oder auf andere Weise erzeugt und 
deren Elterntiere rechtmäßig erworben worden sind; 

16. 
künstlich vermehrte Pflanzen 

Pflanzen, die aus Samen, Gewebekulturen, Stecklingen oder Teilungen unter 
kontrollierten Bedingungen herangezogen worden sind; 

17. 
Anbieten 

Erklärung der Bereitschaft zu verkaufen oder zu kaufen und ähnliche Handlungen, 
einschließlich der Werbung, der Veranlassung zur Werbung oder der Aufforderung zu 
Verkaufs- oder Kaufverhandlungen; 

18. 
Inverkehrbringen 
das Anbieten, Vorrätighalten zur Abgabe, Feilhalten und jedes Abgeben an andere; 

19. 
rechtmäßig 

in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden Rechtsvorschriften zum Schutz der 
betreffenden Art im jeweiligen Staat sowie mit Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft auf dem Gebiet des Artenschutzes und dem Übereinkommen vom 3. 
März 1973 über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere 
und Pflanzen (BGBl. 1975 II S. 773, 777) – Washingtoner 
Artenschutzübereinkommen – im Rahmen ihrer jeweiligen räumlichen und zeitlichen 
Geltung oder Anwendbarkeit; 

20. 
Mitgliedstaat 
ein Staat, der Mitglied der Europäischen Union ist; 

21. 
Drittstaat 

ein Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union ist. 
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§ 9 BNatSChG  Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung; Ermächtigung zum 
Erlass von Rechtsverordnungen 

(1) Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum zu konkretisieren und die Erfordernisse 
und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele auch für die Planungen und 
Verwaltungsverfahren aufzuzeigen, deren Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft im 
Planungsraum auswirken können. 
(2) Inhalte der Landschaftsplanung sind die Darstellung und Begründung der konkretisierten 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege und der ihrer Verwirklichung dienenden 
Erfordernisse und Maßnahmen. Darstellung und Begründung erfolgen nach Maßgabe der §§ 
10 und 11 in Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplänen, Landschaftsplänen sowie 
Grünordnungsplänen. 
(3) Die Pläne sollen Angaben enthalten über  
1. 

den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand von Natur und Landschaft, 

2. 
die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 

3. 
die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zustands von Natur und 
Landschaft nach Maßgabe dieser Ziele einschließlich der sich daraus ergebenden 
Konflikte, 

4. 
die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere  
a) 
zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft, 

b) 
zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft im Sinne des Kapitels 4 sowie 
der Biotope, Lebensgemeinschaften und Lebensstätten der Tiere und Pflanzen wild 
lebender Arten, 

c) 
auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder ihrer natürlichen 
Entwicklungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere zur Kompensation von Eingriffen in Natur und 
Landschaft sowie zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel 
besonders geeignet sind, 

d) 
zum Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds, der Biotopvernetzung und des Netzes 
„Natura 2000“, 
e) 
zum Schutz, zur Qualitätsverbesserung und zur Regeneration von Böden, Gewässern, 
Luft und Klima, 

f) 
zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des 
Erholungswertes von Natur und Landschaft, 
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g) 
zur Erhaltung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich. 

Auf die Verwertbarkeit der Darstellungen der Landschaftsplanung für die 
Raumordnungspläne und Bauleitpläne ist Rücksicht zu nehmen. Das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die für die Darstellung der Inhalte zu verwendenden 
Planzeichen zu regeln. 
(4) Die Landschaftsplanung ist fortzuschreiben, sobald und soweit dies im Hinblick auf 
Erfordernisse und Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 4 erforderlich ist, 
insbesondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum 
eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind. Die Fortschreibung kann als sachlicher oder 
räumlicher Teilplan erfolgen, sofern die Umstände, die die Fortschreibung begründen, 
sachlich oder räumlich begrenzt sind. 
(5) In Planungen und Verwaltungsverfahren sind die Inhalte der Landschaftsplanung zu 
berücksichtigen. Insbesondere sind die Inhalte der Landschaftsplanung für die Beurteilung der 
Umweltverträglichkeit und der Verträglichkeit im Sinne des § 34 Absatz 1 dieses Gesetzes 
sowie bei der Aufstellung der Maßnahmenprogramme im Sinne der §§ 45h und 82 des 
Wasserhaushaltsgesetzes heranzuziehen. Soweit den Inhalten der Landschaftsplanung in den 
Entscheidungen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies zu begründen. 
 

§ 23 BNatSchG Naturschutzgebiete 

(1) Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen erforderlich ist  
1. 

zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen oder 
Lebensgemeinschaften bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten, 

2. 
aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder 

3. 
wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden Schönheit. 

(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
Naturschutzgebiets oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen 
können, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. Soweit es der Schutzzweck 
erlaubt, können Naturschutzgebiete der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. 
(3) In Naturschutzgebieten ist die Errichtung von Anlagen zur Durchführung von 
Gewässerbenutzungen im Sinne des § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes verboten. 
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§ 1 BImSchG  Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die 
Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu 
schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

(2) Soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, dient dieses Gesetz auch  
– 

der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen 
durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der 
Abfallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen, 
sowie 

– 
dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche 
Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt werden. 

 

§ 2 BImSchG  Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für  
1. 

die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, 
2. 

das Herstellen, Inverkehrbringen und Einführen von Anlagen, Brennstoffen und 
Treibstoffen, Stoffen und Erzeugnissen aus Stoffen nach Maßgabe der §§ 32 bis 37, 

3. 
die Beschaffenheit, die Ausrüstung, den Betrieb und die Prüfung von Kraftfahrzeugen 
und ihren Anhängern und von Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeugen sowie von 
Schwimmkörpern und schwimmenden Anlagen nach Maßgabe der §§ 38 bis 40 und 

4. 
den Bau öffentlicher Straßen sowie von Eisenbahnen, Magnetschwebebahnen und 
Straßenbahnen nach Maßgabe der §§ 41 bis 43. 
 

§ 3 BImSchG  Begriffsbestimmungen 

(1) Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind Immissionen, die nach 
Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. 
(2) Immissionen im Sinne dieses Gesetzes sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche 
Umwelteinwirkungen. 
(3) Emissionen im Sinne dieses Gesetzes sind die von einer Anlage ausgehenden 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnlichen 
Erscheinungen. 
(4) Luftverunreinigungen im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen der natürlichen 
Zusammensetzung der Luft, insbesondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe 
oder Geruchsstoffe. 
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(5) Anlagen im Sinne dieses Gesetzes sind  
1. 

Betriebsstätten und sonstige ortsfeste Einrichtungen, 

2. 
Maschinen, Geräte und sonstige ortsveränderliche technische Einrichtungen sowie 
Fahrzeuge, soweit sie nicht der Vorschrift des § 38 unterliegen, und 

3. 
Grundstücke, auf denen Stoffe gelagert oder abgelagert oder Arbeiten durchgeführt 
werden, die Emissionen verursachen können, ausgenommen öffentliche 
Verkehrswege. 

(5a) Ein Betriebsbereich ist der gesamte unter der Aufsicht eines Betreibers stehende Bereich, 
in dem gefährliche Stoffe im Sinne des Artikels 3 Nummer 10 der Richtlinie 2012/18/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. L 197 vom 24.7.2012, S. 1) in einer oder mehreren 
Anlagen einschließlich gemeinsamer oder verbundener Infrastrukturen oder Tätigkeiten auch 
bei Lagerung im Sinne des Artikels 3 Nummer 16 der Richtlinie in den in Artikel 3 Nummer 
2 oder Nummer 3 der Richtlinie bezeichneten Mengen tatsächlich vorhanden oder vorgesehen 
sind oder vorhanden sein werden, soweit vernünftigerweise vorhersehbar ist, dass die 
genannten gefährlichen Stoffe bei außer Kontrolle geratenen Prozessen anfallen; 
ausgenommen sind die in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 2012/18/EU angeführten 
Einrichtungen, Gefahren und Tätigkeiten, es sei denn, es handelt sich um eine in Artikel 2 
Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2012/18/EU genannte Einrichtung, Gefahr oder 
Tätigkeit. 
(5b) Eine störfallrelevante Errichtung und ein Betrieb oder eine störfallrelevante Änderung 
einer Anlage oder eines Betriebsbereichs ist eine Errichtung und ein Betrieb einer Anlage, die 
Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, oder eine Änderung einer Anlage 
oder eines Betriebsbereichs einschließlich der Änderung eines Lagers, eines Verfahrens oder 
der Art oder physikalischen Form oder der Mengen der gefährlichen Stoffe im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 10 der Richtlinie 2012/18/EU, aus der sich erhebliche Auswirkungen auf 
die Gefahren schwerer Unfälle ergeben können. Eine störfallrelevante Änderung einer Anlage 
oder eines Betriebsbereichs liegt zudem vor, wenn eine Änderung dazu führen könnte, dass 
ein Betriebsbereich der unteren Klasse zu einem Betriebsbereich der oberen Klasse wird oder 
umgekehrt. 
(5c) Der angemessene Sicherheitsabstand im Sinne dieses Gesetzes ist der Abstand zwischen 
einem Betriebsbereich oder einer Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines 
Betriebsbereichs ist, und einem benachbarten Schutzobjekt, der zur gebotenen Begrenzung 
der Auswirkungen auf das benachbarte Schutzobjekt, welche durch schwere Unfälle im Sinne 
des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU hervorgerufen werden können, beiträgt. 
Der angemessene Sicherheitsabstand ist anhand störfallspezifischer Faktoren zu ermitteln. 
(5d) Benachbarte Schutzobjekte im Sinne dieses Gesetzes sind ausschließlich oder 
überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete, öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete, 
Freizeitgebiete, wichtige Verkehrswege und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes 
besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete. 
(6) Stand der Technik im Sinne dieses Gesetzes ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher 
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme 
zur Begrenzung von Emissionen in Luft, Wasser und Boden, zur Gewährleistung der 
Anlagensicherheit, zur Gewährleistung einer umweltverträglichen Abfallentsorgung oder 
sonst zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Erreichung 
eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen lässt. 
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Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere die in der Anlage 
aufgeführten Kriterien zu berücksichtigen. 
(6a) BVT-Merkblatt im Sinne dieses Gesetzes ist ein Dokument, das auf Grund des 
Informationsaustausches nach Artikel 13 der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABl. L 334 vom 
17.12.2010, S. 17) für bestimmte Tätigkeiten erstellt wird und insbesondere die angewandten 
Techniken, die derzeitigen Emissions- und Verbrauchswerte, alle Zukunftstechniken sowie 
die Techniken beschreibt, die für die Festlegung der besten verfügbaren Techniken sowie der 
BVT-Schlussfolgerungen berücksichtigt wurden. 
(6b) BVT-Schlussfolgerungen im Sinne dieses Gesetzes sind ein nach Artikel 13 Absatz 5 der 
Richtlinie 2010/75/EU von der Europäischen Kommission erlassenes Dokument, das die Teile 
eines BVT-Merkblatts mit den Schlussfolgerungen in Bezug auf Folgendes enthält:  
1. 

die besten verfügbaren Techniken, ihrer Beschreibung und Informationen zur 
Bewertung ihrer Anwendbarkeit, 

2. 
die mit den besten verfügbaren Techniken assoziierten Emissionswerte, 

3. 
die zu den Nummern 1 und 2 gehörigen Überwachungsmaßnahmen, 

4. 
die zu den Nummern 1 und 2 gehörigen Verbrauchswerte sowie 

5. 
die gegebenenfalls einschlägigen Standortsanierungsmaßnahmen. 

(6c) Emissionsbandbreiten im Sinne dieses Gesetzes sind die mit den besten verfügbaren 
Techniken assoziierten Emissionswerte. 
(6d) Die mit den besten verfügbaren Techniken assoziierten Emissionswerte im Sinne dieses 
Gesetzes sind der Bereich von Emissionswerten, die unter normalen Betriebsbedingungen 
unter Verwendung einer besten verfügbaren Technik oder einer Kombination von besten 
verfügbaren Techniken entsprechend der Beschreibung in den BVT-Schlussfolgerungen 
erzielt werden, ausgedrückt als Mittelwert für einen vorgegebenen Zeitraum unter 
spezifischen Referenzbedingungen. 
(6e) Zukunftstechniken im Sinne dieses Gesetzes sind neue Techniken für Anlagen nach der 
Industrieemissions-Richtlinie, die bei gewerblicher Nutzung entweder ein höheres 
allgemeines Umweltschutzniveau oder zumindest das gleiche Umweltschutzniveau und 
größere Kostenersparnisse bieten könnten als der bestehende Stand der Technik. 
(7) Dem Herstellen im Sinne dieses Gesetzes steht das Verarbeiten, Bearbeiten oder sonstige 
Behandeln, dem Einführen im Sinne dieses Gesetzes das sonstige Verbringen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 
(8) Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie im Sinne dieses Gesetzes sind die in der 
Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 1 Satz 4 gekennzeichneten Anlagen. 
(9) Gefährliche Stoffe im Sinne dieses Gesetzes sind Stoffe oder Gemische gemäß Artikel 3 
der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 
Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 286/2011 (ABl. L 83 vom 30.3.2011, S. 1) geändert 
worden ist. 
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(10) Relevante gefährliche Stoffe im Sinne dieses Gesetzes sind gefährliche Stoffe, die in 
erheblichem Umfang in der Anlage verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden und die ihrer 
Art nach eine Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers auf dem 
Anlagengrundstück verursachen können. 
 

§ 4 BImSchG  Genehmigung 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder 
ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen 
hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, 
erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belästigen, sowie von ortsfesten 
Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von Abfällen bedürfen einer 
Genehmigung. Mit Ausnahme von Abfallentsorgungsanlagen bedürfen Anlagen, die nicht 
gewerblichen Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
Verwendung finden, der Genehmigung nur, wenn sie in besonderem Maße geeignet sind, 
schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche hervorzurufen. 
Die Bundesregierung bestimmt nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 51) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Anlagen, die einer Genehmigung 
bedürfen (genehmigungsbedürftige Anlagen); in der Rechtsverordnung kann auch vorgesehen 
werden, dass eine Genehmigung nicht erforderlich ist, wenn eine Anlage insgesamt oder in 
ihren in der Rechtsverordnung bezeichneten wesentlichen Teilen der Bauart nach zugelassen 
ist und in Übereinstimmung mit der Bauartzulassung errichtet und betrieben wird. Anlagen 
nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU sind in der 
Rechtsverordnung nach Satz 3 zu kennzeichnen. 
(2) Anlagen des Bergwesens oder Teile dieser Anlagen bedürfen der Genehmigung nach 
Absatz 1 nur, soweit sie über Tage errichtet und betrieben werden. Keiner Genehmigung nach 
Absatz 1 bedürfen Tagebaue und die zum Betrieb eines Tagebaus erforderlichen sowie die zur 
Wetterführung unerlässlichen Anlagen. 
 

§ 22 BImSchG  Pflichten der Betreiber nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen 

(1) Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass  
1. 

schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik 
vermeidbar sind, 

2. 
nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein 
Mindestmaß beschränkt werden und 

3. 
die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsgemäß beseitigt werden 
können. 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 51) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates auf Grund der Art oder Menge aller oder 
einzelner anfallender Abfälle die Anlagen zu bestimmen, für die die Anforderungen des § 5 
Absatz 1 Nummer 3 entsprechend gelten. Für Anlagen, die nicht gewerblichen Zwecken 
dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, gilt die 
Verpflichtung des Satzes 1 nur, soweit sie auf die Verhinderung oder Beschränkung von 
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schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche oder von 
Funkanlagen ausgehende nichtionisierende Strahlen gerichtet ist. 
(1a) Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und 
ähnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder hervorgerufen 
werden, sind im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung der 
Geräuscheinwirkungen dürfen Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden. 
(2) Weitergehende öffentlich-rechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
 

§ 23 BImSchG  Anforderungen an die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb 
nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 51) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates vorzuschreiben, dass die Errichtung, die 
Beschaffenheit und der Betrieb nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen bestimmten 
Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und, soweit diese Anlagen gewerblichen Zwecken dienen oder im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden und Betriebsbereiche oder 
Bestandteile von Betriebsbereichen sind, vor sonstigen Gefahren zur Verhütung schwerer 
Unfälle im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU und zur Begrenzung 
der Auswirkungen derartiger Unfälle für Mensch und Umwelt sowie zur Vorsorge gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen genügen müssen, insbesondere dass  
1. 

die Anlagen bestimmten technischen Anforderungen entsprechen müssen, 

2. 
die von Anlagen ausgehenden Emissionen bestimmte Grenzwerte nicht überschreiten 
dürfen, 
3. 
die Betreiber von Anlagen Messungen von Emissionen und Immissionen nach in der 
Rechtsverordnung näher zu bestimmenden Verfahren vorzunehmen haben oder von 
einer in der Rechtsverordnung zu bestimmenden Stelle vornehmen lassen müssen, 

4. 
die Betreiber bestimmter Anlagen der zuständigen Behörde unverzüglich die 
Inbetriebnahme oder eine Änderung einer Anlage, die für die Erfüllung von in der 
Rechtsverordnung vorgeschriebenen Pflichten von Bedeutung sein kann, anzuzeigen 
haben, 

4a. 
die Betreiber von Anlagen, die Betriebsbereiche oder Bestandteile von 
Betriebsbereichen sind, innerhalb einer angemessenen Frist vor Errichtung, vor 
Inbetriebnahme oder vor einer Änderung dieser Anlagen, die für die Erfüllung von in 
der Rechtsverordnung vorgeschriebenen Pflichten von Bedeutung sein kann, dies der 
zuständigen Behörde anzuzeigen haben und 

5. 
bestimmte Anlagen nur betrieben werden dürfen, nachdem die Bescheinigung eines 
von der nach Landesrecht zuständigen Behörde bekannt gegebenen Sachverständigen 
vorgelegt worden ist, dass die Anlage den Anforderungen der Rechtsverordnung oder 
einer Bauartzulassung nach § 33 entspricht. 
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In der Rechtsverordnung nach Satz 1 können auch die Anforderungen bestimmt werden, 
denen Sachverständige hinsichtlich ihrer Fachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnischen 
Ausstattung genügen müssen. Wegen der Anforderungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt § 7 
Absatz 5 entsprechend. 
(1a) Für bestimmte nicht genehmigungsbedürftige Anlagen kann durch Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 vorgeschrieben werden, dass auf Antrag des Trägers des Vorhabens ein 
Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung nach § 4 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 6 
durchzuführen ist. Im Falle eines Antrags nach Satz 1 sind für die betroffene Anlage an Stelle 
der für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen geltenden Vorschriften die Vorschriften über 
genehmigungsbedürftige Anlagen anzuwenden. Für das Verfahren gilt § 19 Absatz 2 und 3 
entsprechend. 
(2) Soweit die Bundesregierung von der Ermächtigung keinen Gebrauch macht, sind die 
Landesregierungen ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften im Sinne des Absatzes 
1 zu erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung auf eine oder mehrere oberste 
Landesbehörden übertragen. 

 

§ 32 BImSchG  Beschaffenheit von Anlagen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 51) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates vorzuschreiben, dass serienmäßig 
hergestellte Teile von Betriebsstätten und sonstigen ortsfesten Einrichtungen sowie die in § 3 
Absatz 5 Nummer 2 bezeichneten Anlagen und hierfür serienmäßig hergestellte Teile 
gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen nur in den Verkehr 
gebracht oder eingeführt werden dürfen, wenn sie bestimmten Anforderungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
oder nichtionisierende Strahlen genügen. In den Rechtsverordnungen nach Satz 1 kann 
insbesondere vorgeschrieben werden, dass  
1. 

die Emissionen der Anlagen oder der serienmäßig hergestellten Teile bestimmte Werte 
nicht überschreiten dürfen, 

2. 
die Anlagen oder die serienmäßig hergestellten Teile bestimmten technischen 
Anforderungen zur Begrenzung der Emissionen entsprechen müssen. 

Emissionswerte nach Satz 2 Nummer 1 können unter Berücksichtigung der technischen 
Entwicklung auch für einen Zeitpunkt nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung festgesetzt 
werden. Wegen der Anforderungen nach den Sätzen 1 bis 3 gilt § 7 Absatz 4 entsprechend. 
(2) In einer Rechtsverordnung kann ferner vorgeschrieben werden, dass die Anlagen oder die 
serienmäßig hergestellten Teile gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher 
Unternehmungen nur in den Verkehr gebracht oder eingeführt werden dürfen, wenn sie mit 
Angaben über die Höhe ihrer Emissionen gekennzeichnet sind. 
 

§ 44 BImSchG  Überwachung der Luftqualität 

(1) Zur Überwachung der Luftqualität führen die zuständigen Behörden regelmäßige 
Untersuchungen nach den Anforderungen der Rechtsverordnungen nach § 48a Absatz 1 oder 
1a durch. 
(2) Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen Untersuchungsgebiete festzulegen, in denen Art und Umfang bestimmter 
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nicht von Absatz 1 erfasster Luftverunreinigungen in der Atmosphäre, die schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorrufen können, in einem bestimmten Zeitraum oder fortlaufend 
festzustellen sowie die für die Entstehung der Luftverunreinigungen und ihrer Ausbreitung 
bedeutsamen Umstände zu untersuchen sind. 
 

§ 45 BImSchG  Verbesserung der Luftqualität 

(1) Die zuständigen Behörden ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um die Einhaltung 
der durch eine Rechtsverordnung nach § 48a festgelegten Immissionswerte sicherzustellen. 
Hierzu gehören insbesondere Pläne nach § 47. 
(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1  
a) 

müssen einem integrierten Ansatz zum Schutz von Luft, Wasser und Boden Rechnung 
tragen; 

b) 
dürfen nicht gegen die Vorschriften zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der 
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz verstoßen; 

c) 
dürfen keine erheblichen Beeinträchtigungen der Umwelt in anderen Mitgliedstaaten 
verursachen. 
 

§ 46 BImSchG  Emissionskataster 

Soweit es zur Erfüllung von bindenden Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften oder 
der Europäischen Union erforderlich ist, stellen die zuständigen Behörden Emissionskataster 
auf. 
 

§ 46a BImSchG  Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Die Öffentlichkeit ist nach Maßgabe der Rechtsverordnungen nach § 48a Absatz 1 über die 
Luftqualität zu informieren. Überschreitungen von in Rechtsverordnungen nach § 48a Absatz 
1 festgelegten Informations- oder Alarmschwellen sind der Öffentlichkeit von der zuständigen 
Behörde unverzüglich durch Rundfunk, Fernsehen, Presse oder auf andere Weise bekannt zu 
geben. 
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§ 1 KrWG  Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck des Gesetzes ist es, die Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen 
Ressourcen zu fördern und den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und 
Bewirtschaftung von Abfällen sicherzustellen. 
(2) Mit diesem Gesetz soll außerdem das Erreichen der europarechtlichen Zielvorgaben der 
Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 
über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABl. L 312 vom 22.11.2008, S. 3; L 
127 vom 26.5.2009, S. 24; L 297 vom 13.11.2015, S. 9; L 42 vom 18.2.2017, S. 43), die 
zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2018/851 (ABl. L 150 vom 14.6.2018, S. 109) geändert 
worden ist, gefördert werden. 
 

§ 2 KrWG  Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für  
1. 

die Vermeidung von Abfällen sowie 

2. 
die Verwertung von Abfällen, 

3. 
die Beseitigung von Abfällen und 

4. 
die sonstigen Maßnahmen der Abfallbewirtschaftung. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für  
1. 

Stoffe, die zu entsorgen sind  
a) 
nach dem Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 2011 (BGBl. I S. 1770) in der jeweils geltenden 
Fassung, soweit es für Lebensmittel, Lebensmittel-Zusatzstoffe, kosmetische Mittel, 
Bedarfsgegenstände und mit Lebensmitteln verwechselbare Produkte gilt, 

b) 
nach dem Tabakerzeugnisgesetz vom 4. April 2016 (BGBl. I S. 569) in der jeweils 
geltenden Fassung, 
c) 
nach dem Milch- und Margarinegesetz vom 25. Juli 1990 (BGBl. I S. 1471), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Januar 2019 (BGBl. I S. 33) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
d) 
nach dem Tiergesundheitsgesetz vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1324), 
e) 
nach dem Pflanzenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 
1998 (BGBl. I S. 971, 1527, 3512), das zuletzt durch Artikel 278 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
sowie 
f) 
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nach den auf Grund der in den Buchstaben a bis e genannten Gesetze erlassenen 
Rechtsverordnungen, 

2. 
tierische Nebenprodukte, soweit diese nach der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit 
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische 
Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung 
über tierische Nebenprodukte) (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung, nach den zu ihrer Durchführung ergangenen Rechtsakten der 
Europäischen Union, nach dem Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz vom 25. 
Januar 2004 (BGBl. I S. 82), das zuletzt durch Artikel 279 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
oder nach den auf Grund des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen abzuholen, zu sammeln, zu befördern, zu lagern, zu 
behandeln, zu verarbeiten, zu verwenden, zu beseitigen oder in Verkehr zu bringen 
sind, mit Ausnahme derjenigen tierischen Nebenprodukte, die zur Verbrennung, 
Lagerung auf einer Deponie oder Verwendung in einer Biogas- oder 
Kompostieranlage bestimmt sind, 

3. 
Stoffe, die  
a) 
bestimmt sind für die Verwendung als Einzelfuttermittel gemäß Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über das Inverkehrbringen und die Verwendung von 
Futtermitteln, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 
80/511/EWG der Kommission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 
93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG des Rates und der 
Entscheidung 2004/217/EG der Kommission (ABl. L 229 vom 1.9.2009, S. 1; L 192 
vom 22.7.2011, S. 71), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2018/1903 (ABl. L 310 
vom 6.12.2018, S. 22) geändert worden ist, und 

b) 
weder aus tierischen Nebenprodukten bestehen noch tierische Nebenprodukte 
enthalten, 

4. 
Körper von Tieren, die nicht durch Schlachtung zu Tode gekommen sind, 
einschließlich von solchen Tieren, die zur Tilgung von Tierseuchen getötet wurden, 
soweit diese Tierkörper nach den in Nummer 2 genannten Rechtsvorschriften zu 
beseitigen oder zu verarbeiten sind, 

5. 
Fäkalien, soweit sie nicht durch Nummer 2 erfasst werden, Stroh und andere 
natürliche nicht gefährliche land- oder forstwirtschaftliche Materialien, die in der 
Land- oder Forstwirtschaft oder zur Energieerzeugung aus einer solchen Biomasse 
durch Verfahren oder Methoden verwendet werden, die die Umwelt nicht schädigen 
oder die menschliche Gesundheit nicht gefährden, 

6. 
Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe im Sinne des Atomgesetzes oder des 
Strahlenschutzgesetzes, 
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7. 
Abfälle, die unmittelbar beim Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten sowie bei der 
damit zusammenhängenden Lagerung von Bodenschätzen in Betrieben anfallen, die 
der Bergaufsicht unterstehen und die nach dem Bundesberggesetz vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 237 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und den 
auf Grund des Bundesberggesetzes erlassenen Rechtsverordnungen unter Bergaufsicht 
entsorgt werden, 

8. 
gasförmige Stoffe, die nicht in Behältern gefasst sind, 

9. 
Stoffe, sobald sie in Gewässer oder Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht 
werden, 

10. 
Böden am Ursprungsort (Böden in situ), einschließlich nicht ausgehobener, 
kontaminierter Böden und Bauwerke, die dauerhaft mit dem Grund und Boden 
verbunden sind, 

11. 
nicht kontaminiertes Bodenmaterial und andere natürlich vorkommende Materialien, 
die bei Bauarbeiten ausgehoben wurden, sofern sichergestellt ist, dass die Materialien 
in ihrem natürlichen Zustand an dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden, für 
Bauzwecke verwendet werden, 

12. 
Sedimente, die zum Zweck der Bewirtschaftung von Gewässern, der Unterhaltung 
oder des Ausbaus von Wasserstraßen sowie der Vorbeugung gegen 
Überschwemmungen oder der Abschwächung der Auswirkungen von 
Überschwemmungen und Dürren oder zur Landgewinnung innerhalb von 
Oberflächengewässern umgelagert werden, sofern die Sedimente nachweislich nicht 
gefährlich sind, 

13. 
die Erfassung und Übergabe von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen, soweit dies 
auf Grund internationaler oder supranationaler Übereinkommen durch Bundes- oder 
Landesrecht geregelt wird, 

14. 
das Aufsuchen, Bergen, Befördern, Lagern, Behandeln und Vernichten von 
Kampfmitteln sowie 

15. 
Kohlendioxid, das für den Zweck der dauerhaften Speicherung abgeschieden, 
transportiert und in Kohlendioxidspeichern gespeichert wird, oder das in 
Forschungsspeichern gespeichert wird. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nach Maßgabe der besonderen Vorschriften des 
Strahlenschutzgesetzes und der auf Grund des Strahlenschutzgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen auch für die Entsorgung von Abfällen, die infolge eines Notfalls im 
Sinne des Strahlenschutzgesetzes radioaktiv kontaminiert sind oder radioaktiv kontaminiert 
sein können. 

 



43 
 

§ 3 KrWG  Begriffsbestimmungen 

(1) Abfälle im Sinne dieses Gesetzes sind alle Stoffe oder Gegenstände, derer sich ihr 
Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, 
die verwertet werden; Abfälle, die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung. 
(2) Eine Entledigung im Sinne des Absatzes 1 ist anzunehmen, wenn der Besitzer Stoffe oder 
Gegenstände einer Verwertung im Sinne der Anlage 2 oder einer Beseitigung im Sinne der 
Anlage 1 zuführt oder die tatsächliche Sachherrschaft über sie unter Wegfall jeder weiteren 
Zweckbestimmung aufgibt. 

(3) Der Wille zur Entledigung im Sinne des Absatzes 1 ist hinsichtlich solcher Stoffe oder 
Gegenstände anzunehmen,  
1. 

die bei der Energieumwandlung, Herstellung, Behandlung oder Nutzung von Stoffen 
oder Erzeugnissen oder bei Dienstleistungen anfallen, ohne dass der Zweck der 
jeweiligen Handlung hierauf gerichtet ist, oder 

2. 
deren ursprüngliche Zweckbestimmung entfällt oder aufgegeben wird, ohne dass ein 
neuer Verwendungszweck unmittelbar an deren Stelle tritt. 

Für die Beurteilung der Zweckbestimmung ist die Auffassung des Erzeugers oder Besitzers 
unter Berücksichtigung der Verkehrsanschauung zugrunde zu legen. 
(4) Der Besitzer muss sich Stoffen oder Gegenständen im Sinne des Absatzes 1 entledigen, 
wenn diese nicht mehr entsprechend ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung verwendet 
werden, auf Grund ihres konkreten Zustandes geeignet sind, gegenwärtig oder künftig das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die Umwelt, zu gefährden und deren 
Gefährdungspotenzial nur durch eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung oder 
gemeinwohlverträgliche Beseitigung nach den Vorschriften dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ausgeschlossen werden kann. 
(5) Gefährlich im Sinne dieses Gesetzes sind die Abfälle, die durch Rechtsverordnung nach § 
48 Satz 2 oder auf Grund einer solchen Rechtsverordnung bestimmt worden sind. Nicht 
gefährlich im Sinne dieses Gesetzes sind alle übrigen Abfälle. 

(5a) Siedlungsabfälle im Sinne von § 14 Absatz 1, § 15 Absatz 4, § 30 Absatz 6 Nummer 9 
Buchstabe b sind gemischt und getrennt gesammelte Abfälle  
1. 

aus privaten Haushaltungen, insbesondere Papier und Pappe, Glas, Metall, Kunststoff, 
Bioabfälle, Holz, Textilien, Verpackungen, Elektro- und Elektronik-Altgeräte, 
Altbatterien und Altakkumulatoren sowie Sperrmüll, einschließlich Matratzen und 
Möbel, und 

2. 
aus anderen Herkunftsbereichen, wenn diese Abfälle auf Grund ihrer Beschaffenheit 
und Zusammensetzung mit Abfällen aus privaten Haushaltungen vergleichbar sind. 

Keine Siedlungsabfälle im Sinne des Satzes 1 sind  
a) 

Abfälle aus Produktion, 
b) 

Abfälle aus Landwirtschaft, 
c) 

Abfälle aus Forstwirtschaft, 
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d) 
Abfälle aus Fischerei, 

e) 
Abfälle aus Abwasseranlagen, 

f) 
Bau- und Abbruchabfälle und 

g) 
Altfahrzeuge. 

(6) Inertabfälle im Sinne dieses Gesetzes sind mineralische Abfälle,  
1. 

die keinen wesentlichen physikalischen, chemischen oder biologischen 
Veränderungen unterliegen, 

2. 
die sich nicht auflösen, nicht brennen und nicht in anderer Weise physikalisch oder 
chemisch reagieren, 

3. 
die sich nicht biologisch abbauen und 

4. 
die andere Materialien, mit denen sie in Kontakt kommen, nicht in einer Weise 
beeinträchtigen, die zu nachteiligen Auswirkungen auf Mensch und Umwelt führen 
könnte. 

Die gesamte Auslaugbarkeit und der Schadstoffgehalt der Abfälle sowie die Ökotoxizität des 
Sickerwassers müssen unerheblich sein und dürfen insbesondere nicht die Qualität von 
Oberflächen- oder Grundwasser gefährden. 
(6a) Bau- und Abbruchabfälle im Sinne dieses Gesetzes sind Abfälle, die durch Bau- und 
Abbruchtätigkeiten entstehen. 
(7) Bioabfälle im Sinne dieses Gesetzes sind biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder 
aus Pilzmaterialien bestehende  
1. 

Garten- und Parkabfälle, 
2. 

Landschaftspflegeabfälle, 
3. 

Nahrungsmittel- und Küchenabfälle aus privaten Haushaltungen, aus dem Gaststätten-
, Kantinen- und Cateringgewerbe, aus Büros und aus dem Groß- und Einzelhandel 
sowie mit den genannten Abfällen vergleichbare Abfälle aus 
Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben und 

4. 
Abfälle aus sonstigen Herkunftsbereichen, die den in den Nummern 1 bis 3 genannten 
Abfällen nach Art, Beschaffenheit oder stofflichen Eigenschaften vergleichbar sind. 

(7a) Lebensmittelabfälle im Sinne dieses Gesetzes sind alle Lebensmittel gemäß Artikel 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 
2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, 
zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von 
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die 
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Verordnung (EU) 2017/228 (ABl. L 35 vom 10.2.2017, S. 10) geändert worden ist, die zu 
Abfall geworden sind. 
(7b) Rezyklate im Sinne dieses Gesetzes sind sekundäre Rohstoffe, die durch die Verwertung 
von Abfällen gewonnen worden sind oder bei der Beseitigung von Abfällen anfallen und für 
die Herstellung von Erzeugnissen geeignet sind. 

(8) Erzeuger von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische 
Person,  
1. 

durch deren Tätigkeit Abfälle anfallen (Ersterzeuger) oder 

2. 
die Vorbehandlungen, Mischungen oder sonstige Behandlungen vornimmt, die eine 
Veränderung der Beschaffenheit oder der Zusammensetzung dieser Abfälle bewirken 
(Zweiterzeuger). 

(9) Besitzer von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische 
Person, die die tatsächliche Sachherrschaft über Abfälle hat. 
(10) Sammler von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische 
Person, die gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen, das heißt, aus 
Anlass einer anderweitigen gewerblichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit, die nicht auf die 
Sammlung von Abfällen gerichtet ist, Abfälle sammelt. 
(11) Beförderer von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische 
Person, die gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen, das heißt, aus 
Anlass einer anderweitigen gewerblichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit, die nicht auf die 
Beförderung von Abfällen gerichtet ist, Abfälle befördert. 
(12) Händler von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische 
Person, die gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen, das heißt, aus 
Anlass einer anderweitigen gewerblichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit, die nicht auf das 
Handeln mit Abfällen gerichtet ist, oder öffentlicher Einrichtungen in eigener Verantwortung 
Abfälle erwirbt und weiterveräußert; die Erlangung der tatsächlichen Sachherrschaft über die 
Abfälle ist hierfür nicht erforderlich. 
(13) Makler von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische Person, 
die gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen, das heißt, aus Anlass einer 
anderweitigen gewerblichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit, die nicht auf das Makeln von 
Abfällen gerichtet ist, oder öffentlicher Einrichtungen für die Bewirtschaftung von Abfällen 
für Dritte sorgt; die Erlangung der tatsächlichen Sachherrschaft über die Abfälle ist hierfür 
nicht erforderlich. 
(14) Abfallbewirtschaftung im Sinne dieses Gesetzes ist die Bereitstellung, die Überlassung, 
die Sammlung, die Beförderung sowie die Verwertung und die Beseitigung von Abfällen; die 
beiden letztgenannten Verfahren schließen die Sortierung der Abfälle ein. Zur 
Abfallbewirtschaftung zählen auch die Überwachung der Tätigkeiten und Verfahren im Sinne 
des Satzes 1, die Nachsorge von Beseitigungsanlagen und die Tätigkeiten, die von Händlern 
und Maklern durchgeführt werden. 
(15) Sammlung im Sinne dieses Gesetzes ist das Einsammeln von Abfällen, einschließlich 
deren vorläufiger Sortierung und vorläufiger Lagerung zum Zweck der Beförderung zu einer 
Abfallbehandlungsanlage. 
(16) Getrennte Sammlung im Sinne dieses Gesetzes ist eine Sammlung, bei der ein 
Abfallstrom nach Art und Beschaffenheit des Abfalls getrennt gehalten wird, um eine 
bestimmte Behandlung zu erleichtern oder zu ermöglichen. 
(17) Eine gemeinnützige Sammlung von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
Sammlung, die durch eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch 
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Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Juni 2011 (BGBl. I S. 1126) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse getragen wird und der Beschaffung von Mitteln zur Verwirklichung ihrer 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der 
Abgabenordnung dient. Um eine gemeinnützige Sammlung von Abfällen handelt es sich auch 
dann, wenn die Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse nach Satz 1 einen 
gewerblichen Sammler mit der Sammlung beauftragt und dieser den Veräußerungserlös nach 
Abzug seiner Kosten und eines angemessenen Gewinns vollständig an die Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse auskehrt. 
(18) Eine gewerbliche Sammlung von Abfällen im Sinne dieses Gesetzes ist eine Sammlung, 
die zum Zweck der Einnahmeerzielung erfolgt. Die Durchführung der Sammeltätigkeit auf 
der Grundlage vertraglicher Bindungen zwischen dem Sammler und der privaten Haushaltung 
in dauerhaften Strukturen steht einer gewerblichen Sammlung nicht entgegen. 
(19) Kreislaufwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes sind die Vermeidung und Verwertung von 
Abfällen. 
(20) Vermeidung im Sinne dieses Gesetzes ist jede Maßnahme, die ergriffen wird, bevor ein 
Stoff, Material oder Erzeugnis zu Abfall geworden ist, und dazu dient, die Abfallmenge, die 
schädlichen Auswirkungen des Abfalls auf Mensch und Umwelt oder den Gehalt an 
schädlichen Stoffen in Materialien und Erzeugnissen zu verringern. Hierzu zählen 
insbesondere die anlageninterne Kreislaufführung von Stoffen, die abfallarme 
Produktgestaltung, die Wiederverwendung von Erzeugnissen oder die Verlängerung ihrer 
Lebensdauer sowie ein Konsumverhalten, das auf den Erwerb von abfall- und 
schadstoffarmen Produkten sowie die Nutzung von Mehrwegverpackungen gerichtet ist. 
(21) Wiederverwendung im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Verfahren, bei dem Erzeugnisse 
oder Bestandteile, die keine Abfälle sind, wieder für denselben Zweck verwendet werden, für 
den sie ursprünglich bestimmt waren. 
(22) Abfallentsorgung im Sinne dieses Gesetzes sind Verwertungs- und 
Beseitigungsverfahren, einschließlich der Vorbereitung vor der Verwertung oder Beseitigung. 
(23) Verwertung im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Verfahren, als dessen Hauptergebnis die 
Abfälle innerhalb der Anlage oder in der weiteren Wirtschaft einem sinnvollen Zweck 
zugeführt werden, indem sie entweder andere Materialien ersetzen, die sonst zur Erfüllung 
einer bestimmten Funktion verwendet worden wären, oder indem die Abfälle so vorbereitet 
werden, dass sie diese Funktion erfüllen. Anlage 2 enthält eine nicht abschließende Liste von 
Verwertungsverfahren. 
(23a) Stoffliche Verwertung im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Verwertungsverfahren mit 
Ausnahme der energetischen Verwertung und der Aufbereitung zu Materialien, die für die 
Verwendung als Brennstoff oder als anderes Mittel der Energieerzeugung bestimmt sind. Zur 
stofflichen Verwertung zählen insbesondere die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das 
Recycling und die Verfüllung. 
(24) Vorbereitung zur Wiederverwendung im Sinne dieses Gesetzes ist jedes 
Verwertungsverfahren der Prüfung, Reinigung oder Reparatur, bei dem Erzeugnisse oder 
Bestandteile von Erzeugnissen, die zu Abfällen geworden sind, so vorbereitet werden, dass sie 
ohne weitere Vorbehandlung wieder für denselben Zweck verwendet werden können, für den 
sie ursprünglich bestimmt waren. 
(25) Recycling im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Verwertungsverfahren, durch das Abfälle 
zu Erzeugnissen, Materialien oder Stoffen entweder für den ursprünglichen Zweck oder für 
andere Zwecke aufbereitet werden; es schließt die Aufbereitung organischer Materialien ein, 
nicht aber die energetische Verwertung und die Aufbereitung zu Materialien, die für die 
Verwendung als Brennstoff oder zur Verfüllung bestimmt sind. 
(25a) Verfüllung im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Verwertungsverfahren, bei dem geeignete 
nicht gefährliche Abfälle zur Rekultivierung von Abgrabungen oder zu bautechnischen 
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Zwecken bei der Landschaftsgestaltung verwendet werden. Abfälle im Sinne des Satzes 1 
sind solche, die Materialien ersetzen, die keine Abfälle sind, die für die vorstehend genannten 
Zwecke geeignet sind und auf die für die Erfüllung dieser Zwecke unbedingt erforderlichen 
Mengen beschränkt werden. 
(26) Beseitigung im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Verfahren, das keine Verwertung ist, auch 
wenn das Verfahren zur Nebenfolge hat, dass Stoffe oder Energie zurückgewonnen werden. 
Anlage 1 enthält eine nicht abschließende Liste von Beseitigungsverfahren. 
(27) Deponien im Sinne dieses Gesetzes sind Beseitigungsanlagen zur Ablagerung von 
Abfällen oberhalb der Erdoberfläche (oberirdische Deponien) oder unterhalb der 
Erdoberfläche (Untertagedeponien). Zu den Deponien zählen auch betriebsinterne 
Abfallbeseitigungsanlagen für die Ablagerung von Abfällen, in denen ein Erzeuger von 
Abfällen die Abfallbeseitigung am Erzeugungsort vornimmt. 
(28) Stand der Technik im Sinne dieses Gesetzes ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher 
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme 
zur Begrenzung von Emissionen in Luft, Wasser und Boden, zur Gewährleistung der 
Anlagensicherheit, zur Gewährleistung einer umweltverträglichen Abfallentsorgung oder 
sonst zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Erreichung 
eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen lässt. 
Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere die in Anlage 3 aufgeführten 
Kriterien zu berücksichtigen. 
 

§ 4 KrWG  Nebenprodukte 

(1) Fällt ein Stoff oder Gegenstand bei einem Herstellungsverfahren an, dessen 
hauptsächlicher Zweck nicht auf die Herstellung dieses Stoffes oder Gegenstandes gerichtet 
ist, ist er als Nebenprodukt und nicht als Abfall anzusehen, wenn  
1. 

sichergestellt ist, dass der Stoff oder Gegenstand weiter verwendet wird, 
2. 

eine weitere, über ein normales industrielles Verfahren hinausgehende Vorbehandlung 
hierfür nicht erforderlich ist, 

3. 
der Stoff oder Gegenstand als integraler Bestandteil eines Herstellungsprozesses 
erzeugt wird und 

4. 
die weitere Verwendung rechtmäßig ist; dies ist der Fall, wenn der Stoff oder 
Gegenstand alle für seine jeweilige Verwendung anzuwendenden Produkt-, Umwelt- 
und Gesundheitsschutzanforderungen erfüllt und insgesamt nicht zu schädlichen 
Auswirkungen auf Mensch und Umwelt führt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nach Maßgabe der in Absatz 1 genannten 
Anforderungen Kriterien zu bestimmen, nach denen bestimmte Stoffe oder Gegenstände als 
Nebenprodukt anzusehen sind, und Anforderungen zum Schutz von Mensch und Umwelt 
festzulegen. 
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§ 5 KrWG  Ende der Abfalleigenschaft 

(1) Die Abfalleigenschaft eines Stoffes oder Gegenstandes endet, wenn dieser ein Recycling 
oder ein anderes Verwertungsverfahren durchlaufen hat und so beschaffen ist, dass  
1. 

er üblicherweise für bestimmte Zwecke verwendet wird, 
2. 

ein Markt für ihn oder eine Nachfrage nach ihm besteht, 
3. 

er alle für seine jeweilige Zweckbestimmung geltenden technischen Anforderungen 
sowie alle Rechtsvorschriften und anwendbaren Normen für Erzeugnisse erfüllt sowie 

4. 
seine Verwendung insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen auf Mensch oder 
Umwelt führt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nach Maßgabe der in Absatz 1 genannten 
Anforderungen die Bedingungen näher zu bestimmen, unter denen für bestimmte Stoffe und 
Gegenstände die Abfalleigenschaft endet. Diese Bedingungen müssen ein hohes Maß an 
Schutz für Mensch und Umwelt sicherstellen und die umsichtige, sparsame und effiziente 
Verwendung der natürlichen Ressourcen ermöglichen. In der Rechtsverordnung ist 
insbesondere zu bestimmen:  
1. 

welche Abfälle der Verwertung zugeführt werden dürfen, 
2. 

welche Behandlungsverfahren und -methoden zulässig sind, 
3. 

die Qualitätskriterien, soweit erforderlich auch Schadstoffgrenzwerte, für Stoffe und 
Gegenstände im Sinne des Absatzes 1; die Qualitätskriterien müssen im Einklang mit 
den geltenden technischen Anforderungen, Rechtsvorschriften oder Normen für 
Erzeugnisse stehen, 

4. 
die Anforderungen an Managementsysteme, mit denen die Einhaltung der Kriterien 
für das Ende der Abfalleigenschaft nachgewiesen wird, einschließlich der 
Anforderungen  
a) 
an die Qualitätskontrolle und die Eigenüberwachung und 

b) 
an eine Akkreditierung oder sonstige Form der Fremdüberwachung der 
Managementsysteme, soweit dies erforderlich ist, sowie 

5. 
das Erfordernis und die Inhalte einer Konformitätserklärung. 

Teil 2 
Grundsätze und Pflichten der Erzeuger und Besitzer von Abfällen sowie der öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger 
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Abschnitt 1 
Grundsätze der Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaftung 

§ 6 KrWG  Abfallhierarchie 

(1) Maßnahmen der Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung stehen in folgender 
Rangfolge:  
1. 

Vermeidung, 
2. 

Vorbereitung zur Wiederverwendung, 
3. 

Recycling, 
4. 

sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung, 
5. 

Beseitigung. 
(2) Ausgehend von der Rangfolge nach Absatz 1 soll nach Maßgabe der §§ 7 und 8 diejenige 
Maßnahme Vorrang haben, die den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und 
Bewirtschaftung von Abfällen unter Berücksichtigung des Vorsorge- und 
Nachhaltigkeitsprinzips am besten gewährleistet. Für die Betrachtung der Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt nach Satz 1 ist der gesamte Lebenszyklus des Abfalls zugrunde zu 
legen. Hierbei sind insbesondere zu berücksichtigen  
1. 

die zu erwartenden Emissionen, 
2. 

das Maß der Schonung der natürlichen Ressourcen, 
3. 

die einzusetzende oder zu gewinnende Energie sowie 
4. 

die Anreicherung von Schadstoffen in Erzeugnissen, in Abfällen zur Verwertung oder 
in daraus gewonnenen Erzeugnissen. 

Die technische Möglichkeit, die wirtschaftliche Zumutbarkeit und die sozialen Folgen der 
Maßnahme sind zu beachten. 
(3) Die Anlage 5 enthält eine nicht abschließende Liste von Beispielen für Maßnahmen und 
wirtschaftliche Instrumente zur Schaffung von Anreizen für die Anwendung der 
Abfallhierarchie von Verwertungsverfahren. 

Abschnitt 2 
Kreislaufwirtschaft 

§ 7 KrWG  Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft 

(1) Die Pflichten zur Abfallvermeidung richten sich nach § 13 sowie den 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der §§ 24 und 25 erlassen worden sind. 
(2) Die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen sind zur Verwertung ihrer Abfälle 
verpflichtet. Die Verwertung von Abfällen hat Vorrang vor deren Beseitigung. Der 
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Vorrang entfällt, wenn die Beseitigung der Abfälle den Schutz von Mensch und Umwelt nach 
Maßgabe des § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 am besten gewährleistet. Der Vorrang gilt nicht für 
Abfälle, die unmittelbar und üblicherweise durch Maßnahmen der Forschung und 
Entwicklung anfallen. 
(3) Die Verwertung von Abfällen, insbesondere durch ihre Einbindung in Erzeugnisse, hat 
ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Die Verwertung erfolgt ordnungsgemäß, wenn 
sie im Einklang mit den Vorschriften dieses Gesetzes und anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften steht. Sie erfolgt schadlos, wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem 
Ausmaß der Verunreinigungen und der Art der Verwertung Beeinträchtigungen des Wohls 
der Allgemeinheit nicht zu erwarten sind, insbesondere keine Schadstoffanreicherung im 
Wertstoffkreislauf erfolgt. 
(4) Die Pflicht zur Verwertung von Abfällen ist zu erfüllen, soweit dies technisch möglich 
und wirtschaftlich zumutbar ist, insbesondere für einen gewonnenen Stoff oder gewonnene 
Energie ein Markt vorhanden ist oder geschaffen werden kann. Die Verwertung von Abfällen 
ist auch dann technisch möglich, wenn hierzu eine Vorbehandlung erforderlich ist. Die 
wirtschaftliche Zumutbarkeit ist gegeben, wenn die mit der Verwertung verbundenen Kosten 
nicht außer Verhältnis zu den Kosten stehen, die für eine Abfallbeseitigung zu tragen wären. 
 
(...) 
 

§ 9 KrWG  Getrennte Sammlung und Behandlung von Abfällen zur Verwertung 

(1) Soweit dies zur Erfüllung der Anforderungen nach § 7 Absatz 2 bis 4 und § 8 Absatz 1 
erforderlich ist, sind Abfälle getrennt zu sammeln und zu behandeln. 
(2) Im Rahmen der Behandlung sind unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
gefährliche Stoffe, Gemische oder Bestandteile aus den Abfällen zu entfernen und nach den 
Anforderungen dieses Gesetzes zu verwerten oder zu beseitigen. 

(3) Eine getrennte Sammlung von Abfällen ist nicht erforderlich, wenn  
1. 

die gemeinsame Sammlung der Abfälle deren Potential zur Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, zum Recycling oder zu sonstigen Verwertungsverfahren unter 
Beachtung der Vorgaben des § 8 Absatz 1 nicht beeinträchtigt und wenn in diesen 
Verfahren mit einer gemeinsamen Sammlung verschiedener Abfallarten ein 
Abfallstrom erreicht wird, dessen Qualität mit dem Abfallstrom vergleichbar ist, der 
mit einer getrennten Sammlung erreicht wird, 

2. 
die getrennte Sammlung der Abfälle unter Berücksichtigung der von ihrer 
Bewirtschaftung ausgehenden Umweltauswirkungen den Schutz von Mensch und 
Umwelt nicht am besten gewährleistet, 

3. 
die getrennte Sammlung unter Berücksichtigung guter Praxis der Abfallsammlung 
technisch nicht möglich ist oder 

4. 

die getrennte Sammlung im Vergleich zur gemeinsamen Sammlung für den 
Verpflichteten unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würde; dabei sind zu 
berücksichtigen:  
a) 
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die Kosten nachteiliger Auswirkungen auf Mensch und Umwelt, die mit einer 
gemeinsamen Sammlung und der nachfolgenden Behandlung der Abfälle verbunden 
sind, 

b) 
die Möglichkeit von Effizienzsteigerungen bei der Abfallsammlung und -behandlung 
und 
c) 
die Möglichkeit, aus der Vermarktung der getrennt gesammelten Abfälle Erlöse zu 
erzielen. 

(4) Soweit Abfälle zur Vorbereitung zur Wiederverwendung oder zum Recycling getrennt 
gesammelt worden sind, ist eine energetische Verwertung nur zulässig für die 
Abfallfraktionen, die bei der nachgelagerten Behandlung der getrennt gesammelten Abfälle 
angefallen sind, und nur soweit die energetische Verwertung dieser Abfallfraktionen den 
Schutz von Mensch und Umwelt unter Berücksichtigung der in § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 
festgelegten Kriterien am besten oder in gleichwertiger Weise wie die Vorbereitung zur 
Wiederverwendung oder das Recycling gewährleistet. § 7 Absatz 4 gilt entsprechend. 
 

§ 9a KrWG  Vermischungsverbot und Behandlung gefährlicher Abfälle 

(1) Die Vermischung, einschließlich der Verdünnung, gefährlicher Abfälle mit anderen 
Kategorien von gefährlichen Abfällen oder mit anderen Abfällen, Stoffen oder Materialien ist 
unzulässig. 
(2) Abweichend von Absatz 1 ist eine Vermischung ausnahmsweise zulässig, wenn  
1. 

sie in einer nach diesem Gesetz oder nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
hierfür zugelassenen Anlage erfolgt, 

2. 
die Anforderungen an eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung nach § 7 
Absatz 3 eingehalten werden und schädliche Auswirkungen der Abfallbewirtschaftung 
auf Mensch und Umwelt durch die Vermischung nicht verstärkt werden und 

3. 
das Vermischungsverfahren dem Stand der Technik entspricht. 

(3) Sind gefährliche Abfälle in unzulässiger Weise vermischt worden, sind die Erzeuger und 
Besitzer der Abfälle verpflichtet, diese unverzüglich zu trennen, soweit die Trennung zur 
ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung der Abfälle nach § 7 Absatz 3 erforderlich ist. 
Ist eine Trennung zum Zweck der ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung nicht 
erforderlich oder zwar erforderlich, aber technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht 
zumutbar, sind die Erzeuger und Besitzer der gemischten Abfälle verpflichtet, diese 
unverzüglich in einer Anlage zu behandeln, die nach diesem Gesetz oder nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz hierfür zugelassen ist. 
 

§ 10 KrWG  Anforderungen an die Kreislaufwirtschaft 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es zur Erfüllung der Pflichten 
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nach § 7 Absatz 2 bis 4, § 8 Absatz 1, der §§ 9 und 9a, insbesondere zur Sicherung der 
schadlosen Verwertung, erforderlich ist,  
1. 

die Einbindung oder den Verbleib bestimmter Abfälle in Erzeugnisse/Erzeugnissen 
nach Art, Beschaffenheit oder Inhaltsstoffen zu beschränken oder zu verbieten, 

2. 
Anforderungen an die getrennte Sammlung, die Behandlung, die Zulässigkeit der 
Vermischung sowie die Beförderung und Lagerung von Abfällen festzulegen, 

3. 
Anforderungen an das Bereitstellen, Überlassen, Sammeln und Einsammeln von 
Abfällen durch Hol- und Bringsysteme, jeweils auch in einer einheitlichen 
Wertstofftonne oder durch eine einheitliche Wertstofferfassung in vergleichbarer 
Qualität gemeinsam mit gleichartigen Erzeugnissen oder mit auf dem gleichen Wege 
zu verwertenden Erzeugnissen, die jeweils einer verordneten Rücknahme nach § 25 
unterliegen, festzulegen, 

4. 
für bestimmte Abfälle, deren Verwertung auf Grund ihrer Art, Beschaffenheit oder 
Menge in besonderer Weise geeignet ist, Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit, vor allem der in § 15 Absatz 2 Satz 2 genannten Schutzgüter, 
herbeizuführen, nach Herkunftsbereich, Anfallstelle oder Ausgangsprodukt 
festzulegen,  
a) 
dass diese nur in bestimmter Menge oder Beschaffenheit oder nur für bestimmte 
Zwecke in Verkehr gebracht oder verwertet werden dürfen, 
b) 
dass diese mit bestimmter Beschaffenheit nicht in Verkehr gebracht werden dürfen, 

5. 
Anforderungen an die Verwertung von mineralischen Abfällen in technischen 
Bauwerken festzulegen. 

(2) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 können auch Verfahren zur Überprüfung der dort 
festgelegten Anforderungen bestimmt werden, insbesondere  
1. 

dass Nachweise oder Register zu führen und vorzulegen sind,  
a) 
auch ohne eine Anordnung nach § 51, oder 

b) 
abweichend von bestimmten Anforderungen nach den §§ 49 und 50 oder einer 
Rechtsverordnung nach § 52, 

2. 
dass die Entsorger von Abfällen diese bei Annahme oder Weitergabe in bestimmter 
Art und Weise zu überprüfen und das Ergebnis dieser Prüfung in den Nachweisen oder 
Registern zu verzeichnen haben, 

3. 
dass die Beförderer und Entsorger von Abfällen ein Betriebstagebuch zu führen haben, 
in dem bestimmte Angaben zu den Betriebsabläufen zu verzeichnen sind, die nicht 
schon in die Register aufgenommen werden, 
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4. 
dass die Erzeuger, Besitzer oder Entsorger von Abfällen bei Annahme oder 
Weitergabe der Abfälle auf die Anforderungen, die sich aus der Rechtsverordnung 
ergeben, hinzuweisen oder die Abfälle oder die für deren Beförderung vorgesehenen 
Behältnisse in bestimmter Weise zu kennzeichnen haben, 

5. 
die Entnahme von Proben, der Verbleib und die Aufbewahrung von Rückstellproben 
und die hierfür anzuwendenden Verfahren, 

6. 
die Analyseverfahren, die zur Bestimmung von einzelnen Stoffen oder Stoffgruppen 
erforderlich sind, 

7. 
dass der Verpflichtete mit der Durchführung der Probenahme und der Analysen nach 
den Nummern 5 und 6 einen von der zuständigen Landesbehörde bekannt gegebenen 
Sachverständigen, eine von dieser Behörde bekannt gegebene Stelle oder eine sonstige 
Person, die über die erforderliche Sach- und Fachkunde verfügt, zu beauftragen hat, 

8. 
welche Anforderungen an die Sach- und Fachkunde der Probenehmer nach Nummer 7 
zu stellen sind sowie 

9. 
dass Nachweise, Register und Betriebstagebücher nach den Nummern 1 bis 3 
elektronisch zu führen und Dokumente in elektronischer Form gemäß § 3a Absatz 2 
Satz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vorzulegen sind. 

(3) Wegen der Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 5 bis 7 kann auf jedermann 
zugängliche Bekanntmachungen verwiesen werden. Hierbei sind  
1. 

in der Rechtsverordnung das Datum der Bekanntmachung anzugeben und die 
Bezugsquelle genau zu bezeichnen, 

2. 
die Bekanntmachung beim Deutschen Patent- und Markenamt archivmäßig gesichert 
niederzulegen und in der Rechtsverordnung darauf hinzuweisen. 

(4) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nummer 4 kann vorgeschrieben werden, dass 
derjenige, der bestimmte Abfälle, an deren schadlose Verwertung nach Maßgabe des § 7 
Absatz 2 und 3, des § 8 Absatz 1, der §§ 9 und 9a auf Grund ihrer Art, Beschaffenheit oder 
Menge besondere Anforderungen zu stellen sind, in Verkehr bringt oder verwertet,  
1. 

dies anzuzeigen hat, 

2. 
dazu einer Erlaubnis bedarf, 

3. 
bestimmten Anforderungen an seine Zuverlässigkeit genügen muss oder 

4. 
seine notwendige Sach- oder Fachkunde in einem näher festzulegenden Verfahren 
nachzuweisen hat. 

 
 



54 
 

(...) 

§ 12 KrWG  Qualitätssicherung im Bereich der Bioabfälle und Klärschlämme 

(1) Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und zur Sicherstellung des Schutzes von Mensch 
und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Bioabfällen und Klärschlämmen 
nach Maßgabe der hierfür geltenden Rechtsvorschriften können die Träger der 
Qualitätssicherung und die Qualitätszeichennehmer eine regelmäßige Qualitätssicherung 
einrichten. 
(2) Qualitätszeichennehmer ist eine natürliche oder juristische Person, die  
1. 

gewerbsmäßig, im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen oder öffentlicher 
Einrichtungen Bioabfälle oder Klärschlämme erzeugt, behandelt oder verwertet und 

2. 
in Bezug auf erzeugte, behandelte oder verwertete Bioabfälle oder Klärschlämme, 
auch in Mischungen mit anderen Abfällen, Stoffen oder Materialien, über ein 
Qualitätszeichen eines Trägers der Qualitätssicherung verfügt. 

(3) Das Qualitätszeichen darf nur erteilt werden, wenn der Qualitätszeichennehmer  
1. 

die für die Sicherung der Qualität der Bioabfälle oder Klärschlämme erforderlichen 
Anforderungen an die Organisation, die personelle, gerätetechnische und sonstige 
Ausstattung sowie an die Zuverlässigkeit und Fach- und Sachkunde seines Personals 
erfüllt, 

2. 
die Anforderungen an die Qualitätssicherung, insbesondere zur Minderung von 
Schadstoffen, zur Gewährleistung der seuchen- und phytohygienischen 
Unbedenklichkeit erfüllt und 

3. 
sich verpflichtet, die Erfüllung der Anforderungen nach den Nummern 1 und 2 im 
Rahmen einer fortlaufenden Überwachung gegenüber dem Träger der 
Qualitätssicherung darzulegen. 

(4) Der Qualitätszeichennehmer darf das Qualitätszeichen nur führen, soweit und solange es 
ihm vom Träger der Qualitätssicherung erteilt ist. 
(5) Ein Träger der Qualitätssicherung ist ein rechtsfähiger Zusammenschluss von Erzeugern 
oder Bewirtschaftern von Bioabfällen oder Klärschlämmen, Fachverbänden sowie von 
fachkundigen Einrichtungen, Institutionen oder Personen. Der Träger der Qualitätssicherung 
bedarf der Anerkennung der zuständigen Behörde. Die Erteilung des Qualitätszeichens erfolgt 
auf der Grundlage einer Satzung, eines Überwachungsvertrages oder einer sonstigen für den 
Qualitätszeichennehmer verbindlichen Regelung, die insbesondere die Anforderungen an die 
Qualitätszeichennehmer, an die von diesen erzeugten, behandelten oder verwerteten 
Bioabfälle oder Klärschlämme und an deren Überwachung festlegt. 
(6) Der Träger der Qualitätssicherung hat sich für die Überprüfung der 
Qualitätszeichennehmer Sachverständiger zu bedienen, die die für die Durchführung der 
Überwachung erforderliche Zuverlässigkeit, Unabhängigkeit sowie Fach- und Sachkunde 
besitzen. 
(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Anforderungen an die Qualitätssicherung 
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von Bioabfällen und Klärschlämmen vorzuschreiben. In der Rechtsverordnung können 
insbesondere  
1. 

Anforderungen an die Maßnahmen zur Qualitätssicherung, einschließlich deren 
Umfang bestimmt werden, 

2. 
Anforderungen an die Organisation, die personelle, gerätetechnische und sonstige 
Ausstattung und die Tätigkeit eines Qualitätszeichennehmers bestimmt sowie ein 
ausreichender Haftpflichtversicherungsschutz gefordert werden, 

3. 
Anforderungen an den Qualitätszeichennehmer und die bei ihm beschäftigten 
Personen, insbesondere Mindestanforderungen an die Fach- und Sachkunde und die 
Zuverlässigkeit sowie an deren Nachweis, bestimmt werden, 

4. 
Anforderungen an die Tätigkeit der Träger der Qualitätssicherung, insbesondere an 
deren Bildung, Auflösung, Organisation und Arbeitsweise, einschließlich der 
Bestellung, Aufgaben und Befugnisse der Prüforgane sowie Mindestanforderungen an 
die Mitglieder dieser Prüforgane, bestimmt werden, 

5. 
Mindestanforderungen an die für die Träger der Qualitätssicherung tätigen 
Sachverständigen sowie deren Bestellung, Tätigkeit und Kontrolle bestimmt werden, 

6. 
Anforderungen an das Qualitätszeichen, insbesondere an die Form und den Inhalt, 
sowie an seine Erteilung, seine Aufhebung, sein Erlöschen und seinen Entzug 
bestimmt werden, 

7. 
die besonderen Voraussetzungen, das Verfahren, die Erteilung und die Aufhebung der 
Anerkennung des Trägers der Qualitätssicherung durch die zuständige Behörde 
geregelt werden, 

8. 
für die erforderlichen Erklärungen, Nachweise, Benachrichtigungen oder sonstigen 
Daten die elektronische Führung und die Vorlage von Dokumenten in elektronischer 
Form gemäß § 3a Absatz 2 Satz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
angeordnet werden. 

 

(...) 

 

Abschnitt 3 
Abfallbeseitigung 

§ 15 KrWG  Grundpflichten der Abfallbeseitigung 

(1) Die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen, die nicht verwertet werden, sind verpflichtet, 
diese zu beseitigen, soweit in § 17 nichts anderes bestimmt ist. Durch die Behandlung von 
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Abfällen sind deren Menge und Schädlichkeit zu vermindern. Energie oder Abfälle, die bei 
der Beseitigung anfallen, sind hochwertig zu nutzen; § 8 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
(2) Abfälle sind so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. 
Eine Beeinträchtigung liegt insbesondere dann vor, wenn  
1. 

die Gesundheit der Menschen beeinträchtigt wird, 
2. 

Tiere oder Pflanzen gefährdet werden, 
3. 

Gewässer oder Böden schädlich beeinflusst werden, 
4. 

schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Lärm 
herbeigeführt werden, 

5. 
die Ziele oder Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung nicht 
beachtet oder die Belange des Naturschutzes, der Landschaftspflege sowie des 
Städtebaus nicht berücksichtigt werden oder 

6. 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung in sonstiger Weise gefährdet oder gestört 
wird. 

(3) Soweit dies zur Erfüllung der Anforderungen nach den Absätzen 1 und 2 erforderlich ist, 
sind Abfälle zur Beseitigung getrennt zu sammeln und zu behandeln. § 9 Absatz 2 und 3 und 
§ 9a gelten entsprechend. 
(4) Die Ablagerung von Siedlungsabfällen auf Deponien darf spätestens ab dem 1. Januar 
2035 höchstens 10 Gewichtsprozent des gesamten Siedlungsabfallaufkommens betragen. 

§ 16 KrWG  Anforderungen an die Abfallbeseitigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Erfüllung der Pflichten nach § 15 
entsprechend dem Stand der Technik Anforderungen an die Beseitigung von Abfällen nach 
Herkunftsbereich, Anfallstelle sowie nach Art, Menge und Beschaffenheit festzulegen, 
insbesondere  
1. 

Anforderungen an die getrennte Sammlung und die Behandlung von Abfällen, 
2. 

Anforderungen an das Bereitstellen, Überlassen, Sammeln und Einsammeln, die 
Beförderung, Lagerung und Ablagerung von Abfällen sowie 

3. 
Verfahren zur Überprüfung der Anforderungen entsprechend § 10 Absatz 2 Nummer 1 
bis 9 und Absatz 3. 

Durch Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 kann vorgeschrieben werden, dass 
derjenige, der bestimmte Abfälle, an deren Behandlung, Sammlung, Einsammlung, 
Beförderung, Lagerung und Ablagerung nach Maßgabe des § 15 auf Grund ihrer Art, 
Beschaffenheit oder Menge besondere Anforderungen zu stellen sind, in Verkehr bringt oder 
beseitigt,  
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1. 
dies anzuzeigen hat, 

2. 
dazu einer Erlaubnis bedarf, 

3. 
bestimmten Anforderungen an seine Zuverlässigkeit genügen muss oder 

4. 
seine notwendige Sach- oder Fachkunde in einem näher festzulegenden Verfahren 
nachzuweisen hat. 

Teil 4 
Planungsverantwortung 

Abschnitt 1 
Ordnung und Durchführung der Abfallbeseitigung 

§ 28 KrWG  Ordnung der Abfallbeseitigung 

(1) Abfälle dürfen zum Zweck der Beseitigung nur in den dafür zugelassenen Anlagen oder 
Einrichtungen (Abfallbeseitigungsanlagen) behandelt, gelagert oder abgelagert werden. 
Abweichend von Satz 1 ist die Behandlung von Abfällen zur Beseitigung auch in solchen 
Anlagen zulässig, die überwiegend einem anderen Zweck als der Abfallbeseitigung dienen 
und die einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bedürfen. Die 
Lagerung oder Behandlung von Abfällen zur Beseitigung in den diesen Zwecken dienenden 
Abfallbeseitigungsanlagen ist auch zulässig, soweit diese nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz auf Grund ihres geringen Beeinträchtigungspotenzials keiner 
Genehmigung bedürfen und in einer Rechtsverordnung nach § 23 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes oder in einer Rechtsverordnung nach § 16 nichts anderes bestimmt 
ist. Flüssige Abfälle, die kein Abwasser sind, können unter den Voraussetzungen des § 55 
Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung mit Abwasser beseitigt werden. 
(2) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 zulassen, wenn dadurch das Wohl der Allgemeinheit nicht 
beeinträchtigt wird. 
(3) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung die Beseitigung bestimmter 
Abfälle oder bestimmter Mengen dieser Abfälle außerhalb von Anlagen im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 zulassen, soweit hierfür ein Bedürfnis besteht und eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen ist. Sie können in diesem Fall auch die 
Voraussetzungen und die Art und Weise der Beseitigung durch Rechtsverordnung bestimmen. 
Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung ganz oder 
teilweise auf andere Behörden übertragen. 
 

§ 29 KrWG  Durchführung der Abfallbeseitigung 

(1) Die zuständige Behörde kann den Betreiber einer Abfallbeseitigungsanlage verpflichten, 
einem Beseitigungspflichtigen nach § 15 sowie den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
im Sinne des § 20 die Mitbenutzung der Abfallbeseitigungsanlage gegen angemessenes 
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Entgelt zu gestatten, soweit diese auf eine andere Weise den Abfall nicht zweckmäßig oder 
nur mit erheblichen Mehrkosten beseitigen können und die Mitbenutzung für den Betreiber 
zumutbar ist. Kommt eine Einigung über das Entgelt nicht zustande, wird es auf Antrag durch 
die zuständige Behörde festgesetzt. Auf Antrag des nach Satz 1 Verpflichteten kann der durch 
die Gestattung Begünstigte statt zur Zahlung eines angemessenen Entgelts dazu verpflichtet 
werden, nach dem Wegfall der Gründe für die Zuweisung Abfälle gleicher Art und Menge zu 
übernehmen. Die Verpflichtung zur Gestattung darf nur erfolgen, wenn Rechtsvorschriften 
dieses Gesetzes nicht entgegenstehen; die Erfüllung der Grundpflichten gemäß § 15 muss 
sichergestellt sein. Die zuständige Behörde hat von demjenigen Beseitigungspflichtigen, der 
durch die Gestattung begünstigt werden soll, die Vorlage eines Abfallwirtschaftskonzepts zu 
verlangen und dieses ihrer Entscheidung zugrunde zu legen. 
(2) Die zuständige Behörde kann dem Betreiber einer Abfallbeseitigungsanlage, der Abfälle 
wirtschaftlicher als die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beseitigen kann, auf seinen 
Antrag die Beseitigung dieser Abfälle übertragen. Die Übertragung kann insbesondere mit der 
Auflage verbunden werden, dass der Antragsteller alle Abfälle, die in dem von den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern erfassten Gebiet angefallen sind, gegen Erstattung der Kosten 
beseitigt, wenn die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger die verbleibenden Abfälle nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand beseitigen können; dies gilt nicht, wenn der 
Antragsteller darlegt, dass es unzumutbar ist, die Beseitigung auch dieser verbleibenden 
Abfälle zu übernehmen. 
(3) Die zuständige Behörde kann den Abbauberechtigten oder den Unternehmer eines 
Mineralgewinnungsbetriebs sowie den Eigentümer, Besitzer oder in sonstiger Weise 
Verfügungsberechtigten eines zur Mineralgewinnung genutzten Grundstücks verpflichten, die 
Beseitigung von Abfällen in freigelegten Bauen in seiner Anlage oder innerhalb seines 
Grundstücks zu dulden, während der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeiten den Zugang zu 
ermöglichen und dabei, soweit dies unumgänglich ist, vorhandene Betriebsanlagen oder 
Einrichtungen oder Teile derselben zur Verfügung zu stellen. Die dem Verpflichteten nach 
Satz 1 entstehenden Kosten hat der Beseitigungspflichtige zu erstatten. Kommt eine Einigung 
über die Erstattung der Kosten nicht zustande, werden sie auf Antrag durch die zuständige 
Behörde festgesetzt. Der Vorrang der Mineralgewinnung gegenüber der Abfallbeseitigung 
darf nicht beeinträchtigt werden. Für die aus der Abfallbeseitigung entstehenden Schäden 
haftet der Duldungspflichtige nicht. 
(4) Das Einbringen von Abfällen in die Hohe See sowie die Verbrennung von Abfällen auf 
Hoher See ist nach Maßgabe des Hohe-See-Einbringungsgesetzes vom 25. August 1998 
(BGBl. I S. 2455), das zuletzt durch Artikel 72 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, verboten. Baggergut darf nach Maßgabe des in Satz 1 
genannten Gesetzes unter Berücksichtigung der jeweiligen Inhaltsstoffe in die Hohe See 
eingebracht werden. 

Abschnitt 2 
Abfallwirtschaftspläne und Abfallvermeidungsprogramme 

§ 30 KrWG  Abfallwirtschaftspläne 

(1) Die Länder stellen für ihr Gebiet Abfallwirtschaftspläne nach überörtlichen 
Gesichtspunkten auf. Die Abfallwirtschaftspläne stellen Folgendes dar:  
1. 

die Ziele der Abfallvermeidung, der Abfallverwertung, insbesondere der Vorbereitung 
zur Wiederverwendung und des Recyclings, sowie der Abfallbeseitigung, 

2. 
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die getroffenen Maßnahmen zur Abfallvermeidung und die bestehende Situation der 
Abfallbewirtschaftung, 

3. 
die erforderlichen Maßnahmen zur Verbesserung der Abfallverwertung und 
Abfallbeseitigung einschließlich einer Bewertung ihrer Eignung zur Zielerreichung 
sowie 

4. 
die Abfallentsorgungsanlagen, die zur Sicherung der Beseitigung von Abfällen sowie 
der Verwertung von gemischten Abfällen aus privaten Haushaltungen einschließlich 
solcher, die dabei auch in anderen Herkunftsbereichen gesammelt werden, im Inland 
erforderlich sind. 

Die Abfallwirtschaftspläne weisen Folgendes aus:  
1. 

die zugelassenen Abfallentsorgungsanlagen im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 sowie 
2. 

die Flächen, die für Deponien, für sonstige Abfallbeseitigungsanlagen sowie für 
Abfallentsorgungsanlagen im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 geeignet sind. 

Die Abfallwirtschaftspläne können ferner bestimmen, welcher Entsorgungsträger vorgesehen 
ist und welcher Abfallentsorgungsanlage im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 sich die 
Entsorgungspflichtigen zu bedienen haben. 
(2) Bei der Darstellung des Bedarfs sind zukünftige, innerhalb eines Zeitraums von 
mindestens zehn Jahren zu erwartende Entwicklungen zu berücksichtigen. Soweit dies zur 
Darstellung des Bedarfs erforderlich ist, sind Abfallwirtschaftskonzepte und Abfallbilanzen 
auszuwerten. 
(3) Eine Fläche kann als geeignet im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 Nummer 2 angesehen 
werden, wenn ihre Lage, Größe und Beschaffenheit im Hinblick auf die vorgesehene Nutzung 
mit den abfallwirtschaftlichen Zielsetzungen im Plangebiet übereinstimmen und Belange des 
Wohls der Allgemeinheit der Eignung der Fläche nicht offensichtlich entgegenstehen. Die 
Flächenausweisung nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ist keine Voraussetzung für die 
Planfeststellung oder Genehmigung der in § 35 aufgeführten Abfallbeseitigungsanlagen. 
(4) Die Ausweisungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 Nummer 2 und Satz 4 können für die 
Entsorgungspflichtigen für verbindlich erklärt werden. 
(5) Bei der Abfallwirtschaftsplanung sind die Ziele der Raumordnung zu beachten und die 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen. § 7 Absatz 4 
des Raumordnungsgesetzes bleibt unberührt. 

(6) Die Abfallwirtschaftspläne enthalten mindestens  
1. 

Angaben über Art, Menge und Herkunft der im Gebiet erzeugten Abfälle und der 
Abfälle, die voraussichtlich aus dem oder in das deutsche Hoheitsgebiet verbracht 
werden, sowie eine Abschätzung der zukünftigen Entwicklung der Abfallströme, 

2. 

Angaben über  
a) 
bestehende Abfallsammelsysteme und bedeutende Beseitigungs- und 
Verwertungsanlagen, einschließlich spezieller Vorkehrungen für Altöl, für gefährliche 
Abfälle und für Abfälle, die erhebliche Mengen kritischer Rohstoffe enthalten, oder 

b) 
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Abfallströme, für die besondere Bestimmungen nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes erlassener Rechtsverordnungen gelten, 
c) 
Abfallströme, für die besondere Gesetze über das Inverkehrbringen und die 
Rücknahme bestimmter Abfallströme oder auf Grund dieser Gesetze erlassener 
Rechtsverordnungen gelten, 

3. 
eine Beurteilung der Notwendigkeit der Stilllegung bestehender oder der Errichtung 
zusätzlicher Abfallentsorgungsanlagen nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1; die Länder 
stellen sicher, dass die Investitionen und andere Finanzmittel, auch für die zuständigen 
Behörden, bewertet werden, die für die im Einklang mit dem ersten Halbsatz 
ermittelten notwendigen Maßnahmen benötigt werden; die Bewertung wird in die 
entsprechenden Abfallwirtschaftspläne oder andere für das jeweilige Land geltende 
strategische Dokumente aufgenommen, 

4. 
Informationen über die Maßnahmen zur Erreichung der Zielvorgaben entsprechend 
Artikel 5 Absatz 3a der Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über 
Abfalldeponien (ABl. L 182 vom 16.7.1999, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 
(EU) 2018/850 (ABl. L 150 vom 14.6.2018, S. 100) geändert worden ist, oder die in 
anderen für das jeweilige Land geltenden strategischen Dokumenten festgelegt sind, 

5. 

eine Beurteilung  
a) 
der bestehenden Abfallsammelsysteme, einschließlich der Abfälle, die getrennt 
gesammelt werden, der geografischen Gebiete, in denen die getrennte Sammlung 
erfolgt, und der Maßnahmen zur Verbesserung der getrennten Sammlung, 
b) 
der Darlegung der Voraussetzungen nach § 9 Absatz 3, sofern keine getrennte 
Sammlung erfolgt, und 

c) 
der Notwendigkeit neuer Sammelsysteme, 

6. 
ausreichende Informationen über die Ansiedlungskriterien zur Standortbestimmung 
und über die Kapazität künftiger Beseitigungsanlagen oder bedeutender 
Verwertungsanlagen, 

7. 
allgemeine Abfallbewirtschaftungsstrategien, einschließlich geplanter 
Abfallbewirtschaftungstechnologien und -verfahren, oder Strategien für Abfälle, die 
besondere Bewirtschaftungsprobleme aufwerfen, 

8. 
Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhinderung jeglicher Form von Vermüllung 
sowie zur Reinigung der Umwelt von Abfällen jeder Art, 

9. 
geeignete qualitative und quantitative Indikatoren und Zielvorgaben, auch in Bezug 
auf  
a) 
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die Menge des anfallenden Abfalls und seine Behandlung und 

b) 
die Siedlungsabfälle, die energetisch verwertet oder beseitigt werden, 

10. 
Maßnahmen, die zur Umsetzung der Artikel 4 bis 10 der Richtlinie (EU) 2019/904 
getroffen wurden. 

(7) Abfallwirtschaftspläne können weiterhin enthalten  
1. 

Angaben über organisatorische Aspekte der Abfallbewirtschaftung, einschließlich 
einer Beschreibung der Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen öffentlichen 
und privaten Akteuren, die die Abfallbewirtschaftung durchführen, 

2. 
eine Bewertung von Nutzen und Eignung des Einsatzes wirtschaftlicher und anderer 
Instrumente zur Bewältigung verschiedener Abfallprobleme unter Berücksichtigung 
der Notwendigkeit, ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarkts 
aufrechtzuerhalten, 

3. 
den Einsatz von Sensibilisierungskampagnen sowie Informationen für die 
Öffentlichkeit oder eine bestimmte Verbrauchergruppe, 

4. 
Angaben über geschlossene kontaminierte Abfallbeseitigungsstandorte und 
Maßnahmen für deren Sanierung. 
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RL 2011/92/EU3 

 

Artikel 1 RL 2011/92 

(1)   Gegenstand dieser Richtlinie ist die Umweltverträglichkeitsprüfung bei öffentlichen 
und privaten Projekten, die möglicherweise erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
haben. 

(2)   Im Sinne dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a)   „Projekt“:  

— die Errichtung von baulichen oder sonstigen Anlagen, 
 
—sonstige Eingriffe in Natur und Landschaft einschließlich derjenigen zum Abbau von 

Bodenschätzen; 

b)   „Projektträger“: Person, die die Genehmigung für ein privates Projekt beantragt, oder die 
Behörde, die ein Projekt betreiben will; 

c)   „Genehmigung“: Entscheidung der zuständigen Behörde oder der zuständigen Behörden, 
aufgrund deren der Projektträger das Recht zur Durchführung des Projekts erhält; 

d)   „Öffentlichkeit“: eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen und, in 
Übereinstimmung mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder der innerstaatlichen 
Praxis, deren Vereinigungen, Organisationen oder Gruppen; 

e)   „betroffene Öffentlichkeit“: die von umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß 
Artikel 2 Absatz 2 betroffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit oder die 
Öffentlichkeit mit einem Interesse daran. Im Sinne dieser Begriffsbestimmung haben 
Nichtregierungsorganisationen, die sich für den Umweltschutz einsetzen und alle nach 
innerstaatlichem Recht geltenden Voraussetzungen erfüllen, ein Interesse; 

f)   „zuständige Behörde(n)“: die Behörde(n), die von den Mitgliedstaaten für die 
Durchführung der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Aufgaben bestimmt wird (werden). 

(3)   Die Mitgliedstaaten können — auf Grundlage einer Einzelfallbetrachtung, sofern eine 
solche nach innerstaatlichem Recht vorgesehen ist — entscheiden, diese Richtlinie nicht auf 
Projekte anzuwenden, die Zwecken der Landesverteidigung dienen, wenn sie der Auffassung 
sind, dass sich eine derartige Anwendung negativ auf diese Zwecke auswirken würde. 

(4)   Diese Richtlinie gilt nicht für Projekte, die im einzelnen durch einen besonderen 
einzelstaatlichen Gesetzgebungsakt genehmigt werden, da die mit dieser Richtlinie verfolgten 
Ziele, einschließlich desjenigen der Bereitstellung von Informationen, im Wege des 
Gesetzgebungsverfahrens erreicht werden. 

                                                             
3 Amtsblatt (EU) L 26 vom 28. Januar 2012, S. 1 ff. 
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Artikel 2 RL 2011/92 

(1)   Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit vor Erteilung der 
Genehmigung die Projekte, bei denen unter anderem aufgrund ihrer Art, ihrer Größe oder 
ihres Standortes mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist, einer 
Genehmigungspflicht unterworfen und einer Prüfung in Bezug auf ihre Auswirkungen 
unterzogen werden. Diese Projekte sind in Artikel 4 definiert. 

(2)   Die Umweltverträglichkeitsprüfung kann in den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
bestehenden Verfahren zur Genehmigung der Projekte durchgeführt werden oder, falls solche 
nicht bestehen, im Rahmen anderer Verfahren oder der Verfahren, die einzuführen sind, um 
den Zielen dieser Richtlinie zu entsprechen. 

(3)   Die Mitgliedstaaten können ein einheitliches Verfahren für die Erfüllung der 
Anforderungen dieser Richtlinie und der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Januar 2008 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung (5) vorsehen. 

(4)   Unbeschadet des Artikels 7 können die Mitgliedstaaten in Ausnahmefällen ein einzelnes 
Projekt ganz oder teilweise von den Bestimmungen dieser Richtlinie ausnehmen. 

In diesem Fall müssen die Mitgliedstaaten: 
a) prüfen, ob eine andere Form der Prüfung angemessen ist; 

 
b)der betroffenen Öffentlichkeit die im Rahmen anderer Formen der Prüfung nach Buchstabe 

a gewonnenen Informationen, die Informationen betreffend die Entscheidung, die die 
Ausnahme gewährt, und die Gründe für die Gewährung der Ausnahme zugänglich machen; 

 
c)die Kommission vor Erteilung der Genehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser 

Ausnahme unterrichten und ihr die Informationen übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren 
eigenen Staatsangehörigen zur Verfügung stellen. 

 
Die Kommission übermittelt den anderen Mitgliedstaaten unverzüglich die ihr zugegangenen 
Unterlagen. 
Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat jährlich über die 
Anwendung dieses Absatzes Bericht. 

 

Artikel 3 RL 2011/92 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung identifiziert, beschreibt und bewertet in geeigneter 
Weise nach Maßgabe eines jeden Einzelfalls gemäß den Artikeln 4 bis 12 die 
unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen eines Projekts auf folgende Faktoren: 

a) Mensch, Fauna und Flora; 
 
b) Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft; 
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c) Sachgüter und kulturelles Erbe; 
 
d) die Wechselwirkung zwischen den unter Buchstaben a, b und c genannten Faktoren. 
 
 
Artikel 4 RL 2011/92 
 
(1)   Projekte des Anhangs I werden vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 4 einer Prüfung 
gemäß den Artikeln 5 bis 10 unterzogen. 

(2)   Bei Projekten des Anhangs II bestimmen die Mitgliedstaaten vorbehaltlich des Artikels 2 
Absatz 4, ob das Projekt einer Prüfung gemäß den Artikeln 5 bis 10 unterzogen werden muss. 
Die Mitgliedstaaten treffen diese Entscheidung anhand 
a) einer Einzelfalluntersuchung 

oder 
 
b) der von den Mitgliedstaaten festgelegten Schwellenwerte bzw. Kriterien. 
Die Mitgliedstaaten können entscheiden, beide unter den Buchstaben a und b genannten 
Verfahren anzuwenden. 
(3)   Bei der Einzelfalluntersuchung oder der Festlegung von Schwellenwerten bzw. Kriterien 
im Sinne des Absatzes 2 sind die relevanten Auswahlkriterien des Anhangs III zu 
berücksichtigen. 

(4)   Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die gemäß Absatz 2 getroffenen Entscheidungen 
der zuständigen Behörden der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

 

Artikel 5 RL 2011/92 

(1)   Bei Projekten, die nach Artikel 4 einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß dieses 
Artikels und den Artikeln 6 bis 10 zu unterziehen sind, ergreifen die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Projektträger die in Anhang IV 
genannten Angaben in geeigneter Form vorlegt, soweit 
a)die Mitgliedstaaten der Auffassung sind, dass die Angaben in einem bestimmten Stadium 

des Genehmigungsverfahrens und in Anbetracht der besonderen Merkmale eines 
bestimmten Projekts oder einer bestimmten Art von Projekten und der möglicherweise 
beeinträchtigten Umwelt von Bedeutung sind; 

 
b)die Mitgliedstaaten der Auffassung sind, dass von dem Projektträger unter anderem unter 

Berücksichtigung des Kenntnisstandes und der Prüfungsmethoden billigerweise verlangt 
werden kann, dass er die Angaben zusammenstellt. 
 

(2)   Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 
zuständige Behörde eine Stellungnahme dazu abgibt, welche Angaben vom Projektträger 
gemäß Absatz 1 vorzulegen sind, sofern der Projektträger vor Einreichung eines 
Genehmigungsantrags darum ersucht. Die zuständige Behörde hört vor Abgabe ihrer 
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Stellungnahme den Projektträger sowie die in Artikel 6 Absatz 1 genannte Behörden an. Die 
Abgabe einer Stellungnahme gemäß diesem Absatz hindert die Behörde nicht daran, den 
Projektträger in der Folge um weitere Angaben zu ersuchen. 
Die Mitgliedstaaten können von den zuständigen Behörden die Abgabe einer solchen 
Stellungnahme verlangen, unabhängig davon, ob der Projektträger dies beantragt hat. 

(3)   Die vom Projektträger gemäß Absatz 1 vorzulegenden Angaben umfassen mindestens 
Folgendes: 
a) eine Beschreibung des Projekts nach Standort, Art und Umfang; 
 
b)eine Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Auswirkungen 

vermieden, verringert und soweit möglich ausgeglichen werden sollen; 
 
c)die notwendigen Angaben zur Feststellung und Beurteilung der Hauptauswirkungen, die das 

Projekt voraussichtlich auf die Umwelt haben wird; 
 
d)eine Übersicht über die wichtigsten anderweitigen vom Projektträger geprüften 

Lösungsmöglichkeiten und Angabe der wesentlichen Auswahlgründe im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen; 

 
e)eine nichttechnische Zusammenfassung der unter den Buchstaben a bis d genannten 

Angaben. 

(4)   Die Mitgliedstaaten sorgen erforderlichenfalls dafür, dass die Behörden, die über 
relevante Informationen, insbesondere hinsichtlich des Artikels 3, verfügen, diese dem 
Projektträger zur Verfügung stellen. 

 

Artikel 6 RL 2011/92 

(1)   Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit die Behörden, die in 
ihrem umweltbezogenen Aufgabenbereich von dem Projekt berührt sein könnten, die 
Möglichkeit haben, ihre Stellungnahme zu den Angaben des Projektträgers und zu dem 
Antrag auf Genehmigung abzugeben. Zu diesem Zweck bestimmen die Mitgliedstaaten 
allgemein oder von Fall zu Fall die Behörden, die anzuhören sind. Diesen Behörden werden 
die nach Artikel 5 eingeholten Informationen mitgeteilt. Die Einzelheiten der Anhörung 
werden von den Mitgliedstaaten festgelegt. 

(2)   Die Öffentlichkeit wird durch öffentliche Bekanntmachung oder auf anderem geeigneten 
Wege, wie durch elektronische Medien, soweit diese zur Verfügung stehen, frühzeitig im 
Rahmen umweltbezogener Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2, spätestens 
jedoch, sobald die Informationen nach vernünftigem Ermessen zur Verfügung gestellt werden 
können, über Folgendes informiert: 

a) den Genehmigungsantrag; 
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b)die Tatsache, dass das Projekt Gegenstand einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist, und 
gegebenenfalls die Tatsache, dass Artikel 7 Anwendung findet; 

 
c)genaue Angaben zu den jeweiligen Behörden, die für die Entscheidung zuständig sind, bei 

denen relevante Informationen erhältlich sind bzw. bei denen Stellungnahmen oder Fragen 
eingereicht werden können, sowie zu vorgesehenen Fristen für die Übermittlung von 
Stellungnahmen oder Fragen; 

 
d) die Art möglicher Entscheidungen, oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf; 
 
e)die Angaben über die Verfügbarkeit der Informationen, die gemäß Artikel 5 eingeholt 

wurden; 
 
f) die Angaben, wann, wo und in welcher Weise die relevanten Informationen zugänglich 

gemacht werden; 
 
g)Einzelheiten zu den Vorkehrungen für die Beteiligung der Öffentlichkeit nach Absatz 5 

dieses Artikels. 
(3)   Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der betroffenen Öffentlichkeit innerhalb eines 
angemessenen zeitlichen Rahmens Folgendes zugänglich gemacht wird: 
a) alle Informationen, die gemäß Artikel 5 eingeholt wurden; 
 
b)in Übereinstimmung mit den nationalen Rechtsvorschriften die wichtigsten Berichte und 

Empfehlungen, die der bzw. den zuständigen Behörden zu dem Zeitpunkt vorliegen, zu dem 
die betroffene Öffentlichkeit nach Absatz 2 dieses Artikels informiert wird; 

 
c)in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Umweltinformationen (6) andere als die in Absatz 2 dieses Artikels genannten 
Informationen, die für die Entscheidung nach Artikel 8 dieser Richtlinie von Bedeutung 
sind und die erst zugänglich werden, nachdem die betroffene Öffentlichkeit nach Absatz 2 
dieses Artikels informiert wurde. 
 

(4)   Die betroffene Öffentlichkeit erhält frühzeitig und in effektiver Weise die Möglichkeit, 
sich an den umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2 zu 
beteiligen, und hat zu diesem Zweck das Recht, der zuständigen Behörde bzw. den 
zuständigen Behörden gegenüber Stellung zu nehmen und Meinungen zu äußern, wenn alle 
Optionen noch offen stehen und bevor die Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
getroffen wird. 
(5)   Die genauen Vorkehrungen für die Unterrichtung der Öffentlichkeit (beispielsweise 
durch Anschläge innerhalb eines gewissen Umkreises oder Veröffentlichung in 
Lokalzeitungen) und Anhörung der betroffenen Öffentlichkeit (beispielsweise durch 
Aufforderung zu schriftlichen Stellungnahmen oder durch eine öffentliche Anhörung) werden 
von den Mitgliedstaaten festgelegt. 

(6)   Der Zeitrahmen für die verschiedenen Phasen muss so gewählt werden, dass ausreichend 
Zeit zur Verfügung steht, um die Öffentlichkeit zu informieren, und dass der betroffenen 
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Öffentlichkeit ausreichend Zeit zur effektiven Vorbereitung und Beteiligung während des 
umweltbezogenen Entscheidungsverfahrens vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Artikels 
gegeben wird. 

 

Artikel 7 RL 2011/92 

(1)   Stellt ein Mitgliedstaat fest, dass ein Projekt erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
eines anderen Mitgliedstaats haben könnte, oder stellt ein Mitgliedstaat, der möglicherweise 
davon erheblich betroffen ist, einen entsprechenden Antrag, so übermittelt der Mitgliedstaat, 
in dessen Hoheitsgebiet das Projekt durchgeführt werden soll, dem betroffenen Mitgliedstaat 
so bald wie möglich, spätestens aber zu dem Zeitpunkt, zu dem er in seinem eigenen Land die 
Öffentlichkeit unterrichtet, unter anderem 

a)eine Beschreibung des Projekts zusammen mit allen verfügbaren Angaben über dessen 
mögliche grenzüberschreitende Auswirkungen; 

 
b) Angaben über die Art der möglichen Entscheidung. 
Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Projekt durchgeführt werden soll, räumt dem 
anderen Mitgliedstaat eine angemessene Frist für dessen Mitteilung ein, ob er an dem 
umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2 teilzunehmen wünscht 
oder nicht; ferner kann er die in Absatz 2 dieses Artikels genannten Angaben beifügen. 
(2)   Teilt ein Mitgliedstaat nach Erhalt der in Absatz 1 genannten Angaben mit, dass er an 
dem umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2 teilzunehmen 
beabsichtigt, so übermittelt der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Projekt 
durchgeführt werden soll, sofern noch nicht geschehen, dem betroffenen Mitgliedstaat die 
nach Artikel 6 Absatz 2 erforderlichen und nach Artikel 6 Absatz 3 Buchstaben a und b 
bereitgestellten Informationen. 

(3)   Ferner haben die beteiligten Mitgliedstaaten, soweit sie jeweils berührt sind, 

a)dafür Sorge zu tragen, dass die Angaben gemäß den Absätzen 1 und 2 innerhalb einer 
angemessenen Frist den in Artikel 6 Absatz 1 genannten Behörden sowie der betroffenen 
Öffentlichkeit im Hoheitsgebiet des möglicherweise von dem Projekt erheblich betroffenen 
Mitgliedstaats zur Verfügung gestellt werden, und 

 
b)sicherzustellen, dass den in Artikel 6 Absatz 1 genannten Behörden und der betroffenen 

Öffentlichkeit Gelegenheit gegeben wird, der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet das Projekt durchgeführt werden soll, vor der Genehmigung des 
Projekts innerhalb einer angemessenen Frist ihre Stellungnahme zu den vorgelegten 
Angaben zuzuleiten. 

(4)   Die beteiligten Mitgliedstaaten nehmen Konsultationen auf, die unter anderem die 
potenziellen grenzüberschreitenden Auswirkungen des Projekts und die Maßnahmen zum 
Gegenstand haben, die der Verringerung oder Vermeidung dieser Auswirkungen dienen 
sollen, und vereinbaren einen angemessenen Zeitrahmen für die Dauer der 
Konsultationsphase. 
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(5)   Die Einzelheiten der Durchführung dieses Artikels können von den betroffenen 
Mitgliedstaaten festgelegt werden; sie müssen derart beschaffen sein, dass die betroffene 
Öffentlichkeit im Hoheitsgebiet des betroffenen Mitgliedstaats die Möglichkeit erhält, 
effektiv an den umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2 für das 
Projekt teilzunehmen. 

 

Artikel 8 RL 2011/92 

Die Ergebnisse der Anhörungen und die gemäß den Artikeln 5, 6 und 7 eingeholten Angaben 
sind beim Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen. 

 

Artikel 9 RL 2011/92 

(1)   Wurde eine Entscheidung über die Erteilung oder die Verweigerung einer 
Genehmigung getroffen, so gibt/geben die zuständige(n) Behörde(n) dies der Öffentlichkeit 
nach den entsprechenden Verfahren bekannt und macht/machen ihr folgende Angaben 
zugänglich: 

a)den Inhalt der Entscheidung und die gegebenenfalls mit der Entscheidung verbundenen 
Bedingungen; 

 
b)nach Prüfung der von der betroffenen Öffentlichkeit vorgebrachten Bedenken und 

Meinungen die Hauptgründe und -erwägungen, auf denen die Entscheidung beruht, 
einschließlich Angaben über das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit; 

 
c)erforderlichenfalls eine Beschreibung der wichtigsten Maßnahmen, mit denen erhebliche 

nachteilige Auswirkungen vermieden, verringert und, soweit möglich, ausgeglichen werden 
sollen. 

(2)   Die zuständige(n) Behörde(n) unterrichtet/unterrichten die gemäß Artikel 7 konsultierten 
Mitgliedstaaten und übermittelt/übermitteln ihnen die in Absatz 1 dieses Artikels genannten 
Angaben. 
Die konsultierten Mitgliedstaaten stellen sicher, dass diese Informationen der betroffenen 
Öffentlichkeit in ihrem eigenen Hoheitsgebiet in geeigneter Weise zugänglich gemacht 
werden. 

 

Artikel 10 RL 2011/92 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren nicht die Verpflichtung der zuständigen 
Behörden, die von den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften und der 
herrschenden Rechtspraxis auferlegten Beschränkungen zur Wahrung der gewerblichen und 
handelsbezogenen Geheimnisse einschließlich des geistigen Eigentums und des öffentlichen 
Interesses zu beachten. 
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Soweit Artikel 7 Anwendung findet, unterliegen die Übermittlung von Angaben an einen 
anderen Mitgliedstaat und der Empfang von Angaben eines anderen Mitgliedstaats den 
Beschränkungen, die in dem Mitgliedstaat gelten, in dem das Projekt durchgeführt werden 
soll. 

 

Artikel 11 RL 2011/92 

(1)   Die Mitgliedstaaten stellen im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften sicher, 
dass Mitglieder der betroffenen Öffentlichkeit, die 

a) ein ausreichendes Interesse haben oder alternativ 
 
b)eine Rechtsverletzung geltend machen, sofern das Verwaltungsverfahrensrecht bzw. 

Verwaltungsprozessrecht eines Mitgliedstaats dies als Voraussetzung erfordert, 
Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen auf 
gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle haben, um 
die materiellrechtliche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, 
Handlungen oder Unterlassungen anzufechten, für die die Bestimmungen dieser Richtlinie 
über die Öffentlichkeitsbeteiligung gelten. 
(2)   Die Mitgliedstaaten legen fest, in welchem Verfahrensstadium die Entscheidungen, 
Handlungen oder Unterlassungen angefochten werden können. 
(3)   Was als ausreichendes Interesse und als Rechtsverletzung gilt, bestimmen die 
Mitgliedstaaten im Einklang mit dem Ziel, der betroffenen Öffentlichkeit einen weiten 
Zugang zu Gerichten zu gewähren. Zu diesem Zweck gilt das Interesse jeder 
Nichtregierungsorganisation, welche die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Voraussetzungen 
erfüllt, als ausreichend im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels. Derartige 
Organisationen gelten auch als Träger von Rechten, die im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b 
dieses Artikels verletzt werden können. 

(4)   Dieser Artikel schließt die Möglichkeit eines vorausgehenden Überprüfungsverfahrens 
bei einer Verwaltungsbehörde nicht aus und lässt das Erfordernis einer Ausschöpfung der 
verwaltungsbehördlichen Überprüfungsverfahren vor der Einleitung gerichtlicher 
Überprüfungsverfahren unberührt, sofern ein derartiges Erfordernis nach innerstaatlichem 
Recht besteht. 

Die betreffenden Verfahren werden fair, gerecht, zügig und nicht übermäßig teuer 
durchgeführt. 

(5)   Um die Effektivität dieses Artikels zu fördern, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der 
Öffentlichkeit praktische Informationen über den Zugang zu verwaltungsbehördlichen und 
gerichtlichen Überprüfungsverfahren zugänglich gemacht werden. 
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Artikel 12 RL 2011/92 

(1)   Die Mitgliedstaaten und die Kommission tauschen Angaben über ihre Erfahrungen 
bei der Anwendung dieser Richtlinie aus. 

(2)   Insbesondere teilen die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 4 Absatz 2 die 
für die Auswahl der betreffenden Projekte gegebenenfalls festgelegten Kriterien und/oder 
Schwellenwerte mit. 

(3)   Falls notwendig, unterbreitet die Kommission auf der Grundlage dieses 
Informationsaustauschs dem Europäischen Parlament und dem Rat zusätzliche Vorschläge im 
Hinblick darauf, dass diese Richtlinie hinreichend koordiniert angewendet wird. 

 

Artikel 13 RL 2011/92 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

 

Artikel 14 RL 2011/92 

Die Richtlinie 85/337/EWG, in der Fassung der in Anhang V Teil A aufgeführten 
Richtlinien, wird unbeschadet der Verpflichtung der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in 
Anhang V Teil B genannten Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches Recht aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende 
Richtlinie und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang VI zu lesen. 

 

Artikel 15 RL 2011/92 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

 

Artikel 16 RL 2011/92 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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ANHANG I 
IN ARTIKEL 4 ABSATZ 1 GENANNTE PROJEKTE  
 1. Raffinerien für Erdöl (ausgenommen Unternehmen, die nur Schmiermittel aus Erdöl 

herstellen) sowie Anlagen zur Vergasung und zur Verflüssigung von täglich mindestens 
500 Tonnen Kohle oder bituminösem Schiefer. 

 
 2. a)Wärmekraftwerke und andere Verbrennungsanlagen mit einer Wärmeleistung von 

mindestens 300 MW; 
 
b)Kernkraftwerke und andere Kernreaktoren einschließlich der Demontage oder Stilllegung 

solcher Kraftwerke oder Reaktoren (1) (mit Ausnahme von Forschungseinrichtungen zur 
Erzeugung und Bearbeitung von spaltbaren und brutstoffhaltigen Stoffen, deren 
Höchstleistung 1 kW thermische Dauerleistung nicht übersteigt). 

 

 
 3. a) Anlagen zur Wiederaufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe; 

 
b)Anlagen: 

i) mit dem Zweck der Erzeugung oder Anreicherung von Kernbrennstoffen, 
 
ii)mit dem Zweck der Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe oder hochradioaktiver 

Abfälle, 
 
iii) mit dem Zweck der endgültigen Beseitigung bestrahlter Kernbrennstoffe, 
 
iv) mit dem ausschließlichen Zweck der endgültigen Beseitigung radioaktiver Abfälle, 
 
v)mit dem ausschließlichen Zweck der (für mehr als 10 Jahre geplanten) Lagerung 

bestrahlter Kernbrennstoffe oder radioaktiver Abfälle an einem anderen Ort als dem 
Produktionsort. 

  

 
 4. a) Integrierte Hüttenwerke zur Erzeugung von Roheisen und Rohstahl; 

 
b)Anlagen zur Gewinnung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen, Konzentraten oder 

sekundären Rohstoffen durch metallurgische, chemische oder elektrolytische Verfahren. 
 

 
 5. Anlagen zur Gewinnung von Asbest sowie zur Be- und Verarbeitung von Asbest und 

Asbesterzeugnissen: bei Asbestzementerzeugnissen mit einer Jahresproduktion von mehr 
als 20 000 t Fertigerzeugnissen; bei Reibungsbelägen mit einer Jahresproduktion von mehr 
als 50 t Fertigerzeugnissen; bei anderen Verwendungszwecken von Asbest mit einem 
Einsatz von mehr als 200 t im Jahr. 

 
 6. Integrierte chemische Anlagen, d. h. Anlagen zur Herstellung von Stoffen unter 

Verwendung chemischer Umwandlungsverfahren im industriellen Umfang, bei denen sich 
mehrere Einheiten nebeneinander befinden und in funktioneller Hinsicht miteinander 
verbunden sind und die Folgendem dienen: 
a) der Herstellung von organischen Grundchemikalien; 
 
b) der Herstellung von anorganischen Grundchemikalien; 
 
c)der Herstellung von phosphor-, stickstoff- oder kaliumhaltigen Düngemitteln 

(Einnährstoff oder Mehrnährstoff); 
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d) der Herstellung von Ausgangsstoffen für Pflanzenschutzmittel und von Bioziden; 
 
e)der Herstellung von Grundarzneimitteln unter Verwendung eines chemischen oder 

biologischen Verfahrens; 
 
f) der Herstellung von Explosivstoffen. 
 

 
 7. a)Bau von Eisenbahn-Fernverkehrsstrecken und Flugplätzen (2) mit einer Start- und 

Landebahngrundlänge von 2 100 m und mehr. 
 
b) Bau von Autobahnen und Schnellstraßen (3); 
 
c)Bau von neuen vier- oder mehrspurigen Straßen oder Verlegung und/oder Ausbau von 

bestehenden ein- oder zweispurigen Straßen zu vier- oder mehrspurigen Straßen, wenn 
diese neue Straße oder dieser verlegte und/oder ausgebaute Straßenabschnitt eine 
durchgehende Länge von 10 km oder mehr aufweisen würde. 

 

 
 8. a)Wasserstraßen und Häfen für die Binnenschifffahrt, die für Schiffe mit mehr als 1 350 t 

zugänglich sind; 
 
b)Seehandelshäfen, mit Binnen- oder Außenhäfen verbundene Landungsstege (mit 

Ausnahme von Landungsstegen für Fährschiffe) zum Laden und Löschen, die Schiffe mit 
mehr als 1 350 t aufnehmen können. 

 

 
 9. Abfallbeseitigungsanlagen zur Verbrennung, chemischen Behandlung gemäß der Definition 

in Anhang I Nummer D9 der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 19. November 2008 über Abfälle (4) oder Deponierung gefährlicher Abfälle wie 
in Artikel 3 Nummer 2 der genannten Richtlinie definiert. 

 
 10. Abfallbeseitigungsanlagen zur Verbrennung oder chemischen Behandlung gemäß der 

Definition in Anhang I Nummer D9 der Richtlinie 2008/98/EG ungefährlicher Abfälle mit 
einer Kapazität von mehr als 100 t pro Tag. 

 
 11. Grundwasserentnahme- oder künstliche Grundwasserauffüllungssysteme mit einem 

jährlichen Entnahme- oder Auffüllungsvolumen von mindestens 10 Mio. m3. 
 
 12. a)Bauvorhaben zur Umleitung von Wasserressourcen von einem Flusseinzugsgebiet in ein 

anderes, wenn durch diese Umleitung Wassermangel verhindert werden soll und mehr 
als 100 Mio. m3/Jahr an Wasser umgeleitet werden; 

 
b)In allen anderen Fällen Bauvorhaben zur Umleitung von Wasserressourcen von einem 

Flusseinzugsgebiet in ein anderes, wenn der langjährige durchschnittliche 
Wasserdurchfluss des Flusseinzugsgebiets, dem Wasser entnommen wird, 2 000 Mio. 
m3/Jahr übersteigt und mehr als 5 % dieses Durchflusses umgeleitet werden. 

In beiden Fällen wird der Transport von Trinkwasser in Rohren nicht berücksichtigt. 
 
 13. Abwasserbehandlungsanlagen mit einer Leistung von mehr als 150 000 Einwohnerwerten 

gemäß der Definition in Artikel 2 Nummer 6 der Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 
21. Mai 1991 über die Behandlung von kommunalem Abwasser (5). 
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 14. Gewinnung von Erdöl und Erdgas zu gewerblichen Zwecken mit einem Fördervolumen 
von mehr als 500 t/Tag bei Erdöl und von mehr als 500 000 m3/Tag bei Erdgas. 

 
 15. Stauwerke und sonstige Anlagen zur Zurückhaltung oder dauerhaften Speicherung von 

Wasser, in denen über 10 Mio. m3 Wasser neu oder zusätzlich zurückgehalten oder 
gespeichert werden. 

 
 16. Pipelines mit einem Durchmesser von mehr als 800 mm und einer Länge von mehr als 

40 km: 
a) für den Transport von Gas, Öl, Chemikalien; 
 
b)für den Transport von Kohlendioxidströmen für die Zwecke der geologischen 

Speicherung einschließlich der zugehörigen Verdichterstationen. 
 

 
 17. Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht von Geflügel oder Schweinen mit mehr als 

a) 85 000 Plätzen für Masthähnchen und -hühnchen, 60 000 Plätzen für Hennen; 
 
b) 3 000 Plätzen für Mastschweine (Schweine über 30 kg) oder 
 
c) 900 Plätzen für Sauen. 
 

 
 18. Industrieanlagen zur Herstellung von: 

a) Zellstoff aus Holz oder anderen Faserstoffen; 
 
b) Papier und Pappe, deren Produktionskapazität 200 t pro Tag übersteigt. 
 

 
 19. Steinbrüche und Tagebau auf einer Abbaufläche von mehr als 25 Hektar oder 

Torfgewinnung auf einer Fläche von mehr als 150 Hektar. 
 
 20. Bau von Hochspannungsfreileitungen für eine Stromstärke von 220 kV oder mehr und mit 

einer Länge von mehr als 15 km. 
 
 21. Anlagen zur Lagerung von Erdöl, petrochemischen und chemischen Erzeugnissen mit 

einer Kapazität von 200 000 Tonnen und mehr. 
 
 22. Speicherstätten gemäß der Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. April 2009 über die geologische Speicherung von Kohlendioxid (6). 
 
 23. Anlagen für die Abscheidung von CO2-Strömen zum Zwecke der geologischen 

Speicherung gemäß der Richtlinie 2009/31/EG aus unter diesen Anhang fallenden Anlagen 
oder mit einer jährlichen CO2-Abscheidung von insgesamt mindestens 1,5 Megatonnen. 

 
 24. Jede Änderung oder Erweiterung von Projekten, die in diesem Anhang aufgeführt sind, 

wenn sie für sich genommen die Schwellenwerte, sofern solche in diesem Anhang 
festgelegt sind, erreicht. 

 
ANHANG II 
IN ARTIKEL 4 ABSATZ 2 GENANNTE PROJEKTE  
1.   LANDWIRTSCHAFT, FORSTWIRTSCHAFT UND FISCHZUCHT 
 a) Flurbereinigungsprojekte; 
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 b)Projekte zur Verwendung von Ödland oder naturnahen Flächen zu intensiver 
Landwirtschaftsnutzung; 

 
 c)Wasserwirtschaftliche Projekte in der Landwirtschaft, einschließlich Bodenbe- und -

entwässerungsprojekte; 
 
 d)Erstaufforstungen und Abholzungen zum Zweck der Umwandlung in eine andere 

Bodennutzungsart; 
 
 e) Anlagen zur Intensivtierhaltung (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 f) intensive Fischzucht; 
 
 g) Landgewinnung am Meer. 
2.   BERGBAU 
 a) Steinbrüche, Tagebau und Torfgewinnung (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 b) Untertagebau; 
 
 c) Gewinnung von Mineralien durch Baggerung auf See oder in Flüssen; 
 
 d) Tiefbohrungen, insbesondere: 

i) Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, 
 
ii) Bohrungen im Zusammenhang mit der Lagerung von Kernabfällen, 
 
iii) Bohrungen im Zusammenhang mit der Wasserversorgung, 
ausgenommen Bohrungen zur Untersuchung der Bodenfestigkeit; 

 
 e)oberirdische Anlagen zur Gewinnung von Steinkohle, Erdöl, Erdgas und Erzen sowie von 

bituminösem Schiefer. 
3.   ENERGIEWIRTSCHAFT 
 a)Anlagen der Industrie zur Erzeugung von Strom, Dampf und Warmwasser (nicht durch 

Anhang I erfasste Projekte); 
 
 b)Anlagen der Industrie zum Transport von Gas, Dampf und Warmwasser; Beförderung 

elektrischer Energie über Freileitungen (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 c) oberirdische Speicherung von Erdgas; 
 
 d) Lagerung von brennbaren Gasen in unterirdischen Behältern; 
 
 e) oberirdische Speicherung von fossilen Brennstoffen; 
 
 f) industrielles Pressen von Steinkohle und Braunkohle; 
 
 g)Anlagen zur Bearbeitung und Lagerung radioaktiver Abfälle (soweit nicht durch Anhang I 

erfasst); 
 
 h) Anlagen zur hydroelektrischen Energieerzeugung; 
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 i) Anlagen zur Nutzung von Windenergie zur Stromerzeugung (Windfarmen); 
 
 j)Anlagen für die Abscheidung von CO2-Strömen zum Zwecke der geologischen Speicherung 

gemäß der Richtlinie 2009/31/EG aus nicht unter Anhang I dieser Richtlinie fallenden 
Anlagen. 

4.   HERSTELLUNG UND VERARBEITUNG VON METALLEN 
 a)Anlagen zur Herstellung von Roheisen oder Stahl (Primär- oder Sekundärschmelzung) 

einschließlich Stranggießen; 
 
 b) Anlagen zur Verarbeitung von Eisenmetallen durch: 

i) Warmwalzen, 
 
ii) Schmieden mit Hämmern, 
 
iii) Aufbringen von schmelzflüssigen metallischen Schutzschichten; 
 

 
 c) Eisenmetallgießereien; 
 
 d)Anlagen zum Schmelzen, einschließlich Legieren von Nichteisenmetallen, darunter auch 

Wiedergewinnungsprodukte (Raffination, Gießen usw.), mit Ausnahme von Edelmetallen; 
 
 e)Anlagen zur Oberflächenbehandlung von Metallen und Kunststoffen durch ein 

elektrolytisches oder chemisches Verfahren; 
 
 f) Bau und Montage von Kraftfahrzeugen und Bau von Kraftfahrzeugmotoren; 
 
 g) Schiffswerften; 
 
 h) Anlagen für den Bau und die Instandsetzung von Luftfahrzeugen; 
 
 i) Bau von Eisenbahnmaterial; 
 
 j) Tiefen mit Hilfe von Sprengstoffen; 
 
 k) Anlagen zum Rösten und Sintern von Erz. 
5.   MINERALVERARBEITENDE INDUSTRIE 
 a) Kokereien (Kohletrockendestillation); 
 
 b) Anlagen zur Zementherstellung; 
 
 c)Anlagen zur Gewinnung von Asbest und zur Herstellung von Erzeugnissen aus Asbest 

(nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 d) Anlagen zur Herstellung von Glas einschließlich Anlagen zur Herstellung von Glasfasern; 
 
 e)Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe einschließlich Anlagen zur Herstellung von 

Mineralfasern; 
 
 f) Herstellung von keramischen Erzeugnissen durch Brennen, und zwar insbesondere von 

Dachziegeln, Ziegelsteinen, feuerfesten Steinen, Fliesen, Steinzeug oder Porzellan. 
6.   CHEMISCHE INDUSTRIE (NICHT DURCH ANHANG I ERFASSTE PROJEKTE) 
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 a) Behandlung von chemischen Zwischenerzeugnissen und Erzeugung von Chemikalien; 
 
 b)Herstellung von Schädlingsbekämpfungsmitteln und pharmazeutischen Erzeugnissen, 

Farben und Anstrichmitteln, Elastomeren und Peroxiden; 
 
 c) Speicherung und Lagerung von Erdöl, petrochemischen und chemischen Erzeugnissen. 
7.   NAHRUNGS- UND GENUSSMITTELINDUSTRIE 
 a) Erzeugung von Ölen und Fetten pflanzlicher und tierischer Herkunft; 
 
 b) Fleisch- und Gemüsekonservenindustrie; 
 
 c) Erzeugung von Milchprodukten; 
 
 d) Brauereien und Mälzereien; 
 
 e) Süßwaren und Sirupherstellung; 
 
 f) Anlagen zum Schlachten von Tieren; 
 
 g) Industrielle Herstellung von Stärken; 
 
 h) Fischmehl- und Fischölfabriken; 
 
 i) Zuckerfabriken. 
8.   TEXTIL-, LEDER-, HOLZ- UND PAPIERINDUSTRIE 
 a)Industrieanlagen zur Herstellung von Papier und Pappe (nicht durch Anhang I erfasste 

Projekte); 
 
 b)Anlagen zur Vorbehandlung (Waschen, Bleichen, Mercerisieren) oder zum Färben von 

Fasern oder Textilien; 
 
 c) Anlagen zum Gerben von Häuten und Fellen; 
 
 d) Anlagen zur Erzeugung und Verarbeitung von Zellstoff und Zellulose. 
9.   VERARBEITUNG VON GUMMI 
Erzeugung und Verarbeitung von Erzeugnissen aus Elastomeren. 
10.   INFRASTRUKTURPROJEKTE 
 a) Anlage von Industriezonen; 
 
 b) Städtebauprojekte, einschließlich der Errichtung von Einkaufszentren und Parkplätzen; 
 
 c)Bau von Eisenbahnstrecken sowie von intermodalen Umschlaganlagen und Terminals 

(nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 d) Bau von Flugplätzen (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 e)Bau von Straßen, Häfen und Hafenanlagen, einschließlich Fischereihäfen (nicht durch 

Anhang I erfasste Projekte); 
 
 f) Bau von Wasserstraßen (soweit nicht durch Anhang I erfasst), Flusskanalisierungs- und 

Stromkorrekturarbeiten; 
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 g)Talsperren und sonstige Anlagen zum Aufstauen eines Gewässers oder zum dauernden 

Speichern von Wasser (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 h)Straßenbahnen, Stadtschnellbahnen in Hochlage, Untergrundbahnen, Hängebahnen oder 

ähnliche Bahnen besonderer Bauart, die ausschließlich oder vorwiegend der 
Personenbeförderung dienen; 

 
 i)Öl- und Gaspipelines sowie Pipelines für den Transport von CO2-Strömen für die Zwecke 

der geologischen Speicherung (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 j) Bau von Wasserfernleitungen; 
 
 k)Bauten des Küstenschutzes zur Bekämpfung der Erosion und meerestechnische Arbeiten, 

die geeignet sind, Veränderungen der Küste mit sich zu bringen (zum Beispiel Bau von 
Deichen, Molen, Hafendämmen und sonstigen Küstenschutzbauten), mit Ausnahme der 
Unterhaltung und Wiederherstellung solcher Bauten; 

 
 l)Grundwasserentnahme- und künstliche Grundwasserauffüllungssysteme, soweit nicht durch 

Anhang I erfasst; 
 
 m)Bauvorhaben zur Umleitung von Wasserressourcen von einem Flusseinzugsgebiet in ein 

anderes, soweit nicht durch Anhang I erfasst. 
11.   SONSTIGE PROJEKTE 
 a) Ständige Renn- und Teststrecken für Kraftfahrzeuge; 
 
 b) Abfallbeseitigungsanlagen (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 c) Abwasserbehandlungsanlagen (nicht durch Anhang I erfasste Projekte); 
 
 d) Schlammlagerplätze; 
 
 e) Lagerung von Eisenschrott, einschließlich Schrottwagen; 
 
 f) Prüfstände für Motoren, Turbinen oder Reaktoren; 
 
 g) Anlagen zur Herstellung künstlicher Mineralfasern; 
 
 h) Anlagen zur Wiedergewinnung oder Vernichtung von explosionsgefährlichen Stoffen; 
 
 i) Tierkörperbeseitigungsanlagen. 
12.   FREMDENVERKEHR UND FREIZEIT 
 a) Skipisten, Skilifte, Seilbahnen und zugehörige Einrichtungen; 
 
 b) Jachthäfen; 
 
 c)Feriendörfer und Hotelkomplexe außerhalb von städtischen Gebieten und zugehörige 

Einrichtungen; 
 
 d) ganzjährig betriebene Campingplätze; 
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 e) Freizeitparks. 
 
13. a)Die Änderung oder Erweiterung von bereits genehmigten, durchgeführten oder in der 

Durchführungsphase befindlichen Projekten des Anhangs I oder dieses Anhangs, die 
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben können (nicht durch Anhang 
I erfasste Änderung oder Erweiterung); 

 
 b)Projekte des Anhangs I, die ausschließlich oder überwiegend der Entwicklung und 

Erprobung neuer Verfahren oder Erzeugnisse dienen und nicht länger als zwei Jahre 
betrieben werden. 

 
ANHANG III 
IN ARTIKEL 4 ABSATZ 3 GENANNTE AUSWAHLKRITERIEN  
1.   MERKMALE DER PROJEKTE 
Die Merkmale der Projekte sind insbesondere hinsichtlich folgender Punkte zu beurteilen: 
a) Größe des Projekts; 
 
b) Kumulierung mit anderen Projekten; 
 
c) Nutzung der natürlichen Ressourcen; 
 
d) Abfallerzeugung; 
 
e) Umweltverschmutzung und Belästigungen; 
 
f) Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf verwendete Stoffe und Technologien. 
2.   STANDORT DER PROJEKTE 
Die ökologische Empfindlichkeit der geografischen Räume, die durch die Projekte 
möglicherweise beeinträchtigt werden, muss unter Berücksichtigung insbesondere folgender 
Punkte beurteilt werden: 
a) bestehende Landnutzung; 
 
b) Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen des Gebiets; 
 
c)Belastbarkeit der Natur unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete: 

i) Feuchtgebiete, 
 
ii) Küstengebiete, 
 
iii) Bergregionen und Waldgebiete, 
 
iv) Reservate und Naturparks, 
 
v)durch die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten ausgewiesene Schutzgebiete; von den 

Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (1) und 
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (2) ausgewiesene besondere 
Schutzgebiete, 

 
vi)Gebiete, in denen die in den Vorschriften der Union festgelegten Umweltqualitätsnormen 
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bereits überschritten sind, 
 
vii) Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, 
 
viii) historisch, kulturell oder archäologisch bedeutende Landschaften. 
 

3.   MERKMALE DER POTENZIELLEN AUSWIRKUNGEN 
Die potenziellen erheblichen Auswirkungen der Projekte sind anhand der in den Nummern 1 
und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; insbesondere ist Folgendem Rechnung zu tragen: 
a) dem Ausmaß der Auswirkungen (geografisches Gebiet und betroffene Bevölkerung); 
 
b) dem grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen; 
 
c) der Schwere und der Komplexität der Auswirkungen; 
 
d) der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen; 
 
e) der Dauer, Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkungen. 

 
ANHANG IV 
IN ARTIKEL 5 ABSATZ 1 GENANNTE ANGABEN  
 1. Eine Beschreibung des Projekts, im Besonderen: 

a)Beschreibung der physischen Merkmale des gesamten Projekts und des Bedarfs an Grund 
und Boden während des Bauens und des Betriebs; 

 
b)Beschreibung der wichtigsten Merkmale der Produktionsprozesse, z. B. Art und Menge 

der verwendeten Materialien; 
 
c)Art und Quantität der erwarteten Rückstände und Emissionen (Verschmutzung des 

Wassers, der Luft und des Bodens, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung 
usw.), die sich aus dem Betrieb des vorgeschlagenen Projekts ergeben. 

 

 
 2. Eine Übersicht über die wichtigsten anderweitigen vom Projektträger geprüften 

Lösungsmöglichkeiten und Angabe der wesentlichen Auswahlgründe im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen. 

 
 3. Eine Beschreibung der möglicherweise von dem vorgeschlagenen Projekt erheblich 

beeinträchtigten Umwelt, wozu insbesondere die Bevölkerung, die Fauna, die Flora, der 
Boden, das Wasser, die Luft, das Klima, die materiellen Güter einschließlich der 
architektonisch wertvollen Bauten und der archäologischen Schätze und die Landschaft 
sowie die Wechselwirkung zwischen den genannten Faktoren gehören. 

 
 4. Eine Beschreibung (1) der möglichen erheblichen Auswirkungen des vorgeschlagenen 

Projekts auf die Umwelt infolge: 
a) des Vorhandenseins der Projektanlagen; 
 
b) der Nutzung der natürlichen Ressourcen; 
 
c)der Emission von Schadstoffen, der Verursachung von Belästigungen und der Beseitigung 

von Abfällen. 
 

 
 5. Hinweis des Projektträgers auf die zur Vorausschätzung der in Nummer 4 genannten 
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Umweltauswirkungen angewandten Methoden. 
 
 6. Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Auswirkungen des 

Projekts auf die Umwelt vermieden, verringert und soweit möglich ausgeglichen werden 
sollen. 

 
 7. Nichttechnische Zusammenfassung der gemäß den Punkten 1 bis 6 übermittelten Angaben. 
 
 8. Kurze Angabe etwaiger Schwierigkeiten (technische Lücken oder fehlende Kenntnisse) des 

Projektträgers bei der Zusammenstellung der geforderten Angaben. 
 



B. Lehrmaterialien 
zur "Einführung in 

das 
Klimaschutzrecht" 

 



Einführung in das 
Klimaschutzrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Weiterführende Literatur

• Exemplarisch:                                                                                                                
- Ennöckl (Hg.), Klimaschutzrecht, Wien 2023                                                                                              
- Frenz, Grundzüge des Klimaschutzrechts, 3. 
Aufl. Berlin 2023
- Rodi, Handbuch Klimaschutzrecht, München 
2022
- Palme, Klimaschutzrecht für Wirtschaft und 
Kommunen, Heidelberg 2021



A. Allgemeine Grundlagen und 
Instrumente des Klimaschutzrechts



Inhalt
A.I Einleitendes

A.II Klimaschutzrecht International
A.III Klimaschutzrecht der EU

A.IV Klimaschutzrecht der BRD



A.I Einleitendes



Einleitendes (01)

• Klimawandel gilt allgemein als eine der 
größten Herausforderungen für die 
Menschheit:



Einleitendes (02)
• Das vergangene Jahrzehnt war das wärmste seit dem Beginn der 

Wetteraufzeichnungen, und die globale Durchschnittstemperatur ist im Vergleich 
zu 1880 – dem Beginn der Industrialisierung – um 0,8°C gestiegen

• Verantwortlich für diese Erwärmung ist die Zuführung von Treibhausgasen in die 
Atmosphäre wie Kohlenstoffdioxid (CO2), Methan oder Lachgas 

• Deren Konzentration in der Atmosphäre hat seit der vorindustriellen Zeit um bis zu 
80 % zugenommen; Kohlenstoffdioxid wird insbesondere bei der Verbrennung 
fossiler Brennstoffe freigesetzt

• Quellen:
• WMO, Press Release No. 869, 2000-2009, The Warmest Decade (www. wmo.int);
• WBGU, Kassensturz für den Weltklimavertrag – Der Budgetansatz, 2009, S. 9;
• CDIAC, Recent Greenhouse Gas Emissions (http://cdiac.ornl.gov/)



Einleitendes (03)

• Ziel des Klimaschutzrechts ist es, die Folgen 
des Klimawandels auf gerechte sowie 
wirtschaftlich, sozial und ökologisch 
vertretbare Weise zu bewältigen



Einleitendes (04)

• Recht = gesellschaftliches 
Steuerungsinstrument für die Entwicklung 
einschlägiger Lösungsansätze und den 
notwendigen Interessenausgleich



Einleitendes (05)

• „Problem“: Es müssen hierbei aber auch 
diverse andere gesellschaftliche Zielsetzungen 
berücksichtigt werden: 
Energieversorgungssicherheit, ökologische 
Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit



A.II Klimaschutzrecht International



Klimaschutzrecht International (01)

• Das internationale Klimaschutzrecht hat sich 
mit der 1992 auf dem Weltgipfel von Rio 
angenommenen Klimarahmenkonvention der 
Vereinten Nationen entwickelt 

• In der Folge: Kyoto-Protokoll (=Zusatz) zur 
Klimarahmenkonvention (1997; in Kraft seit 
2005)

• 192 Vertragsstaaten (u.a. USA noch nicht 
ratifiziert) 



Klimaschutzrecht International (02)

• Wesentlicher Inhalt (Art. 4 KRK): 
Verpflichtungsperioden zur Reduzierung von 
Treibhausgasen (2008-2012; 2013-2020; seit 
2020)

• Ständige „Nachbesserung“ durch UN-
Klimakonferenzen (2007, 2012; für die Zeit ab 
2020 gilt das 2015 abgeschlossene Pariser 
Übereinkommen => Erstmals 2025 und danach 
alle fünf Jahre sollen die Vertragsparteien ihre 
Klimaschutzambitionen vorlegen



Klimaschutzrecht International (03)

• Einblicke in die Klimarahmenkonvention (KRK):
• Im Sinne einer globalen Gerechtigkeit soll der 

Klimaschutz gemäß Art. 3 Nr. 1 KRK den 
Grundsatz der „gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten“ der 
Staaten berücksichtigen



Klimaschutzrecht International (04)

• Einblicke in die Klimarahmenkonvention (KRK):
• Gemäß Art. 3 Nr. 2 KRK soll der Klimaschutz 

auch die besonderen Bedürfnisse und 
(infrastrukturelle) Gegebenheit von 
Entwicklungsländern berücksichtigen



Klimaschutzrecht International (05)

• Einblick in das Kyoto-Protokoll (KP), z.B.:
• Art. 3 Abs. 1 KP verpflichtete die 

Industriestaaten, ihre gesamten 
anthropogenen Emissionen bis 2012 um 5 % 
unter das Niveau von 1990 zu senken



Klimaschutzrecht International (06)

• Wer prüft die Einhaltung?
• „Die als Tagung der Vertragsparteien dieses 

Übereinkommens dienende Konferenz der 
Vertragsparteien überprüft in regelmäßigen 
Abständen die Durchführung dieses 
Übereinkommens und fasst im Rahmen ihres 
Auftrags die notwendigen Beschlüsse“ (Art. 16 
Abs. 4 Pariser Übereinkommen)



A.III Klimaschutzrecht der EU



Klimaschutzrecht der EU (01)

• PRIMÄRRECHT:
• Das europäische Klimaschutzrecht ist 

vordergründig Teil des europäischen 
Umweltrechts

• Entsprechend listet Art. 191 AEUV die 
Bekämpfung des Klimawandels als ein 
umweltpolitisches Ziel der Europäischen 
Union auf.



Klimaschutzrecht der EU (02)

• SEKUNDÄRRECHT:
• Auf EU-Ebene sind die langfristigen klima- und 

energiepolitischen Ziele im Europäischen 
Grünen Deal (European Green Deal) 
festgelegt, der den Europäischen Klimapakt, 
das Europäische Klimagesetz sowie die EU-
Strategie für die Anpassung an den 
Klimawandel beinhaltet 



Klimaschutzrecht der EU (03)

• Im Europäischen Klimagesetz ist das Ziel 
verankert, bis 2030 die 
Nettotreibhausgasemissionen innerhalb der 
Union um mindestens 55 % gegenüber dem 
Stand von 1990 zu senken und bis 2050 die 
Emissionen auf netto null zu reduzieren 
(=>„Fit-für-55“-Paket) 



A.IV Klimaschutzrecht der BRD



Klimaschutzrecht der BRD (01)

• Die Bundesrepublik ist an ihre 
internationalrechtlichen und 
europarechtlichen Verpflichtungen zum 
Klimaschutz gebunden und verfügt insoweit 
über eine Vielzahl einschlägiger Rechtsakte



Klimaschutzrecht der BRD (02)

• Schon 2007 hatte die damalige Bundesregierung 
ein ehrgeiziges „Integriertes Energie und 
Klimaprogramm“ angepeilt (seither ist solches in 
den offiziellen Prioritäten jedes folgenden 
Koalitionsvertrages)

• Quelle: Bosecke, Das Integrierte Energie- und 
Klimaprogramm der Bundesregierung, EurUP
2008, S. 122 ff.



Klimaschutzrecht der BRD (03)
• Auf nationaler Ebene sind im Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) nach 

der Änderung vom 18.08.2021 das langfristige Klimaschutzziel des 
Erreichens der Netto-Treibhausgasneutralität bis 2045 festgelegt, 
sowie Minderungsziele für Treibhausgas-Emissionen für jedes Jahr 
bis 2040 formuliert 

• Dabei sollen die THG-Emissionen im Vergleich zum Jahr 1990 
schrittweise bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 % und bis zum 
Jahr 2040 um mindestens 88 % gemindert werden

• Bis 2030 sind die Minderungsziele zusätzlich nach Sektoren 
aufgeteilt, für die Zeit nach 2030 bislang nur als Gesamtziele 
formuliert 

=> Zur gesetzlichen Festlegung eines Minderungspfades nach 2030 
wurde der Bundestag durch das Bundesverfassungsgericht 
(Beschluss vom 24. März 2021) verpflichtet



Klimaschutzrecht der BRD (04)
• Wichtigste deutsche Rechtsakte des Klimaschutz- und Energierechts 

sind derzeit (Auswahl):

• das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz und die 
Emissionshandelsverordnung 2030 auf der Grundlage der EU-
Treibhausgasemissionshandels-Richtlinie

• das Brennstoffemissionshandelsgesetz
• das Erneuerbare-Energien-Gesetz, u.a. auf der Grundlage der EU-

Erneuerbare-Energien-Richtlinie
• das Gebäudeenergiegesetz, das Energiedienstleistungsgesetz, der 

Nationale Aktionsplan Energieeffizienz auf der Grundlage der EU-
Energieeffizienz-Richtlinie und der EU-Richtlinie zur 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden



Klimaschutzrecht der BRD (05)
• das Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz auf der 

Grundlage der EU-Rahmenverordnung zur 
Energieverbrauchskennzeichnung sowie das 
Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz auf der 
Grundlage der EU-Ökodesign-Richtlinie

• das Energiewirtschaftsgesetz und ergänzende 
Verordnungen (z.B. Stromnetzentgeltverordnung) im 
Rahmen der EU-Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie

• das Stromsteuergesetz und das Energiesteuergesetz im 
Rahmen der EU-Energiesteuer-Richtlinie und der EU-
Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und 
Energiebeihilfen 2024 ff.



Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

parashu@maschinenbau.uni-
hannover.de



Einführung in das 
Klimaschutzrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Zielpunkte

• Verinnerlichung der Frage der 
(klimaschutzrechtlich wichtigen) 
Nachhaltigkeit vor dem Hintergrund des 
Gesetzes über erneuerbare Energien; Blick auf 
weitere nationale und EU-Gesetze 



Literaturhinweise (Auswahl)
• - Epiney, Astrid, Umweltrecht der Europäischen Union, 

4. Aufl. Baden-Baden (Nomos) 2019
• - Salje, Peter (Hg.), EEG 2023, 10. Aufl. Köln (Carl 

Heymanns Verlag/Wolters Kluwer) 2023
• - Kahl, Wolfgang / Gärditz, Klaus Ferdinand,

Umweltrecht, 13., vollständig neu bearbeitete Aufl. 
München (C.H. Beck) 2023

• - Koch, Hans-Joachim / Hofmann, Ekkehard / Reese, 
Moritz (Hg.), Handbuch Umweltrecht, 6. Aufl. München 
(C.H. Beck) 2024

• - Schlacke, Sabine, Umweltrecht, 9. Aufl. Baden-Baden 
(Nomos) 2023



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 1 
• Hauptrechtsquelle des deutschen 

Energierechts: EEG (Erneuerbare Energien-
Gesetz) existiert seit 2000 und wird periodisch 
angepasst

• Grundziel: Ständige Erhöhung der Anteile 
erneuerbarer Energien an der 
Stromproduktion, zulasten der Verwendung 
fossiler Energien 



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 2
• EEG betrifft (eingedenk Art. 20a des 

Grundgesetzes und der darin indirekt 
angemahnten Nachhaltigkeit bei der 
Energieversorgung): speziell Wasserkraft, Gas 
(in verschiedenen Variationen – etwa 
Grubengas), Biomasse, Windenergie (an Land 
und auf See) und solare Strahlungsenergie



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 3 (Background Energierecht 
in Europa)

• In den 1970er Jahren umfasste die 
Gesetzgebungstätigkeit der damailigen EG 
aufgrund Energieversorgungsengpässen 
verschiedene Richtlinien und Beschlüsse im 
Bereich der Energieversorgungssicherheit

• In den 1980er Jahren wurden die verstärkten 
Bemühungen in diesem Bereich insbesondere 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 625/83 zwecks 
stärker koordinierter Energiepolitik gebündelt 



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 4 (Background Energierecht 
in Europa)

• Das Weißbuch „Eine Energiepolitik für die 
Europäische Union“ (KOM (95) 682) wurde 
Anfang der 1990er Jahre verabschiedet

• Mit der Verordnung (EG) Nr. 713/2009 wurde 
eine Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden gegründet

• Durch den Lissaboner Reformvertrag erhielt der 
AEUV den energiepolitisch wichtigen Art. 194



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 5 (Background Energierecht 
in Europa): Erste Klimaschutzeinflüsse

• Am 30. November 2016 schlug die Kommission 
das Paket „Saubere Energie für alle Europäer“ vor, 
KOM(2016)0860

• Es bestand aus acht Gesetzesvorschlägen, z.B. die 
spätere Risiko-Vorsorgeverordnung (EU) Nr. 
2019/941 und die Energieeffizienzrichtlinie (EU) 
Nr. 2018/2002



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 6 (Background Energierecht in Europa): Erste 
Klimaschutzeinflüsse

• Im Rahmen des „Green Deal“, den die Kommission Von der Leyen 
seit Dezember 2019 forciert, wurde im Dezember 2021 etwa das 
„Fit for 55“-Paket mit dem Ziel veröffentlicht, die Emissionen bis 
2030 um mindestens 55 % im Vergleich zu 1990 zu senken und die 
EU bis 2050 klimaneutral zu machen

• Dieses Paket bestand aus einer Vielzahl von Vorschlägen zu EU-
Rechtsakten über Klima und Energie, z.B. zu einer Richtlinie über 
erneuerbare Energien KOM(2021)0557, zu einer 
Energieeffizienzrichtlinie KOM(2021)0558 und zu einer Richtlinie 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden KOM/2021/802



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• A) Einführung: Folie 7 (Background Energierecht 
in Europa): Erste Klimaschutzeinflüsse

• Es enthielt auch weitere Vorschläge, wie die 
Verordnung über den Aufbau der Infrastruktur für 
alternative Kraftstoffe KOM(2021)0559, die 
ReFuelEU-Luftfahrtinitiative KOM(2021)0561 und 
die FuelEU-Meeresinitiative KOM(2021)0562

• Vor dem Hintergrund des Ukraine-Krieges wurde
auch der REPowerEU-Plan (COM/2022/0230) 
verabschiedet



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• B) Materielle Information: Folie 1
• § 1 EEG  Zweck und Ziel des Gesetzes
• (1) Zweck dieses Gesetzes ist, insbesondere im 

Interesse des Klima- und Umweltschutzes die 
Transformation zu einer nachhaltigen (…) 
Stromversorgung (…)

• (2) (…) Anteil des aus erneuerbaren Energien 
erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch auf 
mindestens 80 Prozent im Jahr 2030 gesteigert 
werden



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• B) Materielle Information: Folie 2
• Beispielhafte Nachhaltigkeitsanreize (für die 

Konsistenz und die Effizienz der Energien): 
• - Herkunftsnachweise erneuerbarer Energien 

(§ 79 EEG)
• Kooperationsausschuss zwischen Bund und 

Ländern überwacht (§ 97-98 EEG)



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• B) Materielle Information: Folie 3
• Besonders zu nennen ist in diesem 

Zusammenhang auch die Verordnung über 
Anforderungen an eine nachhaltige 
Herstellung von Biomasse zur 
Stromerzeugung (BioSt-NachV) 



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• B) Materielle Information: Folie 6
• § 4 BioSt-NachV Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse
• (1) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von 

flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen verwendet 
wird, darf nicht von Flächen mit einem hohen Wert für die 
biologische Vielfalt stammen.

• 2) Als Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt 
gelten alle Flächen, die zum Referenzzeitpunkt oder später 
folgenden Status hatten, unabhängig davon, ob die Flächen diesen 
Status noch haben: 

• 1.bewaldete Flächen,
• 2.Grünland mit großer biologischer Vielfalt oder
• 3.Naturschutzzwecken dienende Flächen.



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• B) Materielle Information: Folie 7
• Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz
• Das Gesetz gilt (§ 2 TEHG) für die in Anlage 1 Teil 2 aufgeführten, 

konkreteren Treibhausgase und Tätigkeiten
• Anlagen- und Luftfahrzeugbetreiber bedürfen einer 

Emissionsgenehmigung (§ 4 TEHG) seitens der Landesbehörden 
• Die Berechtigungen werden aus Transparenzgründen im (elektronischen) 

EU-Emissionshandelsregister erfasst (§ 17 TEHG) 
• Die Betreiber müssen (Verursacherprinzip) jährlich (bis zum 30.4.) eine 

ihren Emissionen entsprechende Zahl an Berechtigungen abgeben (§ 7 
TEHG) 

• Diese werden von der Deutschen Emissionshandelsstelle am Spot-Markt 
der Europäischen Energiebörse versteigert (§ 8 und § 28 TEHG; Erlöse 
stehen dem Bund zu) oder kostenlos zugeteilt (§ 9 TEHG)

• Kommt ein Betreiber seinen Pflichten nicht nach => Bußgelder



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• C) Kurze Zusammenfassung
Das EEG sorgt, bei periodischer Anpassung, 
für eine schrittweise immer größere Rolle 
nachhaltiger Energieformen bei der 
Stromproduktion 



Fragen der Nachhaltigkeit mit Beispielen aus dem EEG 
etc.

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Einführung in das 
Klimaschutzrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Zielpunkt

• Verinnerlichung weiterer (klimaschutzrechtlich 
wichtiger) nationaler Gesetze 



Literaturhinweise (Auswahl)

• - Epiney, Astrid, Umweltrecht der Europäischen 
Union, 4. Aufl. Baden-Baden (Nomos) 2019

• - Kahl, Wolfgang / Gärditz, Klaus Ferdinand,
Umweltrecht, 13., vollständig neu bearbeitete 
Aufl. München (C.H. Beck) 2023

• - Koch, Hans-Joachim / Hofmann, Ekkehard / 
Reese, Moritz (Hg.), Handbuch Umweltrecht, 6. 
Aufl. München (C.H. Beck) 2024

• - Schlacke, Sabine, Umweltrecht, 9. Aufl. Baden-
Baden (Nomos) 2023



Brennstoffemissionshandel

• A) Einführung: Folie 1 
• Emissionshöchstmenge (§ 4 Abs. 1 BEHG)
• Unternehmen, die Brenn- und Kraftstoffe in Verkehr 

bringen, müssen bei Bedarf über diese Menge hinaus 
kostenpflichtige Zertifikate erwerben, die jeweils zur 
Emission einer Tonne Treibhausgase (in Tonnen 
Kohlendioxid-Äquivalent) in einem bestimmten 
Zeitraum berechtigen (§ 3 Nr. 2 BEHG)

• Zertifikate werden von der Deutschen 
Emissionshandelsstelle beim 
Umweltbundesamt ausgegeben (Erlös => Bund, 
§ 10 Abs. 4 BEHG)



Brennstoffemissionshandel

• A) Einführung: Folie 2
• Ausführungsdetails zum BEHG enthält die 

Verordnung zur Durchführung des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes



Brennstoffemissionshandel

• A) Einführung: Folie 3
• § 1 VO zum BEHG
Anwendungsbereich und Zweck
(1) Diese Verordnung gilt innerhalb des 

Anwendungsbereichs des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes.

(2) Diese Verordnung dient der Konkretisierung der 
Anforderungen der §§ 10 und 12 des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes.



Gebäudeenergiegesetz

• A) Einführung: Folie 4
• Umsetzung von EU-Vorgaben (z.B. RL 2010/31)
• Ziel (§ 1 GEG) und Anwendungsbereich (§ 2 GEG)
• Ausdrücklich Beitrag zu den Klimaschutzzielen 

der BRD
• Wirtschaftlichkeit! (§ 5 GEG)
• Niedrigstenergie-Gebäudestandard (§ 10 GEG)
• Energetische Inspektionen (§§ 74 ff. GEG)



Stromsteuergesetz

- A) Einführung: Folie 5
- Umfasst steuerrechtliche Vorgaben
- Schafft Anreize hinsichtlich erneuerbarer 

Energien
- Entspringt in der aktuellen Form der EU-

Energiesteuer-Richtlinie



BEHG

• B) Materielle Information: Folie 1
• § 1 BEHG: (Zweck)
• „(…) Grundlagen für den Handel mit Zertifikaten 

für Emissionen aus Brennstoffen zu schaffen und 
für eine Bepreisung dieser Emissionen zu sorgen, 
soweit diese Emissionen nicht vom EU-
Emissionshandel erfasst sind (…)“

• In § 1 auch: langfristiges Ziel (BRD!) der Netto-
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045



BEHG

• B) Materielle Information: Folie 2
• Die entsprechenden Tätigkeiten, die unter 

dieses Gesetz fallen, sind der Anlage 1 zu 
entnehmen

• Kombinierte Nomenklatur= EU-einheitliche 
achtstellige Warenchargierung

• (wichtig für den Außenhandel im Rahmen der 
Gemeinsamen Handelspolitik)



Gebäudeenergiegesetz

• B) Materielle Information: Folie 3
• Erreichung der GEG-Ziele durch „(…) 

wirtschaftliche, sozialverträgliche und 
effizienzsteigernde Maßnahmen zur 
Einsparung von Treibhausgasemissionen sowie 
(…) zunehmende Nutzung von erneuerbaren 
Energien (…)“ (§ 1 GEG)



Gebäudeenergiegesetz

• B) Materielle Information: Folie 4
• § 4 GEG Vorbildfunktion der öffentlichen 

Hand
• (1) Einem Nichtwohngebäude, das sich im 

Eigentum der öffentlichen Hand befindet und 
von einer Behörde genutzt wird, kommt eine 
Vorbildfunktion zu. (...) 



Stromsteuergesetz

• B) Materielle Information: Folie 5

• (StromStG)

• § 3 Steuertarif
• Die Steuer beträgt 20,50 Euro für eine Megawattstunde.

• § 4 Erlaubnis
• (1) Wer als Versorger mit Sitz im Steuergebiet Strom leisten oder als Eigenerzeuger 

Strom zum Selbstverbrauch entnehmen oder als Letztverbraucher Strom aus 
einem Gebiet außerhalb des Steuergebiets beziehen will, bedarf der Erlaubnis.

• § 9 Steuerbefreiungen, Steuerermäßigungen
• (1) Von der Steuer ist befreit:
• 1.Strom, der in Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von mehr als zwei 

Megawatt aus erneuerbaren Energieträgern erzeugt und vom Betreiber der Anlage 
am Ort der Erzeugung zum Selbstverbrauch entnommen wird; (…)



Brennstoffemissionshandel und 
Gebäudeenergiegesetz sowie Stromsteuergesetz

• C) Kurze Zusammenfassung
Das BEHG bietet eine Motivation(?) zur 
Emissionsreduktion; das GEG und das 
StromStG sorgen für eine schrittweise immer 
größere praktische Rolle nachhaltiger 
Energieformen



Brennstoffemissionshandel und 
Gebäudeenergiegesetz sowie Stromsteuergesetz

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Einführung in das 
Klimaschutzrecht

Fakultät für Maschinenbau der LUH
Priv.-Doz. Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Ziel

• Klärung tagesaktueller Fragen insbes. zur 
rechtlichen Handhabe (?) des Klimawandels: 

• Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter 
Einbezug des Naturschutzes)



Literaturhinweise (Auswahl)

• - Frenz, Walter (Hg.), Klimaschutzrecht 
(Kommentar), Berlin (Erich Schmidt Verlag) 
2023

• - Kloepfer, Michael / Durner, Wolfgang,
Umweltschutzrecht, 3., überarbeitete und 
ergänzte Aufl. München (C.H. Beck) 2020 



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• A) Einführung: Folie 1: Naturschutz als Hintergrund 
• Einschlägig sind für die hiesige Thematik zwei Normen:
• 1) Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 

(BNatSchG) (auch auf Landesebene gibt es einschlägige 
Gesetze)
2) Zentral für den Schutz vor bestimmten schädlichen 
Einwirkungen auf die Umwelt ist das Gesetz zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (BImSchG)

Es existieren eine ganze Reihe einschlägiger EU-rechtlicher 
Vorgaben (z.B. RL 2016/2284 über Reduktion der 
Emissionen bestimmter Luftschadstoffe)



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• A) Einführung: Folie 2: Naturschutz als Hintergrund 
• Einige EU-Rechtsvorschriften zum Naturschutz, zum 

Beispiel die EU-Initiative für Bestäuber, fordern gezielte 
Maßnahmen. 

• Andere EU-Rechtsvorschriften zum Naturschutz, 
insbesondere die Wasserrahmenrichtlinie und 
die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, spielen eine zentrale 
Rolle beim Schutz der Natur durch ökosystembasiertes 
Management. 

• Mitgliedstaaten sind verpflichtet, durch eine nachhaltige 
und koordinierte Bewirtschaftung einen „guten Zustand“ 
für alle Gewässer (Seen, Flüsse und Grundwasser) zu 
erreichen.



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• A) Einführung: Folie 3: Naturschutz als 
Hintergrund 

• Die naturbezogenen Rechtsvorschriften werden 
unter anderem durch Rechtsvorschriften 
zur Kreislaufwirtschaft unterstützt, die darauf 
abzielen, die Risiken von Abfällen und 
Verunreinigungen zu verringern, z.B. durch eine 
bessere Abfallbewirtschaftung, ein verbessertes 
Ökodesign und die Vermeidung von 
Einwegplastikartikeln.



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• A) Einführung: Folie 4 
• Kreislaufwirtschaft: Zugrunde liegt der 

Gedanke der ressourcenschonenden 
Wiederverwertung (Stichwort Recycling!)

• Rechtliche Grundlage ist im Allgemeinen das 
Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG)



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• A) Einführung: Folie 5 
• Zugrunde liegt auch hier ein EU-Rechtsakt:
• Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 19. November 
2008 über Abfälle und zur Aufhebung 
bestimmter Richtlinien 



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• B) Materielle Information: Folie 1
• Das Bundesnaturschutzgesetz zielt auf den Schutz 

biologischer Vielfalt sowie einen funktionellen 
Naturhaushalt ab (§ 1)

• Landschaftsplanung hat sich dem unterzuordnen (§ 9)
• Naturschutzgebiete (§ 24)
• Zuständige Behörden nach § 3 (etwa Bundesamt für 

Naturschutz)
• Konstante Beobachtung der Naturentwicklung und des 

„Ist-Zustandes“ (§ 6)



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• B) Materielle Information: Folie 2
• Das Bundesimmissionsschutzgesetz kennt 

verschiedene Arten von Immissionsschutz (§ 2) 
und unterteilt zwischen einschlägig 
genehmigungsbedürftigen und nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen (§§ 4 ff. / 22 
ff.) und sieht deren Beschaffenheit vor (§ 32)

• Überwachung und Verbesserung der Luftqualität 
ist von zentraler Bedeutung (§§ 44-45)

• Weitergehende Details klärt die Bundes-
Immissionsschutzverordnung



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• B) Materielle Information: Folie 3
• § 1 KrWG Zweck
• - Schonung der natürlichen Ressourcen 
• - Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und 

Bewirtschaftung von Abfällen 
• Insoweit Abfallhierarchie gegeben (§ 6 KrWG)
• § 7 KrWG Grundpflichten
• Verpflichtung von Erzeugern/Besitzern (industriell gemeint) 

von Abfällen zu deren Verwertung
• Ordnungsgemäße Verwertung von Abfällen hat Vorrang vor 

deren Beseitigung (sofern umweltrechtlich vertretbar)



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• B) Materielle Information: Folie 4
• § 9 KrWG Getrennte Sammlung von Abfällen
• § 9a KrWG Vermischungsverbot mit gefährlichen 

Abfällen
• § 12 KrWG Qualitätssicherung der Verwertung
• § 15 KrWG Unverwerteter Abfall muss beseitigt 

werden
• Abfallbeseitigung gem. §§ 28, 29 KrWG, 

entsprechend der Abfallwirtschaftspläne der 
Länder (§ 30 KrWG)



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• C) Kurze Zusammenfassung: Folie 1
• Der Naturschutz ist sowohl bundes- als auch 

landesrechtlich geregelt und setzt die 
allgemeine Vorgabe des Grundgesetzes um

• Der Immissionsschutz, der verschiedene Arten 
hat, wird durch detailgenaue Vorgaben über 
Genehmigungspflichten einschlägiger Anlagen 
durchgesetzt, bei steter Kontrolle der 
Luftqualität



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• C) Kurze Zusammenfassung: Folie 2
• Die Kreislaufwirtschaft spielt für den 

Umweltschutz eine tragende Rolle, da insbes. 
durch die Wiederverwertung Ressourcen in 
nachhaltiger Form (soweit vertretbar) 
geschont werden



Fragen der Kreislaufwirtschaft (unter Einbezug des 
Naturschutzes)

• Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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EINFÜHRUNG IN  DAS KLIMASCHUTZRECHT: TEXTE 

 

EU-Primärrecht (Verträge)..............................................................................S. 1 

Deutsches Recht...............................................................................................S. 4 

- Verfassungsrecht...........................................................................................S. 4 

- Klimaschutzrecht (im engeren Sinne)...........................................................S. 5 

- Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhaus-
gasen) (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz - TEHG)..............................S. 5 

- Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen 
(Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG)...............................................S. 14 

- Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-
Gesetz - EEG 2023)........................................................................................S. 18 

- Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien 
zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - 
GEG)..............................................................................................................S. 22 

- EU-Sekundärrecht: VO 2021/1119 ("Klimagesetz")................................S. 33 
 

 

AUSSCHNITTE AUS DEM EU-PRIMÄRRECHT (=VERTRÄGE)1  

Artikel 4 AEUV 

(1) Die Union teilt ihre Zuständigkeit mit den Mitgliedstaaten, wenn ihr die Verträge 
außerhalb der in den Artikeln 3 und 6 genannten Bereiche eine Zuständigkeit übertragen. 

 

(2) Die von der Union mit den Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit erstreckt sich auf die 
folgenden Hauptbereiche: 

a) Binnenmarkt, 

b) Sozialpolitik hinsichtlich der in diesem Vertrag genannten Aspekte, 

c) wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt, 

d) Landwirtschaft und Fischerei, ausgenommen die Erhaltung der biologischen 
Meeresschätze, 

e) Umwelt, 

TITEL XX 

                                                             
1 Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union etc., Amtsblatt Nr. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 1 ff. 



2 
 

UMWELT 

Artikel 191 AEUV 
(ex-Artikel 174 EGV) 

(1) Die Umweltpolitik der Union trägt zur Verfolgung der nachstehenden Ziele bei: 

- Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität; 

- Schutz der menschlichen Gesundheit; 

- umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen; 

- Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler oder 
globaler Umweltprobleme und insbesondere zur Bekämpfung des Klimawandels. 

 

(2) Die Umweltpolitik der Union zielt unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Union auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie 
beruht auf den Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, 
Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie auf 
dem Verursacherprinzip. 

Im Hinblick hierauf umfassen die den Erfordernissen des Umweltschutzes entsprechenden 
Harmonisierungsmaßnahmen gegebenenfalls eine Schutzklausel, mit der die Mitgliedstaaten 
ermächtigt werden, aus nicht wirtschaftlich bedingten umweltpolitischen Gründen vorläufige 
Maßnahmen zu treffen, die einem Kontrollverfahren der Union unterliegen. 

(3) Bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik berücksichtigt die Union 

- die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten; 

- die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen der Union; 

- die Vorteile und die Belastung aufgrund des Tätigwerdens bzw. eines Nichttätigwerdens; 

- die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Union insgesamt sowie die ausgewogene 
Entwicklung ihrer Regionen. 

 

(4) Die Union und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse mit 
dritten Ländern und den zuständigen internationalen Organisationen zusammen. Die 
Einzelheiten der Zusammenarbeit der Union können Gegenstand von Abkommen zwischen 
dieser und den betreffenden dritten Parteien sein. 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internationalen Gremien 
zu verhandeln und internationale Abkommen zu schließen. 

 

Artikel 192 AEUV 
(ex-Artikel 175 EGV) 

(1) Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie 
des Ausschusses der Regionen über das Tätigwerden der Union zur Erreichung der in Artikel 
191 genannten Ziele. 
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(2) Abweichend von dem Beschlussverfahren des Absatzes 1 und unbeschadet des Artikels 
114 erlässt der Rat gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses 
der Regionen einstimmig 

a) Vorschriften überwiegend steuerlicher Art; 

b) Maßnahmen, die 

- die Raumordnung berühren, 

- die mengenmäßige Bewirtschaftung der Wasserressourcen berühren oder die Verfügbarkeit 
dieser Ressourcen mittelbar oder unmittelbar betreffen, 

- die Bodennutzung mit Ausnahme der Abfallbewirtschaftung berühren; 

c) Maßnahmen, welche die Wahl eines Mitgliedstaats zwischen verschiedenen Energiequellen 
und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgung erheblich berühren. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen 
einstimmig festlegen, dass für die in Unterabsatz 1 genannten Bereiche das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren gilt. 

 

(3) Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie 
des Ausschusses der Regionen allgemeine Aktionsprogramme, in denen die vorrangigen Ziele 
festgelegt werden. 

Die zur Durchführung dieser Programme erforderlichen Maßnahmen werden, je nach Fall, 
nach dem in Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 vorgesehenen Verfahren erlassen. 

 

(4) Unbeschadet bestimmter Maßnahmen der Union tragen die Mitgliedstaaten für die 
Finanzierung und Durchführung der Umweltpolitik Sorge. 

 

(5) Sofern eine Maßnahme nach Absatz 1 mit unverhältnismäßig hohen Kosten für die 
Behörden eines Mitgliedstaats verbunden ist, werden darin unbeschadet des 
Verursacherprinzips geeignete Bestimmungen in folgender Form vorgesehen: 

- vorübergehende Ausnahmeregelungen und/oder 

- eine finanzielle Unterstützung aus dem nach Artikel 177 errichteten Kohäsionsfonds. 

 

Artikel 193 AEUV 
(ex-Artikel 176 EGV) 

Die Schutzmaßnahmen, die aufgrund des Artikels 192 getroffen werden, hindern die 
einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, verstärkte Schutzmaßnahmen beizubehalten oder 
zu ergreifen. Die betreffenden Maßnahmen müssen mit den Verträgen vereinbar sein. Sie 
werden der Kommission notifiziert. 
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DEUTSCHES RECHT2 

 

VERFASSUNGSRECHT: 

 

 

Artikel 20a Grundgesetz (GG) 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die 
Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                             
2 Quellen a.d. BGBl.; jeweils einsehbar etwa unter https://www.gesetze-im-internet.de/. 
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KLIMASCHUTZRECHT (im engeren Sinne): 

 

Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von 
Treibhausgasen) (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz - TEHG) 

§ 1 TEHG Zweck des Gesetzes 
Zweck dieses Gesetzes ist es, für die in Anhang 1 Teil 2 genannten Tätigkeiten, durch die in 
besonderem Maße Treibhausgase emittiert werden, die Grundlagen für den Handel mit 
Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen in einem gemeinschaftsweiten 
Emissionshandelssystem zu schaffen, um damit durch eine kosteneffiziente Verringerung von 
Treibhausgasen zum weltweiten Klimaschutz beizutragen. Das Gesetz dient auch der 
Umsetzung der europäischen und internationalen Vorgaben zur Einbeziehung des 
Luftverkehrs in Maßnahmen zur Erfassung, Reduktion und Kompensation von 
Treibhausgasen und zur Umsetzung der europäischen Vorgaben zur Erfassung von 
Treibhausgasen im Seeverkehr. 

 

§ 2 TEHG Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Emission der in Anhang 1 Teil 2 genannten Treibhausgase durch 
die dort genannten Tätigkeiten. (...) 

 

§ 4 TEHG Emissionsgenehmigung 
(1) Der Anlagenbetreiber bedarf zur Freisetzung von Treibhausgasen durch eine Tätigkeit 
nach Anhang 1 Teil 2 Nummer 1 bis 32 einer Genehmigung. Die Genehmigung ist auf Antrag 
des Anlagenbetreibers von der zuständigen Behörde zu erteilen, wenn die zuständige Behörde 
auf der Grundlage der vorgelegten Antragsunterlagen die Angaben nach Absatz 3 feststellen 
kann. 

(2) Der Antragsteller hat dem Genehmigungsantrag insbesondere folgende Angaben 
beizufügen: 

1. 

Name und Anschrift des Anlagenbetreibers, 

2. 
eine Beschreibung der Tätigkeit, des Standorts und der Art und des Umfangs der dort 
durchgeführten Verrichtungen und der verwendeten Technologien, 

3. 
in den Fällen des § 2 Absatz 1 Satz 2 eine Beschreibung der räumlichen Abgrenzung 
der Anlagenteile, Verfahrensschritte und Nebeneinrichtungen nach § 2 Absatz 2, 

4. 
die Quellen von Emissionen und 
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5. 
den Zeitpunkt, zu dem die Anlage in Betrieb genommen worden ist oder werden soll. 

(3) Die Genehmigung enthält folgende Angaben: 
1. 

Name und Anschrift des Anlagenbetreibers, 

2. 
eine Beschreibung der Tätigkeit und des Standorts, an dem die Tätigkeit durchgeführt 
wird, 

3. 
in den Fällen des § 2 Absatz 1 Satz 2 eine Beschreibung der räumlichen Abgrenzung 
der einbezogenen Anlagenteile, Verfahrensschritte und Nebeneinrichtungen nach § 2 
Absatz 2 und 

4. 
eine Auflistung der einbezogenen Quellen von Emissionen. (...) 

 

§ 7 TEHG Berechtigungen 
(1) Der Betreiber hat jährlich bis zum 30. April an die zuständige Behörde eine Anzahl von 
Berechtigungen abzugeben, die den durch seine Tätigkeit im vorangegangenen Kalenderjahr 
verursachten Emissionen entspricht. 

(2) Berechtigungen, die ab dem 1. Januar 2013 ausgegeben werden, sind unbegrenzt gültig. 
Beginnend mit der Ausgabe für die am 1. Januar 2021 beginnende Handelsperiode ist auf den 
Berechtigungen die Zuordnung zu einer jeweils zehnjährigen Handelsperiode erkennbar; diese 
Berechtigungen sind für Emissionen ab dem ersten Jahr der jeweiligen Handelsperiode gültig. 
Der Inhaber von Berechtigungen kann jederzeit auf sie verzichten und ihre Löschung 
verlangen. 

(3) Berechtigungen sind übertragbar. Die Übertragung von Berechtigungen erfolgt durch 
Einigung und Eintragung auf dem Konto des Erwerbers im Emissionshandelsregister nach § 
17. Die Eintragung erfolgt auf Anweisung des Veräußerers an die kontoführende Stelle, 
Berechtigungen von seinem Konto auf das Konto des Erwerbers zu übertragen. 

(4) Soweit für jemanden eine Berechtigung in das Emissionshandelsregister eingetragen ist, 
gilt der Inhalt des Registers als richtig. Dies gilt nicht für den Empfänger ausgegebener 
Berechtigungen, wenn ihm die Unrichtigkeit bei Ausgabe bekannt ist. (...) 

 

§ 8 TEHG Versteigerung von Berechtigungen 
(1) Die Versteigerung von Berechtigungen erfolgt nach den Regeln der Verordnung (EU) Nr. 
1031/2010 der Kommission vom 12. November 2010 über den zeitlichen und administrativen 
Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung von Treibhausgasemissionszertifikaten 
gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 
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System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft (ABl. L 
302 vom 18.11.2010, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. (...) 

 

§ 18 TEHG Überwachung, Berichterstattung und Prüfung 
(1) Die Verpflichtungen für Luftfahrzeugbetreiber zur Überwachung, Berichterstattung und 
Prüfung der von ihnen bei internationalen Flügen freigesetzten Treibhausgase nach dem 
globalen marktbasierten Mechanismus der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 
bestimmen sich nach einer nach Artikel 28c der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen 
Verordnung und der Rechtsverordnung nach Absatz 4. 

(2) Das Umweltbundesamt ist die zuständige Behörde für den Vollzug des globalen 
marktbasierten Mechanismus. (...) 

 

§ 19 TEHG Zuständigkeiten 
(1) Zuständige Behörde ist 

1. 

für den Vollzug des § 4 bei genehmigungsbedürftigen Anlagen nach § 4 Absatz 1 Satz 
3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes die nach Landesrecht für den Vollzug des § 4 
zuständige Behörde, 

1a. 
für den Vollzug des § 2 Absatz 8 im Rahmen der Hafenstaatkontrolle die 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation; hiervon 
ausgenommen sind die Aufgaben der Bußgeldbehörde, 

2. 
für den Vollzug des § 31 Absatz 2 im Fall eines gewerblichen Luftfahrzeugbetreibers 
das Luftfahrt-Bundesamt, 

3. 
im Übrigen das Umweltbundesamt. 

(2) Ist für Streitigkeiten nach diesem Gesetz der Verwaltungsrechtsweg gegeben, ist für 
Klagen, die sich gegen eine Handlung oder Unterlassung des Umweltbundesamtes richten, 
das Verwaltungsgericht am Sitz der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt 
örtlich zuständig. 
(3) Soweit die nach Absatz 1 Nummer 3 zuständige Behörde Aufgaben nach § 2 Absatz 7 
wahrnimmt, unterliegt sie der gemeinsamen Fachaufsicht durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit. (...) 
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§ 32 TEHG Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. 

entgegen § 5 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 2 Teil 2 Satz 1 einen Bericht nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

2. 
entgegen § 11 Absatz 3 Satz 1 eine Angabe nicht richtig macht, 

3. 
entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 eine Angabe oder einen Nachweis nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt oder 

4. 
einer Rechtsverordnung nach § 28 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e Doppelbuchstabe 
aa oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung fahrlässig begeht. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. 

ohne Genehmigung nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Treibhausgase freisetzt, 

2. 
entgegen § 4 Absatz 2 eine Angabe nicht richtig oder nicht vollständig beifügt, 

3. 
entgegen § 4 Absatz 5 Satz 1 oder § 25 Absatz 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

4. 
entgegen § 6 Absatz 1 oder 3 Satz 1 einen Überwachungsplan nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig einreicht, 

5. 
(weggefallen) 

6. 
einer Rechtsverordnung nach § 18 Absatz 4, § 27 Nummer 1 bis 3 oder § 28 Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe a oder Buchstabe e Doppelbuchstabe bb oder einer 
vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, oder 

7. 
entgegen § 20 Absatz 2 eine dort genannte Handlung nicht gestattet, eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, eine Unterlage nicht, 
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nicht richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder eine Arbeitskraft oder ein Hilfsmittel 
nicht oder nicht rechtzeitig bereitstellt. 

(3a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 11 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2015/757 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2015 über die Überwachung von Kohlendioxidemissionen aus dem Seeverkehr, die 
Berichterstattung darüber und die Prüfung dieser Emissionen und zur Änderung der Richtlinie 
2009/16/EG (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 55) einen Emissionsbericht zu den CO2-
Emissionen nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt. 
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfhunderttausend Euro und in den Fällen der Absätze 2 bis 3a mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

(...) 

ANHANG 1: 

 

Teil 2 
Tätigkeiten 

Nr. Tätigkeiten Treib- 
hausgas 

 1 
Verbrennungseinheiten zur Verbrennung von Brennstoffen mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von insgesamt 20 MW oder mehr in einer 
Anlage, soweit nicht von einer der nachfolgenden Nummern erfasst 

CO2 

 2 
 

Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder 
erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer 
Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, 
Gasturbinenanlage, Verbrennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), 
einschließlich zugehöriger Dampfkessel, mit einer Feuerungswärmeleistung von 
50 MW oder mehr 

CO2 

 3 
 
 
 
 
 
 

Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder 
erhitztem Abgas durch den Einsatz von Kohle, Koks, einschließlich Petrolkoks, 
Kohlebriketts, Torfbriketts, Brenntorf, naturbelassenem Holz, emulgiertem 
Naturbitumen, Heizölen, gasförmigen Brennstoffen (insbesondere Koksofengas, 
Grubengas, Stahlgas, Raffineriegas, Synthesegas, Erdölgas aus der 
Tertiärförderung von Erdöl, Klärgas, Biogas), Methanol, Ethanol, 
naturbelassenen Pflanzenölen, Pflanzenölmethylestern, naturbelassenem Erdgas, 
Flüssiggas, Gasen der öffentlichen Gasversorgung oder Wasserstoff mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW bis weniger als 50 MW in einer 
Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, 
Gasturbinenanlage, Verbrennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), 
einschließlich zugehöriger Dampfkessel 

CO2 

 4 
 
 

Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder 
erhitztem Abgas durch den Einsatz anderer als in Nummer 3 genannter fester 
oder flüssiger Brennstoffe in einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, 
Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Verbrennungsmotoranlage, 

CO2 
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Nr. Tätigkeiten Treib- 
hausgas 

sonstige Feuerungsanlage), einschließlich zugehöriger Dampfkessel, mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW bis weniger als 50 MW 

 5 
 
 
 

Verbrennungsmotoranlagen zum Antrieb von Arbeitsmaschinen für den Einsatz 
von Heizöl EL, Dieselkraftstoff, Methanol, Ethanol, naturbelassenen 
Pflanzenölen, Pflanzenölmethylestern oder gasförmigen Brennstoffen 
(insbesondere Koksofengas, Grubengas, Stahlgas, Raffineriegas, Synthesegas, 
Erdölgas aus der Tertiärförderung von Erdöl, Klärgas, Biogas, naturbelassenem 
Erdgas, Flüssiggas, Gasen der öffentlichen Gasversorgung, Wasserstoff) mit 
einer Feuerungswärmeleistung von 20 MW oder mehr 

CO2 

 6 
 
 
 

Gasturbinenanlagen zum Antrieb von Arbeitsmaschinen für den Einsatz von 
Heizöl EL, Dieselkraftstoff, Methanol, Ethanol, naturbelassenen Pflanzenölen, 
Pflanzenölmethylestern oder gasförmigen Brennstoffen (insbesondere 
Koksofengas, Grubengas, Stahlgas, Raffineriegas, Synthesegas, Erdölgas aus 
der Tertiärförderung von Erdöl, Klärgas, Biogas, naturbelassenem Erdgas, 
Flüssiggas, Gasen der öffentlichen Gasversorgung, Wasserstoff) mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW 

CO2 

 7 Anlagen zur Destillation oder Raffination oder sonstigen Weiterverarbeitung 
von Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineralöl- oder Schmierstoffraffinerien CO2 

 8 Anlagen zur Trockendestillation von Steinkohle oder Braunkohle (Kokereien) CO2 
 9 Anlagen zum Rösten, Schmelzen, Sintern oder Pelletieren von Metallerzen CO2 

10 
Anlagen zur Herstellung oder zum Erschmelzen von Roheisen oder Stahl 
einschließlich Stranggießen, auch soweit Konzentrate oder sekundäre Rohstoffe 
eingesetzt werden, mit einer Schmelzleistung von 2,5 Tonnen oder mehr je 
Stunde, auch soweit in integrierten Hüttenwerken betrieben 

CO2 

11 
 
 

Anlagen zur Herstellung oder Verarbeitung von Eisenmetallen (einschließlich 
Eisenlegierung) bei Betrieb von Verbrennungseinheiten mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von 20 MW oder mehr, soweit nicht von 
Nummer 10 erfasst; die Verarbeitung umfasst insbesondere Walzwerke, Öfen 
zum Wiederaufheizen, Glühöfen, Schmiedewerke, Gießereien, Beschichtungs- 
und Beizanlagen 

CO2 

12 Anlagen zur Herstellung von Primäraluminium CO2, 
PFC 

13 
Anlagen zum Schmelzen, zum Legieren oder zur Raffination von 
Nichteisenmetallen bei Betrieb von Verbrennungseinheiten mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung (einschließlich der als Reduktionsmittel 
verwendeten Brennstoffe) von 20 MW oder mehr 

CO2 

14 
Anlagen zur Herstellung von Zementklinker mit einer Produktionsleistung von 
mehr als 500 Tonnen je Tag in Drehrohröfen oder mehr als 50 Tonnen je Tag in 
anderen Öfen 

CO2 

15 
Anlagen zum Brennen von Kalkstein, Magnesit oder Dolomit mit einer 
Produktionsleistung von mehr als 50 Tonnen Branntkalk, gebranntem Magnesit 
oder gebranntem Dolomit je Tag 

CO2 

16 Anlagen zur Herstellung von Glas, auch soweit es aus Altglas hergestellt wird, CO2 
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Nr. Tätigkeiten Treib- 
hausgas 

einschließlich Anlagen zur Herstellung von Glasfasern, mit einer 
Schmelzleistung von mehr als 20 Tonnen je Tag 

17 Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse mit einer Produktionsleistung 
von mehr als 75 Tonnen je Tag CO2 

18 
Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe, einschließlich Anlagen zur 
Herstellung von Mineralfasern, mit einer Schmelzleistung von mehr als 20 
Tonnen je Tag 

CO2 

19 
Anlagen zum Trocknen oder Brennen von Gips oder zur Herstellung von 
Gipskartonplatten und sonstigen Gipserzeugnissen bei Betrieb von 
Verbrennungseinheiten mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 20 MW 
oder mehr 

CO2 

20 Anlagen zur Gewinnung von Zellstoff aus Holz, Stroh oder ähnlichen 
Faserstoffen CO2 

21 Anlagen zur Herstellung von Papier, Karton oder Pappe mit einer 
Produktionsleistung von mehr als 20 Tonnen je Tag CO2 

22 
Anlagen zur Herstellung von Industrieruß bei Betrieb von 
Verbrennungseinheiten mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 20 MW 
oder mehr 

CO2 

23 Anlagen zur Herstellung von Salpetersäure CO2, 
N2O 

24 Anlagen zur Herstellung von Adipinsäure CO2, 
N2O 

25 Anlagen zur Herstellung von Glyoxal oder Glyoxylsäure CO2, 
N2O 

26 Anlagen zur Herstellung von Ammoniak CO2 

27 
 

Anlagen zur Herstellung von 
a) 

organischen Grundchemikalien (Alkene und chlorierte Alkene; Alkine; 
Aromaten und alkylierte Aromaten; Phenole, Alkohole; Aldehyde, 
Ketone; Carbonsäuren, Dicarbonsäuren, Carbonsäureanhydride und 
Dimethylterephthalat; Epoxide; Vinylacetat, Acrylnitril; Caprolactam 
und Melamin) oder 

b) 
Polymeren (Polyethylen, Polypropylen, Polystyrol, Polyvinylchlorid, 
Polycarbonate, Polyamide, Polyurethane, Silikone) 

mit einer Produktionsleistung von mehr als 100 Tonnen je Tag 

CO2 

28 Anlagen zur Herstellung von Wasserstoff oder Synthesegas durch Reformieren, 
partielle Oxidation, Wassergas-Shiftreaktion oder ähnliche Verfahren mit einer 
Produktionsleistung von mehr als 25 Tonnen je Tag 

CO2 

29 Anlagen zur Herstellung von Natriumkarbonat und Natriumhydrogenkarbonat CO2 
30 Anlagen zur Abscheidung von Treibhausgasen aus Anlagen nach den Nummern CO2 
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Nr. Tätigkeiten Treib- 
hausgas 

 
 
 
 

1 bis 29 zum Zwecke der Beförderung und geologischen Speicherung in einer in 
Übereinstimmung mit der Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2009 über die geologische Speicherung von 
Kohlendioxid und zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG des Rates sowie 
der Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 
2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung 
(EG) Nr. 1013/2006 (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114) zugelassenen 
Speicherstätte 

31 
Rohrleitungsanlagen zur Beförderung von Treibhausgasen zum Zwecke der 
geologischen Speicherung in einer in Übereinstimmung mit der Richtlinie 
2009/31/EG zugelassenen Speicherstätte 

CO2 

32 Speicherstätte zur geologischen Speicherung von Treibhausgasen, die in 
Übereinstimmung mit der Richtlinie 2009/31/EG zugelassen ist CO2 

33 
 

Flüge, die von einem Flugplatz abgehen oder auf einem Flugplatz enden, der 
sich in einem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum befindet, bei Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union jedoch nur, soweit der Vertrag über die Europäische Union in dem Gebiet 
Anwendung findet. 

 
CO2 

  Nicht unter diese Tätigkeit fallen: 
  a) Flüge, die ausschließlich durchgeführt werden, um 
    aa) regierende Monarchinnen und Monarchen und ihre unmittelbaren 

Familienangehörigen, 
    bb) Staatschefinnen und Staatschefs, Regierungschefinnen und 

Regierungschefs und zur Regierung gehörende Ministerinnen und 
Minister 

    eines Nichtmitgliedstaats des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum in offizieller Mission zu befördern, soweit dies durch einen 
entsprechenden Statusindikator im Flugplan vermerkt ist; 

  b) Militärflüge in Militärluftfahrzeugen sowie Zoll- und Polizeiflüge; 
  c) Flüge im Zusammenhang mit Such- und Rettungseinsätzen, Löschflüge, 

Flüge im humanitären Einsatz sowie Ambulanzflüge in medizinischen 
Notfällen, soweit eine Genehmigung der jeweils zuständigen Behörde 
vorliegt; 

  d) Flüge, die ausschließlich nach Sichtflugregeln im Sinne der §§ 28 und 31 bis 
34 der Luftverkehrs-Ordnung durchgeführt werden; 

  e) Flüge, bei denen das Luftfahrzeug ohne Zwischenlandung wieder zum 
Ausgangsflugplatz zurückkehrt; 

  f) Übungsflüge, die ausschließlich zum Erwerb eines Pilotenscheins oder einer 
Berechtigung für die Cockpit-Besatzung durchgeführt werden, sofern dies 
im Flugplan vermerkt ist; diese Flüge dürfen nicht zur Beförderung von 
Fluggästen oder Fracht oder zur Positionierung oder Überführung von 
Luftfahrzeugen dienen; 
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Nr. Tätigkeiten Treib- 
hausgas 

  g) Flüge, die ausschließlich der wissenschaftlichen Forschung oder der 
Kontrolle, Erprobung oder Zulassung von Luftfahrzeugen oder Ausrüstung 
dienen, unabhängig davon, ob es sich um Bord- oder Bodenausrüstung 
handelt; 

  h) Flüge von Luftfahrzeugen mit einer höchstzulässigen Startmasse von 
weniger als 5 700 Kilogramm; 

  i) Flüge im Rahmen von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nach 
Maßgabe des Artikels 16 der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 auf Routen 
innerhalb von Gebieten in äußerster Randlage im Sinne des Artikels 349 des 
Vertrags über die Arbeitsweise in der Europäischen Union oder auf Routen 
mit einer angebotenen Kapazität von höchstens 30 000 Sitzplätzen pro Jahr, 

  j) Flüge, die nicht bereits von den Buchstaben a bis i erfasst sind und von 
einem Luftfahrzeugbetreiber durchgeführt werden, der gegen Entgelt Linien- 
oder Bedarfsflugverkehrsleistungen für die Öffentlichkeit erbringt, bei denen 
er Fluggäste, Fracht oder Post befördert (gewerblicher 
Luftfahrzeugbetreiber), sofern 

    aa) dieser Luftfahrzeugbetreiber innerhalb eines Kalenderjahres jeweils 
weniger als 243 solcher Flüge in den Zeiträumen Januar bis April, Mai 
bis August und September bis Dezember durchführt oder 

    bb) die jährlichen Gesamtemissionen solcher Flüge dieses 
Luftfahrzeugbetreibers weniger als 10 000 Tonnen betragen; 

    diese Ausnahme gilt nicht für Flüge, die ausschließlich zur Beförderung von 
regierenden Monarchinnen und Monarchen und ihren unmittelbaren 
Familienangehörigen sowie von Staatschefinnen und Staatschefs, 
Regierungschefinnen und Regierungschefs und zur Regierung gehörenden 
Ministerinnen und Ministern eines Mitgliedstaats des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum in Ausübung ihres Amtes durchgeführt 
werden, sowie 

  k) bis zum 31. Dezember 2030 Flüge, die nicht unter die Buchstaben a bis j 
fallen und von einem nichtgewerblichen Luftfahrzeugbetreiber durchgeführt 
werden, dessen Flüge jährliche Gesamtemissionen von weniger als 1 000 
Tonnen aufweisen. 
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Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für 
Brennstoffemissionen (Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG) 

§ 1 BEHG Zweck des Gesetzes 
Zweck dieses Gesetzes ist es, die Grundlagen für den Handel mit Zertifikaten für Emissionen 
aus Brennstoffen zu schaffen und für eine Bepreisung dieser Emissionen zu sorgen, soweit 
diese Emissionen nicht vom EU-Emissionshandel erfasst sind, um damit zur Erreichung der 
nationalen Klimaschutzziele, einschließlich des langfristigen Ziels der Netto-
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045, und zur Erreichung der Minderungsziele nach der 
EU-Klimaschutzverordnung sowie zur Verbesserung der Energieeffizienz beizutragen. Zweck 
des nationalen Emissionshandelssystems ist die Bepreisung fossiler Treibhausgasemissionen. 

 

§ 2 BEHG Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Emission von Treibhausgasen aus den in Anlage 1 genannten 
Brennstoffen (...) 

 

§ 4 BEHG Jährliche Emissionsmengen 
(1) Für jedes Kalenderjahr innerhalb einer Handelsperiode wird eine Menge an 
Brennstoffemissionen in Deutschland festgelegt, welche hinsichtlich der 
Brennstoffemissionen die Einhaltung der Minderungsverpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland nach Artikel 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 1 der EU-
Klimaschutzverordnung gewährleistet (jährliche Emissionsmenge). Die jährliche 
Emissionsmenge wird aus den jährlichen Emissionszuweisungen für die Bundesrepublik 
Deutschland nach Artikel 4 Absatz 3 der EU-Klimaschutzverordnung, multipliziert mit dem 
prozentualen Anteil der nicht vom EU-Emissionshandel erfassten Brennstoffemissionen an 
den nicht vom EU-Emissionshandel erfassten gesamten Treibhausgasemissionen in 
Deutschland im Durchschnitt des fünften bis dritten Jahres vor Beginn der jeweiligen 
Handelsperiode, gebildet. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, die jährlichen Emissionsmengen nach Maßgabe des Absatzes 1 
festzulegen. 

(3) Die jährliche Emissionsmenge nach Absatz 1 ist jeweils um die Menge an 
Brennstoffemissionen zu erhöhen, für die sowohl nach diesem Gesetz Emissionszertifikate als 
auch nach dem Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz Berechtigungen für direkte Emissionen 
abgegeben werden müssen. Sofern sich nachträglich Abweichungen des geschätzten vom 
tatsächlichen Umfang der Brennstoffemissionen ergeben, für die sowohl nach diesem Gesetz 
Zertifikate als auch nach dem Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz Berechtigungen 
abgegeben werden müssen, ist dies bei der Erhöhung der Menge in den Folgejahren zu 
berücksichtigen. 
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(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, Einzelheiten zur Berechnung der jährlichen Erhöhung nach Absatz 3 
festzulegen. 

(5) Die zuständige Behörde bestimmt die jährliche Erhöhungsmenge nach den Vorgaben des 
Absatzes 3 sowie nach den Vorgaben der Rechtsverordnung nach Absatz 4 und macht diese 
im Bundesanzeiger bekannt. 

 

§ 6 BEHG Überwachungsplan, vereinfachter Überwachungsplan 
(1) Der Verantwortliche ist verpflichtet, bei der zuständigen Behörde für jede Handelsperiode 
einen Überwachungsplan für die Ermittlung von Brennstoffemissionen und die 
Berichterstattung nach § 7 Absatz 1 einzureichen. Soweit der Verantwortliche die 
Brennstoffemissionen ausschließlich unter Anwendung von Standardemissionsfaktoren für 
die in Verkehr gebrachten Brennstoffe ermittelt, ist es ausreichend, wenn der Verantwortliche 
einen vereinfachten Überwachungsplan einreicht. Der Überwachungsplan und der 
vereinfachte Überwachungsplan bedürfen einer Genehmigung der zuständigen Behörde. (...) 

 

§ 7 BEHG Ermittlung und Bericht über Brennstoffemissionen 
(1) Der Verantwortliche hat die Brennstoffemissionen für die in einem Kalenderjahr in 
Verkehr gebrachten Brennstoffe auf Grundlage des Überwachungsplans zu ermitteln und der 
zuständigen Behörde bis zum 31. Juli des Folgejahres über die Brennstoffemissionen zu 
berichten. 

(2) Die Berichtspflicht nach Absatz 1 gilt erstmals für das Kalenderjahr 2021. Für die 
Kalenderjahre 2021 und 2022 ist die Berichtspflicht nach Absatz 1 auf die Brennstoffe nach 
Anlage 2 beschränkt. Für Brennstoffe, die nach § 2 Absatz 2a als in Verkehr gebracht gelten, 
gilt die Berichtspflicht nach Absatz 1 erstmals ab dem 1. Januar 2024. 

(3) Die Angaben im Emissionsbericht nach Absatz 1 müssen von einer Prüfstelle nach § 15 
verifiziert worden sein. (...) 

 

§ 13 BEHG Zuständigkeiten 
(1) Zuständige Behörde ist das Umweltbundesamt. 

(2) Ist für Streitigkeiten nach diesem Gesetz der Verwaltungsrechtsweg gegeben, ist für 
Klagen, die sich gegen eine Handlung oder Unterlassung des Umweltbundesamtes richten, 
das Verwaltungsgericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk die Deutsche 
Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt ihren Sitz hat. (...) 
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§ 15 BEHG Prüfstellen 

(1) Zur Prüfung von Emissionsberichten nach § 7 Absatz 1 sind berechtigt: 

1. 

die für die Tätigkeitsgruppen nach den Nummern 1a bis 2 des Anhangs I der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/2067 der Kommission vom 19. Dezember 2018 
über die Prüfung von Daten und die Akkreditierung von Prüfstellen gemäß der 
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 334 vom 
31.12.2018, S. 94) akkreditierten Prüfstellen für Berichte über Brennstoffemissionen 
in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich, 

2. 
die nach dem Umweltauditgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. 
September 2002 (BGBl. I S. 3490), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 27. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 1966) geändert worden ist, in der jeweiligen Fassung 
zugelassenen Umweltgutachter für Berichte über Brennstoffemissionen von 
Verantwortlichen in dem Bereich, für den die Umweltgutachter zugelassen sind, sowie 

3. 
weitere Prüfstellen nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 2. 

Die Prüfstelle nimmt die ihr zugewiesenen Aufgaben nur im öffentlichen Interesse wahr. 
(...) 

 

§ 22 BEHG Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 7 Absatz 1 einen Bericht nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung fahrlässig begeht. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. 

entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 4 Satz 1 einen Überwachungsplan nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig einreicht, 

2. 
entgegen § 14 Absatz 2 eine dort genannte Handlung nicht gestattet, eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, eine Unterlage nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder eine Arbeitskraft oder ein Hilfsmittel 
nicht oder nicht rechtzeitig bereitstellt, 

3. 
einer Rechtsverordnung nach § 11 Absatz 1 Satz 4 oder einer vollziehbaren 
Anordnung aufgrund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die 
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Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

4. 
entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfhunderttausend Euro und in den Fällen der Absätze 2 und 3 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro geahndet werden. 
 

Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1) 
Brennstoffe 

Brennstoffe im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. 

Waren der Positionen 1507 bis 1518 der Kombinierten Nomenklatur, die dazu 
bestimmt sind, als Kraft- oder Heizstoff verwendet zu werden, 

2. 
Waren der Positionen 2701, 2702 und 2704 bis 2715 der Kombinierten Nomenklatur, 

3. 
Waren der Positionen 2901 und 2902 der Kombinierten Nomenklatur, 

4. 
Waren der Unterposition 2905 11 00 der Kombinierten Nomenklatur, 

5. 
Waren der Positionen 3403, 3811 und 3817 der Kombinierten Nomenklatur, 

6. 

Waren der Unterpositionen 

a) 

3824 99 86, 3824 99 93, 

b) 
3824 99 92 und 3824 99 96 (jeweils ausgenommen zubereitete Rostschutzmittel, 
Amine als wirksame Bestandteile enthaltend, sowie zusammengesetzte anorganische 
Löse- und Verdünnungsmittel für Lacke und ähnliche Erzeugnisse), 

c) 
3826 00 10 und 3826 00 90 der Kombinierten Nomenklatur, 

die dazu bestimmt sind, als Kraft- oder Heizstoff verwendet zu werden. 
 

 



18 
 

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 
2023) 

 

§ 1 EEG Ziel des Gesetzes 
(1) Ziel dieses Gesetzes ist insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes die 
Transformation zu einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die 
vollständig auf erneuerbaren Energien beruht. 

(2) Zur Erreichung des Ziels nach Absatz 1 soll der Anteil des aus erneuerbaren Energien 
erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch im Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) auf mindestens 
80 Prozent im Jahr 2030 gesteigert werden. 

(3) Der für die Erreichung des Ziels nach Absatz 2 erforderliche Ausbau der erneuerbaren 
Energien soll stetig, kosteneffizient, umweltverträglich und netzverträglich erfolgen. 

 

§ 1a EEG Zeitliche Transformation 
(1) Nach der Vollendung des Kohleausstiegs wird die Treibhausgasneutralität der 
Stromversorgung im Bundesgebiet angestrebt. 

(2) Nach der Vollendung des Kohleausstiegs soll der weitere Ausbau der erneuerbaren 
Energien marktgetrieben erfolgen. Zu diesem Zweck 

1. 

legt dieses Gesetz keine Ausschreibungsvolumen und Gebotstermine für die Zeit nach 
der Vollendung des Kohleausstiegs fest und 

2. 
sollen Zahlungen an Anlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird und 
die nach der Vollendung des Kohleausstiegs in Betrieb genommen werden, auf ein 
Niveau begrenzt werden, das keine Förderung darstellt. 

Weitere Zahlungen sollen insbesondere aufgrund der erwarteten Entwicklung im 
Europäischen Emissionshandelssystem und aufgrund des dadurch ermöglichten 
marktgetriebenen weiteren Ausbaus der erneuerbaren Energien nicht erfolgen. 
(3) Die Bundesregierung evaluiert fortlaufend die Entwicklung des marktgetriebenen Ausbaus 
der erneuerbaren Energien und bewertet diese Entwicklung vor dem Hintergrund der 
Ausbauziele. Sie legt rechtzeitig, spätestens bis zum 31. März 2024 einen Vorschlag vor, wie 
die Finanzierung des Ausbaus der erneuerbaren Energien nach der Vollendung des 
Kohleausstiegs erfolgen soll. 
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§ 4 EEG Ausbaupfad 

Die Ziele nach § 1 sollen erreicht werden durch 

1. 

eine Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen an Land auf 

a) 

69 Gigawatt im Jahr 2024, 

b) 
84 Gigawatt im Jahr 2026, 

c) 
99 Gigawatt im Jahr 2028, 

d) 
115 Gigawatt im Jahr 2030, 

e) 
157 Gigawatt im Jahr 2035 und 

f) 
160 Gigawatt im Jahr 2040 

sowie den Erhalt dieser installierten Leistung nach dem Jahr 2040, 
2. 

eine Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen auf See nach 
Maßgabe des Windenergie-auf-See-Gesetzes, 

3. 

eine Steigerung der installierten Leistung von Solaranlagen auf 

a) 

88 Gigawatt im Jahr 2024, 

b) 
128 Gigawatt im Jahr 2026, 

c) 
172 Gigawatt im Jahr 2028, 

d) 
215 Gigawatt im Jahr 2030, 

e) 
309 Gigawatt im Jahr 2035 und 

f) 
400 Gigawatt im Jahr 2040 
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sowie den Erhalt dieser Leistung nach dem Jahr 2040 und 
4. 

eine installierte Leistung von Biomasseanlagen von 8 400 Megawatt im Jahr 2030. 

 

§ 8 EEG  Anschluss 
(1) Netzbetreiber müssen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien und 
aus Grubengas unverzüglich vorrangig an der Stelle an ihr Netz anschließen, die im Hinblick 
auf die Spannungsebene geeignet ist und die in der Luftlinie kürzeste Entfernung zum 
Standort der Anlage aufweist, wenn nicht dieses oder ein anderes Netz einen technisch und 
wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungspunkt aufweist; bei der Prüfung des wirtschaftlich 
günstigeren Verknüpfungspunkts sind die unmittelbar durch den Netzanschluss entstehenden 
Kosten zu berücksichtigen. Bei einer oder mehreren Anlagen mit einer installierten Leistung 
von insgesamt höchstens 30 Kilowatt, die sich auf einem Grundstück mit bereits bestehendem 
Netzanschluss befinden, gilt der Verknüpfungspunkt des Grundstücks mit dem Netz als 
günstigster Verknüpfungspunkt. 

(2) Anlagenbetreiber dürfen einen anderen Verknüpfungspunkt dieses oder eines anderen im 
Hinblick auf die Spannungsebene geeigneten Netzes wählen, es sei denn, die daraus 
resultierenden Mehrkosten des Netzbetreibers sind nicht unerheblich. (...) 

 

§ 12 EEG Erweiterung der Netzkapazität 
(1) Netzbetreiber müssen auf Verlangen der Einspeisewilligen unverzüglich ihre Netze 
entsprechend dem Stand der Technik optimieren, verstärken und ausbauen, um die Abnahme, 
Übertragung und Verteilung des Stroms aus erneuerbaren Energien oder Grubengas 
sicherzustellen. Dieser Anspruch besteht auch gegenüber den Betreibern von vorgelagerten 
Netzen mit einer Spannung bis 110 Kilovolt, an die die Anlage nicht unmittelbar 
angeschlossen ist, wenn dies erforderlich ist, um die Abnahme, Übertragung und Verteilung 
des Stroms sicherzustellen. (...) 

 

§ 19 EEG Zahlungsanspruch 

(1) Betreiber von Anlagen, in denen ausschließlich erneuerbare Energien oder Grubengas 
eingesetzt werden, haben für den in diesen Anlagen erzeugten Strom gegen den Netzbetreiber 
einen Anspruch auf 

1. 

die Marktprämie nach § 20, 

2. 
eine Einspeisevergütung nach § 21 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 oder Nummer 3 
oder 
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3. 
einen Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3. 

(...) 

 

§ 22 EEG  Wettbewerbliche Ermittlung der Marktprämie 
(1) Die Bundesnetzagentur ermittelt durch Ausschreibungen nach den §§ 28 bis 39q, auch in 
Verbindung mit den Rechtsverordnungen nach den §§ 88 bis 88f, und dem Windenergie-auf-
See-Gesetz die Anspruchsberechtigten und den anzulegenden Wert für Strom aus 
Windenergieanlagen an Land, Solaranlagen, Biomasseanlagen, Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus Grünem Wasserstoff und Windenergieanlagen auf See auf nicht zentral 
voruntersuchten Flächen. (...) 
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Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur 
Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG) 

 

§ 1 GEG Zweck und Ziel 
(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der nationalen 
Klimaschutzziele zu leisten. Dies soll durch wirtschaftliche, sozialverträgliche und 
effizienzsteigernde Maßnahmen zur Einsparung von Treibhausgasemissionen sowie der 
zunehmenden Nutzung von erneuerbaren Energien oder unvermeidbarer Abwärme für die 
Energieversorgung von Gebäuden erreicht werden. 

(2) Unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit soll das Gesetz im Interesse des 
Klimaschutzes, der stetigen Reduktion von fossilen Ressourcen und der Minderung der 
Abhängigkeit von Energieimporten dazu beitragen, die energie- und klimapolitischen Ziele 
der Bundesregierung sowie eine weitere Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am 
Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte zu erreichen und eine nachhaltige Entwicklung 
der Energieversorgung zu ermöglichen. 

(3) Die Errichtung und der Betrieb einer Anlage sowie der dazugehörigen Nebenanlagen zur 
Erzeugung sowie zum Transport von Wärme, Kälte und Strom aus erneuerbaren Energien 
sowie Effizienzmaßnahmen in Gebäuden liegen im überragenden öffentlichen Interesse und 
dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis der Gebäudebetrieb im Bundesgebiet 
treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien sowie Effizienzmaßnahmen als 
vorrangige Belange in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen der Landes- und Bündnisverteidigung 
anzuwenden. 

 

§ 2 GEG Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf 

1. 

Gebäude, soweit sie nach ihrer Zweckbestimmung unter Einsatz von Energie beheizt 
oder gekühlt werden, und 

2. 
deren Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kühl-, Raumluft- und 
Beleuchtungstechnik sowie der Warmwasserversorgung. 

Der Energieeinsatz für Produktionsprozesse in Gebäuden ist nicht Gegenstand dieses 
Gesetzes. 

(2) Mit Ausnahme der §§ 74 bis 78 ist dieses Gesetz nicht anzuwenden auf 

1. 
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Betriebsgebäude, die überwiegend zur Aufzucht oder zur Haltung von Tieren genutzt 
werden, 

2. 
Betriebsgebäude, soweit sie nach ihrem Verwendungszweck großflächig und lang 
anhaltend offen gehalten werden müssen, 

3. 
unterirdische Bauten, 

4. 
Unterglasanlagen und Kulturräume für Aufzucht, Vermehrung und Verkauf von 
Pflanzen, 

5. 
Traglufthallen und Zelte, 

6. 
Gebäude, die dazu bestimmt sind, wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden, und 
provisorische Gebäude mit einer geplanten Nutzungsdauer von bis zu zwei Jahren, 

7. 
Gebäude, die dem Gottesdienst oder anderen religiösen Zwecken gewidmet sind, 

8. 

Wohngebäude, die 

a) 

für eine Nutzungsdauer von weniger als vier Monaten jährlich bestimmt sind oder 

b) 
für eine begrenzte jährliche Nutzungsdauer bestimmt sind und deren zu erwartender 
Energieverbrauch für die begrenzte jährliche Nutzungsdauer weniger als 25 Prozent 
des zu erwartenden Energieverbrauchs bei ganzjähriger Nutzung beträgt, und 

9. 

sonstige handwerkliche, landwirtschaftliche, gewerbliche, industrielle oder für 
öffentliche Zwecke genutzte Betriebsgebäude, die nach ihrer Zweckbestimmung 

a) 

auf eine Raum-Solltemperatur von weniger als 12 Grad Celsius beheizt werden oder 

b) 
jährlich weniger als vier Monate beheizt sowie jährlich weniger als zwei Monate 
gekühlt werden. 

(3) Auf Bestandteile von Anlagen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der 
Warmwasserversorgung, die sich nicht im räumlichen Zusammenhang mit Gebäuden nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 befinden, ist dieses Gesetz nicht anzuwenden. 
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§ 4 GEG Vorbildfunktion der öffentlichen Hand 
(1) Einem Nichtwohngebäude, das sich im Eigentum der öffentlichen Hand befindet und von 
einer Behörde genutzt wird, kommt eine Vorbildfunktion zu. (...) 

 

§ 5 GEG Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
Die Anforderungen und Pflichten, die in diesem Gesetz oder in den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen aufgestellt werden, müssen nach dem Stand der Technik 
erfüllbar sowie für Gebäude gleicher Art und Nutzung und für Anlagen oder Einrichtungen 
wirtschaftlich vertretbar sein. Anforderungen und Pflichten gelten als wirtschaftlich 
vertretbar, wenn generell die erforderlichen Aufwendungen innerhalb der üblichen 
Nutzungsdauer durch die eintretenden Einsparungen erwirtschaftet werden können. Bei 
bestehenden Gebäuden, Anlagen und Einrichtungen ist die noch zu erwartende 
Nutzungsdauer zu berücksichtigen. 

 

§ 7 GEG Regeln der Technik 
(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz kann gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen durch Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger auf Veröffentlichungen sachverständiger Stellen über anerkannte Regeln der 
Technik hinweisen, soweit in diesem Gesetz auf solche Regeln Bezug genommen wird. 

(2) Zu den anerkannten Regeln der Technik gehören auch Normen, technische Vorschriften 
oder sonstige Bestimmungen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und anderer 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Republik 
Türkei, wenn ihre Einhaltung das geforderte Schutzniveau in Bezug auf Energieeinsparung 
und Wärmeschutz dauerhaft gewährleistet. (...) 

 

§ 8 GEG Verantwortliche 
(1) Für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes ist der Bauherr oder Eigentümer 
verantwortlich, soweit in diesem Gesetz nicht ausdrücklich ein anderer Verantwortlicher 
bezeichnet ist. 

(2) Für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes sind im Rahmen ihres jeweiligen 
Wirkungskreises auch die Personen verantwortlich, die im Auftrag des Eigentümers oder des 
Bauherren bei der Errichtung oder Änderung von Gebäuden oder der Anlagentechnik in 
Gebäuden tätig werden. 

 

§ 10 GEG Grundsatz und Niedrigstenergiegebäude 
(1) Wer ein Gebäude errichtet, hat dieses als Niedrigstenergiegebäude nach Maßgabe von 
Absatz 2 zu errichten. 
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(2) Das Gebäude ist so zu errichten, dass 

1. 

der Gesamtenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung, 
bei Nichtwohngebäuden auch für eingebaute Beleuchtung, den jeweiligen Höchstwert 
nicht überschreitet, der sich nach § 15 oder § 18 ergibt, 

2. 
Energieverluste beim Heizen und Kühlen durch baulichen Wärmeschutz nach 
Maßgabe von § 16 oder § 19 vermieden werden und 

3. 
die Anforderungen nach § 71 Absatz 1 erfüllt werden. 

(3) Die Anforderungen an die Errichtung von einem Gebäude nach diesem Gesetz finden 
keine Anwendung, soweit ihre Erfüllung anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zur 
Standsicherheit, zum Brandschutz, zum Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der 
Gesundheit entgegensteht. (...) 

 

§ 11 GEG Mindestwärmeschutz 
(1) Bei einem zu errichtenden Gebäude sind Bauteile, die gegen die Außenluft, das Erdreich 
oder gegen Gebäudeteile mit wesentlich niedrigeren Innentemperaturen abgrenzen, so 
auszuführen, dass die Anforderungen des Mindestwärmeschutzes nach DIN 4108-2: 2013-02 
und DIN 4108-3: 2018-10 erfüllt werden. 

(2) Ist bei einem zu errichtenden Gebäude bei aneinandergereihter Bebauung die 
Nachbarbebauung nicht gesichert, müssen die Gebäudetrennwände den Anforderungen an den 
Mindestwärmeschutz nach Absatz 1 genügen. 

 

§ 12 GEG Wärmebrücken 
Ein Gebäude ist so zu errichten, dass der Einfluss konstruktiver Wärmebrücken auf den 
Jahres-Heizwärmebedarf nach den anerkannten Regeln der Technik und nach den im 
jeweiligen Einzelfall wirtschaftlich vertretbaren Maßnahmen so gering wie möglich gehalten 
wird. 

 

§ 13 GEG Dichtheit 
Ein Gebäude ist so zu errichten, dass die wärmeübertragende Umfassungsfläche 
einschließlich der Fugen dauerhaft luftundurchlässig nach den anerkannten Regeln der 
Technik abgedichtet ist. Öffentlich-rechtliche Vorschriften über den zum Zweck der 
Gesundheit und Beheizung erforderlichen Mindestluftwechsel bleiben unberührt. 
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§ 14 GEG Sommerlicher Wärmeschutz 
(1) Ein Gebäude ist so zu errichten, dass der Sonneneintrag durch einen ausreichenden 
baulichen sommerlichen Wärmeschutz nach den anerkannten Regeln der Technik begrenzt 
wird. Bei der Ermittlung eines ausreichenden sommerlichen Wärmeschutzes nach den 
Absätzen 2 und 3 bleiben die öffentlich-rechtlichen Vorschriften über die erforderliche 
Tageslichtversorgung unberührt. 

(2) Ein ausreichender sommerlicher Wärmeschutz nach Absatz 1 liegt vor, wenn die 
Anforderungen nach DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8 eingehalten werden und die 
rechnerisch ermittelten Werte des Sonnenenergieeintrags über transparente Bauteile in 
Gebäude (Sonneneintragskennwert) die in DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.3.3 festgelegten 
Anforderungswerte nicht überschreiten. Der Sonneneintragskennwert des zu errichtenden 
Gebäudes ist nach dem in DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.3.2 genannten Verfahren zu 
bestimmen. 

(3) Ein ausreichender sommerlicher Wärmeschutz nach Absatz 1 liegt auch vor, wenn mit 
einem Berechnungsverfahren nach DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.4 
(Simulationsrechnung) gezeigt werden kann, dass unter den dort genannten Randbedingungen 
die für den Standort des Gebäudes in DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.4 Tabelle 9 
angegebenen Übertemperatur-Gradstunden nicht überschritten werden. 

(4) Wird bei Gebäuden mit Anlagen zur Kühlung die Berechnung nach Absatz 3 
durchgeführt, sind bauliche Maßnahmen zum sommerlichen Wärmeschutz gemäß DIN 4108-
2: 2013-02 Abschnitt 4.3 insoweit vorzusehen, wie sich die Investitionen für diese baulichen 
Maßnahmen innerhalb deren üblicher Nutzungsdauer durch die Einsparung von Energie zur 
Kühlung unter Zugrundelegung der im Gebäude installierten Anlagen zur Kühlung 
erwirtschaften lassen. 

(5) Auf Berechnungen nach den Absätzen 2 bis 4 kann unter den Voraussetzungen des 
Abschnitts 8.2.2 der DIN 4108-2: 2013-02 verzichtet werden. 

 

§ 74 GEG Betreiberpflicht 
(1) Der Betreiber von einer in ein Gebäude eingebauten Klimaanlage mit einer Nennleistung 
für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt oder einer kombinierten Klima- und 
Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt hat 
innerhalb der in § 76 genannten Zeiträume energetische Inspektionen dieser Anlage durch 
eine berechtigte Person im Sinne des § 77 Absatz 1 durchführen zu lassen. 

(2) Der Betreiber kann die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 durch eine stichprobenweise 
Inspektion nach Maßgabe von § 75 Absatz 4 erfüllen, wenn er mehr als zehn Klimaanlagen 
mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt 
oder mehr als zehn kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen mit einer Nennleistung für den 
Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt betreibt, die in vergleichbare 
Nichtwohngebäude eingebaut und nach Anlagentyp und Leistung gleichartig sind. Ein 
Nichtwohngebäude ist vergleichbar, wenn es nach demselben Plan errichtet wird, der für 
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mehrere Nichtwohngebäude an verschiedenen Standorten erstellt wurde. Nach Anlagentyp 
und Leistung gleichartige Klimaanlagen oder kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen sind 
Anlagen gleicher Bauart, gleicher Funktion und gleicher Kühlleistung je Quadratmeter 
Nettogrundfläche. 

(3) Im Falle eines Nichtwohngebäudes entfällt die Pflicht nach Absatz 1, 

1. 

wenn das Gebäude mit einem System für die Gebäudeautomation und 
Gebäuderegelung nach § 71a Absatz 5 ausgestattet ist oder 

2. 

sofern die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes gleichwertig sind, wenn die 
Klimaanlage oder kombinierte Klima- und Lüftungsanlage 

a) 

unter eine vertragliche Vereinbarung über ein Niveau der Gesamtenergieeffizienz oder 
eine Energieeffizienzverbesserung fällt, insbesondere unter einen 
Energieleistungsvertrag nach § 3 Absatz 1 Nummer 8a, oder 

b) 
von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben wird und 
demnach systemseitigen Maßnahmen zur Überwachung der Effizienz unterliegt. 

(4) Die Pflicht nach Absatz 1 besteht nicht, wenn eine Klimaanlage oder eine kombinierte 
Klima- und Lüftungsanlage in ein Wohngebäude eingebaut ist, das ausgestattet ist mit 
1. 

einer kontinuierlichen elektronischen Überwachungsfunktion, die die Effizienz der 
vorhandenen gebäudetechnischen Systeme misst und den Eigentümer oder Verwalter 
des Gebäudes darüber informiert, wenn sich die Effizienz erheblich verschlechtert hat 
und eine Wartung der vorhandenen gebäudetechnischen Systeme erforderlich ist, und 

2. 
einer wirksamen Regelungsfunktion zur Gewährleistung einer optimalen Erzeugung, 
Verteilung, Speicherung oder Nutzung von Energie. 

 

§ 75 GEG Durchführung und Umfang der Inspektion 
(1) Die Inspektion einer Klimaanlage oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage 
umfasst Maßnahmen zur Prüfung der Komponenten, die den Wirkungsgrad der Anlage 
beeinflussen, und der Anlagendimensionierung im Verhältnis zum Kühlbedarf des Gebäudes. 

(2) Die Inspektion bezieht sich insbesondere auf 

1. 
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die Überprüfung und Bewertung der Einflüsse, die für die Auslegung der Anlage 
verantwortlich sind, insbesondere Veränderungen der Raumnutzung und -belegung, 
der Nutzungszeiten, der inneren Wärmequellen sowie der relevanten 
bauphysikalischen Eigenschaften des Gebäudes und der vom Betreiber geforderten 
Sollwerte hinsichtlich Luftmengen, Temperatur, Feuchte, Betriebszeit sowie 
Toleranzen, und 

2. 
die Feststellung der Effizienz der wesentlichen Komponenten. 

(3) Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr 
als 70 Kilowatt oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung 
für den Kältebedarf von mehr als 70 Kilowatt ist nach DIN SPEC 15240: 2019-03 
durchzuführen. 
(4) In den Fällen des § 74 Absatz 2 ist bei einem Betrieb von bis zu 200 Klimaanlagen jede 
zehnte Anlage und bei einem Betrieb von mehr als 200 Klimaanlagen jede 20. Anlage einer 
Inspektion nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 zu unterziehen. 

 

§ 76 GEG Zeitpunkt der Inspektion 
(1) Die Inspektion ist erstmals im zehnten Jahr nach der Inbetriebnahme oder der Erneuerung 
wesentlicher Bauteile wie Wärmeübertrager, Ventilator oder Kältemaschine durchzuführen. 
Abweichend von Satz 1 ist eine Klimaanlage oder eine kombinierte Klima- und 
Lüftungsanlage, die am 1. Oktober 2018 mehr als zehn Jahre alt war und noch keiner 
Inspektion unterzogen wurde, spätestens bis zum 31. Dezember 2022 erstmals einer 
Inspektion zu unterziehen. 

(2) Nach der erstmaligen Inspektion ist die Anlage wiederkehrend spätestens alle zehn Jahre 
einer Inspektion zu unterziehen. Wenn an der Klimaanlage oder der kombinierten Klima- und 
Lüftungsanlage nach der erstmaligen Inspektion oder nach einer wiederkehrenden Inspektion 
keine Änderungen vorgenommen wurden oder in Bezug auf den Kühlbedarf des Gebäudes 
keine Änderungen eingetreten sind, muss die Prüfung der Anlagendimensionierung nicht 
wiederholt werden. 

 

§ 79 GEG Grundsätze des Energieausweises 
(1) Energieausweise dienen ausschließlich der Information über die energetischen 
Eigenschaften eines Gebäudes und sollen einen überschlägigen Vergleich von Gebäuden 
ermöglichen. Ein Energieausweis ist als Energiebedarfsausweis oder als 
Energieverbrauchsausweis nach Maßgabe der §§ 80 bis 86 auszustellen. Es ist zulässig, 
sowohl den Energiebedarf als auch den Energieverbrauch anzugeben. 

(2) Ein Energieausweis wird für ein Gebäude ausgestellt. Er ist für Teile von einem Gebäude 
auszustellen, wenn die Gebäudeteile nach § 106 getrennt zu behandeln sind. 
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(3) Ein Energieausweis ist für eine Gültigkeitsdauer von zehn Jahren auszustellen. 
Unabhängig davon verliert er seine Gültigkeit, wenn nach § 80 Absatz 2 ein neuer 
Energieausweis erforderlich wird. 

(4) Auf ein kleines Gebäude sind die Vorschriften dieses Abschnitts nicht anzuwenden. Auf 
ein Baudenkmal ist § 80 Absatz 3 bis 7 nicht anzuwenden. 

 

§ 80 GEG Ausstellung und Verwendung von Energieausweisen 
(1) Wird ein Gebäude errichtet, ist ein Energiebedarfsausweis unter Zugrundelegung der 
energetischen Eigenschaften des fertiggestellten Gebäudes auszustellen. Der Eigentümer hat 
sicherzustellen, dass der Energieausweis unverzüglich nach Fertigstellung des Gebäudes 
ausgestellt und ihm der Energieausweis oder eine Kopie hiervon übergeben wird. Die Sätze 1 
und 2 sind für den Bauherren entsprechend anzuwenden, wenn der Eigentümer nicht zugleich 
Bauherr des Gebäudes ist. Der Eigentümer hat den Energieausweis der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

 

§ 108 GEG Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. 

entgegen § 15 Absatz 1, § 16, § 18 Absatz 1 Satz 1 oder § 19 ein dort genanntes 
Gebäude nicht richtig errichtet, 

2. 
entgegen § 47 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine dort genannte 
Geschossdecke gedämmt ist, 

3. 
entgegen § 48 Satz 1 eine dort genannte Maßnahme nicht richtig ausführt, 

4. 
entgegen § 60a Absatz 1 Satz 1 eine Wärmepumpe nicht oder nicht rechtzeitig einer 
Betriebsprüfung unterzieht, 

5. 
entgegen § 60a Absatz 5 Satz 2 oder § 60b Absatz 5 Satz 2 eine 
Optimierungsmaßnahme nicht oder nicht rechtzeitig durchführt, 

6. 
entgegen § 60b Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 eine Heizungsanlage nicht oder nicht 
rechtzeitig einer Heizungsprüfung unterzieht, 

7. 
entgegen § 60c Absatz 1 ein Heizungssystem nicht oder nicht rechtzeitig hydraulisch 
abgleicht, 
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8. 
entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass eine Zentralheizung mit 
einer dort genannten Einrichtung ausgestattet ist, 

9. 
entgegen § 61 Absatz 2 eine dort genannte Ausstattung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachrüstet, 

10. 
entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass eine heizungstechnische 
Anlage mit Wasser als Wärmeträger mit einer dort genannten Einrichtung ausgestattet 
ist, 

11. 
entgegen § 69 oder § 70 nicht dafür Sorge trägt, dass die Wärmeabgabe oder 
Wärmeaufnahme dort genannter Leitungen oder Armaturen begrenzt wird, 

12. 
entgegen § 71 Absatz 2 Satz 3 eine Heizungsanlage nicht richtig einbaut, nicht richtig 
aufstellt oder nicht richtig betreibt, 

13. 
entgegen § 71 Absatz 9 Satz 1 nicht sicherstellt, dass Wärme zu einem dort genannten 
Zeitpunkt mindestens in der dort genannten Menge mit einem dort genannten 
Brennstoff erzeugt wird, 

14. 
entgegen § 71a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, ein 
Nichtwohngebäude nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ausrüstet, 

15. 
entgegen § 71b Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 Satz 2 eine Bestätigung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erbringt, 

16. 
entgegen § 71d Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 eine Stromdirektheizung 
einbaut oder aufstellt, 

17. 
entgegen § 71f Absatz 1 Satz 1 nicht sicherstellt, dass mindestens 65 Prozent der mit 
der Anlage bereitgestellten Wärme aus den dort genannten Brennstoffen erzeugt 
werden, 

18. 
entgegen § 71g Nummer 1 oder Nummer 2 nicht sicherstellt, dass die Nutzung der 
festen Biomasse in einem automatisch beschickten Biomasseofen mit Wasser als 
Wärmeträger oder einem Biomassekessel erfolgt und ausschließlich dort genannte 
Biomasse eingesetzt wird, 

19. 
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entgegen § 71h Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 eine Wärmepumpen-Hybridheizung 
oder eine Solarthermie-Hybridheizung einbaut oder aufstellt oder betreibt, 

20. 
entgegen § 72 Absatz 1, 2 oder Absatz 4 einen Heizkessel betreibt, 

21. 
entgegen § 74 Absatz 1 eine Inspektion nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
durchführen lässt, 

22. 
entgegen § 77 Absatz 1 eine Inspektion durchführt, 

23. 
entgegen § 80 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3, nicht sicherstellt, dass 
ein Energieausweis oder eine Kopie übergeben wird, 

24. 
entgegen § 80 Absatz 4 Satz 1 oder 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 5, einen 
Energieausweis oder eine Kopie nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

25. 
entgegen § 80 Absatz 4 Satz 5, auch in Verbindung mit Absatz 5, einen 
Energieausweis oder eine Kopie nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig übergibt, 

26. 
entgegen § 83 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass dort 
genannte Daten richtig sind, 

27. 
entgegen § 87 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, nicht sicherstellt, dass die 
Immobilienanzeige die dort genannten Pflichtangaben enthält, 

28. 
entgegen § 88 Absatz 1 einen Energieausweis ausstellt, 

29. 
entgegen § 96 Absatz 1 oder Absatz 4 eine Bestätigung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vornimmt, 

30. 
entgegen § 96 Absatz 5 Satz 2 eine Abrechnung nicht oder nicht mindestens fünf Jahre 
aufbewahrt, 

31. 
entgegen § 96 Absatz 6 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Bescheinigung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig ausstellen lässt oder nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 

32. 
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einer vollziehbaren Anordnung nach § 99 Absatz 6 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Absatz 8, zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden 
1. 

in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, 8 bis 11 und 20 mit einer Geldbuße bis 
zu fünfzigtausend Euro, 

2. 
in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 21 bis 28 mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Euro und 

3. 

in den Fällen des Absatzes 1 

a) 

Nummer 4 bis 7, 14, 15 und 29 bis 32, 

b) 
Nummer 12, 13 und 16 bis 19 

mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro. 
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 Buchstabe b ist § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten anzuwenden. 
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Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 
2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 („Europäisches 
Klimagesetz“)3 

 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 
Mit dieser Verordnung wird ein Rahmen für die unumkehrbare, schrittweise Senkung der 
anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und die Steigerung des Abbaus 
von Treibhausgasen durch Senken, die im Unionsrecht geregelt werden, geschaffen. 

Diese Verordnung gibt das verbindliche Ziel vor, für die Verwirklichung des in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a des Übereinkommens von Paris festgelegten langfristigen 
Temperaturziels bis zum Jahr 2050 in der Union Klimaneutralität zu erreichen, und schafft 
einen Rahmen für Fortschritte bei der Verwirklichung des in Artikel 7 des Übereinkommens 
von Paris festgelegten globalen Ziels für die Anpassung. Außerdem wird in der vorliegenden 
Verordnung eine verbindliche Unionsvorgabe für die Senkung der 
Nettotreibhausgasemissionen innerhalb der Union für 2030 festgelegt. 
Diese Verordnung gilt für die anthropogenen Emissionen aus Quellen der in Anhang V Teil 2 
der Verordnung (EU) 2018/1999 aufgeführten Treibhausgase und deren Abbau durch Senken. 

Artikel 2 

Ziel der Klimaneutralität 
(1)   Die unionsweiten im Unionsrecht geregelten Treibhausgasemissionen und deren Abbau 
müssen in der Union bis spätestens 2050 ausgeglichen sein, sodass die Emissionen bis zu 
diesem Zeitpunkt auf netto null reduziert sind, und die Union strebt danach negative 
Emissionen an. 
(2)   Die zuständigen Organe der Union und die Mitgliedstaaten treffen auf Unionsebene bzw. 
auf nationaler Ebene die notwendigen Maßnahmen, um die gemeinsame Verwirklichung des 
in Absatz 1 festgelegten Ziels der Klimaneutralität zu ermöglichen, und berücksichtigen dabei 
die Bedeutung der Förderung sowohl von Fairness als auch von Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten und von Kostenwirksamkeit bei der Verwirklichung dieses Ziels. 

Artikel 3 

Wissenschaftliche Beratung zum Klimawandel 
(1)   Der mit Artikel 10 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 401/2009 eingesetzte 
europäische wissenschaftliche Beirat für Klimawandel (im Folgenden „Beirat“) dient der 
Union aufgrund seiner Unabhängigkeit und seines wissenschaftlichen und technischen 
Fachwissens als Bezugspunkt für wissenschaftliche Erkenntnisse im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel. 
(2)   Der Beirat hat folgende Aufgaben: 

a)Berücksichtigung der neusten wissenschaftlichen Erkenntnisse aus den Berichten des IPCC 
                                                             
3 Amtsblatt (EU) L 243 vom 9. Juli 2021, S. 1. 
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und der wissenschaftlichen Klimadaten, insbesondere der für die Union relevanten 
Informationen, 

b)wissenschaftliche Beratung und Erstellung von Berichten über bestehende und 
vorgeschlagene Maßnahmen, Klimaziele und indikative Treibhausgasbudgets der Union 
sowie deren Vereinbarkeit mit den Zielen dieser Verordnung und den internationalen 
Verpflichtungen der Union gemäß dem Übereinkommen von Paris, 

c)Beitrag zum Austausch unabhängiger wissenschaftlicher Erkenntnisse in den Bereichen 
Modellierung, Überwachung, vielversprechende Forschung und Innovationen, die zur 
Verringerung der Emissionen oder zur Steigerung des Abbaus von Treibhausgasen 
beitragen, 

d)Ermittlung von Maßnahmen und Möglichkeiten, die erforderlich sind, um die Klimaziele 
der Union zu verwirklichen, 

e)Schärfung des Bewusstseins für den Klimawandel und seine Auswirkungen sowie 
Förderung des Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen wissenschaftlichen Gremien 
innerhalb der Union als Ergänzung der bestehenden Tätigkeiten und Anstrengungen. 

(3)   Der Beirat lässt sich in seiner Tätigkeit von den besten verfügbaren und neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen leiten, einschließlich der neuesten Berichte des IPCC, des 
IPBES und anderer internationaler Gremien. Der Beirat wendet ein vollständig transparentes 
Verfahren an und macht seine Berichte öffentlich zugänglich. Er kann gegebenenfalls die 
Tätigkeit der in Absatz 4 erwähnten nationalen Klimaberatungsgremien berücksichtigen. 
(4)   Im Zusammenhang mit der Stärkung der Rolle der Wissenschaft im Bereich der 
Klimapolitik wird jeder Mitgliedstaat eingeladen, ein nationales Klimaberatungsgremium 
einzurichten, das dafür zuständig ist, den zuständigen nationalen Behörden gemäß den 
Vorgaben des betreffenden Mitgliedstaats wissenschaftliche fachkundige Beratung zur 
Klimapolitik zur Verfügung zu stellen. Beschließt ein Mitgliedstaat, ein solches 
Beratungsgremium einzurichten, so setzt er die EUA davon in Kenntnis. 

Artikel 4 

Klimazwischenziele der Union 
(1)   Um das in Artikel 2 Absatz 1 vorgegebene Ziel der Klimaneutralität zu erreichen, gilt als 
verbindliche Klimazielvorgabe der Union bis 2030 die Senkung der 
Nettotreibhausgasemissionen (Emissionen nach Abzug des Abbaus) innerhalb der Union um 
mindestens 55 % gegenüber dem Stand von 1990. 
Bei der Umsetzung des in Unterabsatz 1 genannten Ziels priorisieren die zuständigen Organe 
der Union und die Mitgliedstaaten rasche und vorhersehbare Emissionsreduktionen und 
verbessern gleichzeitig den Abbau von Treibhausgasen durch natürliche Senken. 

Um sicherzustellen, dass bis 2030 ausreichende Minderungsmaßnahmen ergriffen werden, 
wird für die Zwecke dieser Verordnung und unbeschadet der in Absatz 2 genannten 
Überprüfung der Rechtsvorschriften der Union der Beitrag des Nettoabbaus von 
Treibhausgasen zum Klimaziel der Union für 2030 auf 225 Mio. Tonnen CO2-Äquivalent 
begrenzt. Um die Kohlenstoffsenken der Union im Einklang mit dem Ziel, bis 2050 
Klimaneutralität zu erreichen, zu verbessern, strebt die Union an, bis 2030 einen größeren 
Umfang ihrer Netto-Kohlenstoffsenke zu erreichen. 
(2)   Bis zum 30. Juni 2021 überprüft die Kommission die einschlägigen Rechtsvorschriften 
der Union, damit die in Absatz 1 genannte Zielvorgabe und das in Artikel 2 Absatz 1 
genannte Ziel der Klimaneutralität erreicht werden können, und prüft, welche Maßnahmen zu 
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ergreifen sind, einschließlich der Annahme von Legislativvorschlägen im Einklang mit den 
Verträgen. 
Im Rahmen der Überprüfung gemäß Unterabsatz 1 und künftiger Überprüfungen bewertet die 
Kommission insbesondere, inwieweit nach Unionsrecht angemessene Instrumente und 
Anreize zur Mobilisierung der erforderlichen Investitionen zur Verfügung stehen, und schlägt 
erforderlichenfalls Maßnahmen vor. 
Nach Annahme der Legislativvorschläge durch die Kommission beobachtet sie die 
Gesetzgebungsverfahren für die einzelnen Vorschläge und kann dem Europäischen Parlament 
und dem Rat darüber Bericht erstatten, ob das in Absatz 1 festgelegte Ziel durch die 
abzusehenden Ergebnisse dieser Gesetzgebungsverfahren in ihrer Gesamtheit erreicht wird. 
Führen die abzusehenden Ergebnisse nicht dazu, dass das in Absatz 1 festgelegte Ziel erreicht 
wird, kann die Kommission im Einklang mit den Verträgen die erforderlichen Maßnahmen, 
einschließlich der Annahme von Legislativvorschlägen, ergreifen. 

(3)   Im Hinblick auf die Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung wird ein unionsweites Klimaziel für 2040 festgelegt. 
Zu diesem Zweck legt die Kommission gegebenenfalls spätestens sechs Monate nach der 
ersten weltweiten Bestandsaufnahme gemäß Artikel 14 des Übereinkommens von Paris einen 
Legislativvorschlag auf der Grundlage einer ausführlichen Folgenabschätzung vor, um diese 
Verordnung dahingehend zu ändern, dass das Klimaziel der Union für 2040 darin 
aufgenommen wird, wobei die Schlussfolgerungen aus den in den Artikeln 6 und 7 der 
vorliegenden Verordnung genannten Bewertungen und die Ergebnisse der weltweiten 
Bestandsaufnahme berücksichtigt werden. 
(4)   Bei der Vorlage ihres Legislativvorschlags für das Klimaziel der Union für 2040 gemäß 
Absatz 3 veröffentlicht die Kommission gleichzeitig in einem gesonderten Bericht das 
projizierte indikative Treibhausgasbudget der Union für den Zeitraum von 2030 bis 2050, 
definiert als die indikative Gesamtmenge der Netto-Treibhausgasemissionen (als CO2-
Äquivalent und mit gesonderten Informationen über die Emissionen und den Abbau von 
Treibhausgasen), die voraussichtlich in diesem Zeitraum emittiert werden, ohne dadurch die 
Verpflichtungen der Union gemäß dem Übereinkommen von Paris zu gefährden. Das 
projizierte indikative Treibhausgasbudget der Union gründet sich auf die besten verfügbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnisse, wobei die Empfehlungen des Beirats sowie, soweit 
angenommen, die einschlägigen Rechtsvorschriften der Union zur Umsetzung des Klimaziels 
der Union für 2030, berücksichtigt werden. Die Kommission veröffentlicht ebenfalls die 
Methodik, die dem projizierten indikativen Treibhausgasbudget der Union zugrunde liegt. 
(5)   Wenn die Kommission das Klimaziel der Union für 2040 gemäß Absatz 3 vorschlägt, 
berücksichtigt sie dabei Folgendes: 
a)die besten verfügbaren und neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse, einschließlich der 

neuesten Berichte des IPCC und des Beirats, 
b)die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen, einschließlich der Kosten 

der Untätigkeit, 
c) die Notwendigkeit einer fairen und sozial gerechten Gestaltung des Übergangs für alle, 

d) die Kostenwirksamkeit und wirtschaftliche Effizienz, 
e)die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der Union, insbesondere der kleinen und mittleren 

Unternehmen und der Wirtschaftszweige, in denen das größte Risiko einer Verlagerung von 
CO2-Emissionen besteht, 

f) die besten verfügbaren, kostenwirksamen, sicheren und skalierbaren Technologien, 
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g)die Energieeffizienz und den Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“, die 
Erschwinglichkeit von Energie und die Versorgungssicherheit, 

h) die Fairness und Solidarität zwischen und in den Mitgliedstaaten, 

i)die Notwendigkeit, Umweltwirksamkeit und Fortschritte im Laufe der Zeit sicherzustellen, 
j)die Notwendigkeit, natürliche Senken langfristig zu erhalten, zu bewirtschaften und zu 

verbessern sowie die biologische Vielfalt zu schützen und wiederherzustellen, 
k) den Investitionsbedarf und die Investitionsmöglichkeiten, 

l)die internationalen Entwicklungen und die zur Verwirklichung der langfristigen Ziele des 
Übereinkommens von Paris und des endgültigen Ziels der UNFCCC unternommenen 
internationalen Anstrengungen, 

m)die vorhandenen Informationen über das in Absatz 4 genannte projizierte indikative 
Treibhausgasbudget der Union für den Zeitraum von 2030 bis 2050. 

(6)   Innerhalb von sechs Monaten nach der zweiten weltweiten Bestandsaufnahme gemäß 
Artikel 14 des Übereinkommens von Paris kann die Kommission vorschlagen, das Klimaziel 
der Union für 2040 gemäß Artikel 11 der vorliegenden Verordnung zu ändern. 

(7)   Die Bestimmungen dieses Artikels werden im Lichte internationaler Entwicklungen und 
der Anstrengungen, die zur Verwirklichung der langfristigen Ziele des Übereinkommens von 
Paris unternommen werden, fortlaufend überprüft, auch in Bezug auf die Ergebnisse 
internationaler Beratungen über gemeinsame Zeitrahmen für die national festgelegten 
Beiträge. 

Artikel 5 

Anpassung an den Klimawandel 
(1)   Die zuständigen Organe der Union und die Mitgliedstaaten sorgen für kontinuierliche 
Fortschritte bei der Verbesserung der Anpassungsfähigkeit, der Stärkung der 
Widerstandsfähigkeit und der Verringerung der Anfälligkeit gegenüber Klimaänderungen 
gemäß Artikel 7 des Übereinkommens von Paris. 
(2)   Die Kommission nimmt eine Unionsstrategie zur Anpassung an den Klimawandel gemäß 
dem Übereinkommen von Paris an und überprüft sie regelmäßig im Rahmen der Überprüfung 
gemäß Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b dieser Verordnung. 

(3)   Die zuständigen Organe der Union und die Mitgliedstaaten sorgen außerdem dafür, dass 
die Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel in der Union und in den Mitgliedstaaten 
stimmig sind, einander befördern und positive Nebeneffekte für sektorspezifische politische 
Maßnahmen haben, und sie arbeiten auf eine bessere und kohärente Einbeziehung der 
Anpassung an den Klimawandel in alle Politikbereiche, gegebenenfalls auch in die 
einschlägigen sozioökonomischen und ökologischen Strategien und Maßnahmen, sowie in das 
außenpolitische Handeln der Union hin. Dabei legen sie einen besonderen Schwerpunkt auf 
die schutzbedürftigsten und am stärksten betroffenen Bevölkerungsgruppen und 
Wirtschaftszweige und ermitteln in Konsultation mit der Zivilgesellschaft die diesbezüglichen 
Mängel. 

(4)   Die Mitgliedstaaten nehmen nationale Anpassungsstrategien und -pläne an und setzen 
diese um, bei denen die Unionsstrategie zur Anpassung an den Klimawandel nach Absatz 2 
dieses Artikels berücksichtigt wird, die sich auf solide Klimawandel- und 
Anfälligkeitsanalysen und auf Fortschrittsbewertungen und Indikatoren stützen und die sich 
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von den besten verfügbaren und neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen leiten lassen. Bei 
ihren nationalen Anpassungsstrategien tragen die Mitgliedstaaten der besonderen Anfälligkeit 
der betroffenen Bereiche Rechnung, zu denen unter anderem die Landwirtschaft und die 
Wasser- und Lebensmittelsysteme sowie die Ernährungssicherheit gehören, und fördern 
naturbasierte Lösungen und eine ökosystembasierte Anpassung. Die Mitgliedstaaten 
aktualisieren die Strategien regelmäßig und nehmen die einschlägigen, auf den neuesten Stand 
gebrachten Informationen in den gemäß Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1999 
vorzulegenden Berichten auf. 
(5)   Bis zum 30. Juli 2022 erlässt die Kommission Leitlinien mit gemeinsamen Grundsätzen 
und Verfahren für die Ermittlung, Einstufung und aufsichtsrechtliche Bewältigung 
wesentlicher physischer Klimarisiken bei der Planung, Entwicklung, Durchführung und 
Überwachung von Projekten und Programmen. 

Artikel 6 

Bewertung der Fortschritte und Maßnahmen der Union 
(1)   Bis zum 30. September 2023 und danach alle fünf Jahre bewertet die Kommission 
zusammen mit der in Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgesehenen 
Bewertung 

a)die gemeinsamen Fortschritte aller Mitgliedstaaten bei der Verwirklichung des Ziels der 
Klimaneutralität gemäß Artikel 2 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung, 

b)die gemeinsamen Fortschritte aller Mitgliedstaaten bei der Anpassung gemäß Artikel 5 der 
vorliegenden Verordnung. 

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat die 
Schlussfolgerungen dieser Bewertung zusammen mit dem in dem entsprechenden 
Kalenderjahr im Einklang mit Artikel 35 der Verordnung (EU) 2018/1999 erstellten Bericht 
über die Lage der Energieunion. 

(2)   Bis zum 30. September 2023 und danach alle fünf Jahre überprüft die Kommission 
a)die Vereinbarkeit der Unionsmaßnahmen mit dem Ziel der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 

Absatz 1, 
b)die Vereinbarkeit der Unionsmaßnahmen mit der Sicherstellung von Fortschritten bei der 

Anpassung gemäß Artikel 5. 
(3)   Stellt die Kommission anhand der in den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels genannten 
Bewertungen fest, dass die Unionsmaßnahmen nicht mit dem Ziel der Klimaneutralität gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 vereinbar sind bzw. nicht damit vereinbar sind, Fortschritte bei der 
Anpassung gemäß Artikel 5 sicherzustellen, oder dass die Fortschritte bei der Verwirklichung 
dieses Ziels der Klimaneutralität oder bei der Anpassung gemäß Artikel 5 unzureichend sind, 
so trifft sie die erforderlichen Maßnahmen im Einklang mit den Verträgen. 
(4)   Die Kommission bewertet die Vereinbarkeit eines jeden Entwurfs einer Maßnahme bzw. 
eines jeden Legislativvorschlags, einschließlich Haushaltsvorschlägen, vor der Annahme mit 
dem Ziel der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 Absatz 1 und mit den Klimazielen der Union 
für 2030 und 2040, und sie nimmt diese Bewertung in die Folgenabschätzungen zu diesen 
Maßnahmen oder Vorschlägen auf und macht das Bewertungsergebnis zum Zeitpunkt der 
Annahme öffentlich zugänglich. Die Kommission bewertet auch, ob diese 
Maßnahmenentwürfe oder Legislativvorschläge, einschließlich Haushaltsvorschlägen, damit 
vereinbar sind, Fortschritte bei der Anpassung gemäß Artikel 5 sicherzustellen. Bei der 
Ausarbeitung ihrer Maßnahmenentwürfe und Legislativvorschläge bemüht sich die 
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Kommission darum, sie mit den Zielen der vorliegenden Verordnung in Einklang zu bringen. 
Werden die Vorschläge nicht mit den Zielen in Einklang gebracht, legt die Kommission im 
Rahmen der in diesem Absatz genannten Bewertung der Vereinbarkeit die Gründe hierfür dar. 

Artikel 7 

Bewertung der nationalen Maßnahmen 
(1)   Bis zum 30. September 2023 und danach alle fünf Jahre bewertet die Kommission 
a)die Vereinbarkeit von nationalen Maßnahmen, die auf der Grundlage der gemäß der 

Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen Energie- und Klimapläne, 
nationalen langfristigen Strategien und zweijährlichen Fortschrittsberichte ermittelt werden, 
soweit diese für die Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung von Belang sind, mit diesem Ziel, 

b)die Vereinbarkeit der einschlägigen nationalen Maßnahmen mit der Sicherstellung von 
Fortschritten bei der Anpassung gemäß Artikel 5, wobei die nationalen 
Anpassungsstrategien gemäß Artikel 5 Absatz 4 berücksichtigt werden. 

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat die 
Schlussfolgerungen dieser Bewertung zusammen mit dem in dem entsprechenden 
Kalenderjahr im Einklang mit Artikel 35 der Verordnung (EU) 2018/1999 erstellten Bericht 
über die Lage der Energieunion. 
(2)   Stellt die Kommission nach gebührender Berücksichtigung der gemäß Artikel 6 Absatz 1 
bewerteten gemeinsamen Fortschritte fest, dass die Maßnahmen eines Mitgliedstaats nicht mit 
dem Ziel der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 Absatz 1 vereinbar sind bzw. nicht damit 
vereinbar sind, Fortschritte bei der Anpassung gemäß Artikel 5 sicherzustellen, kann sie 
diesem Mitgliedstaat Empfehlungen aussprechen. Die Kommission macht derartige 
Empfehlungen öffentlich zugänglich. 
(3)   Für gemäß Absatz 2 ausgesprochene Empfehlungen gelten folgende Grundsätze: 

a)Der jeweilige Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission binnen sechs Monaten nach Erhalt 
der Empfehlungen darüber, wie er beabsichtigt, den Empfehlungen im Geiste der Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Union sowie zwischen den Mitgliedstaaten 
untereinander gebührend Rechnung zu tragen. 

b)Nach Übermittlung der in Buchstabe a dieses Absatzes genannten Unterrichtung erläutert 
der betreffende Mitgliedstaat in seinem folgenden integrierten nationalen energie- und 
klimabezogenen Fortschrittsbericht gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2018/1999, den 
er in dem auf das Jahr der Empfehlungen folgenden Jahr vorlegt, wie er den Empfehlungen 
gebührend Rechnung getragen hat; beschließt der betreffende Mitgliedstaat, die 
Empfehlungen oder einen wesentlichen Bestandteil davon nicht aufzugreifen, so begründet 
er dies der Kommission gegenüber. 

c)Die Empfehlungen ergänzen die jüngsten länderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des 
Europäischen Semesters. 

Artikel 8 

Gemeinsame Bestimmungen für die Bewertung durch die Kommission 
(1)   Die Kommission stützt ihre erste und zweite Bewertung gemäß den Artikeln 6 und 7 auf 
einen indikativen, linearen Zielpfad, der einen Pfad zur Verringerung der Netto-Emissionen 
auf Unionsebene aufzeigt und das in Artikel 4 Absatz 1 genannte Klimaziel der Union für 
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2030, das Klimaziel der Union für 2040 — sobald ein solches Ziel angenommen wurde — 
und das Ziel der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 Absatz 1 miteinander verbindet. 
(2)   Nach der ersten und zweiten Bewertung stützt die Kommission jede weitere Bewertung 
gemäß Absatz 1 auf einen indikativen, linearen Zielpfad, durch den das Klimaziel der Union 
für 2040 — sobald ein solches Ziel angenommen wurde — mit dem Ziel der Klimaneutralität 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 verknüpft wird. 
(3)   Zusätzlich zu den in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a genannten nationalen Maßnahmen 
stützt die Kommission ihre Bewertungen gemäß den Artikeln 6 und 7 zumindest auf 
a)Informationen, die gemäß der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegt und gemeldet werden, 

b) Berichte der EUA, des Beirats und der Gemeinsamen Forschungsstelle der Kommission, 
c)europäische und globale Statistiken und Daten, einschließlich Statistiken und Daten des 

europäischen Erdbeobachtungsprogramms Copernicus, Daten über gemeldete und 
prognostizierte Verluste aufgrund negativer Klimaauswirkungen und Schätzungen der durch 
Untätigkeit und verspätetes Handeln entstehenden Kosten, soweit verfügbar, 

d)die besten verfügbaren und neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse, einschließlich der 
neuesten Berichte des IPCC, des IPBES und anderer internationaler Gremien, und 

e)jede weitere Information über ökologisch nachhaltige Investitionen der Union oder der 
Mitgliedstaaten, einschließlich, sofern verfügbar, über mit der Verordnung (EU) 2020/852 
im Einklang stehende Investitionen. 

(4)   Die EUA unterstützt die Kommission bei der Vorbereitung der Bewertungen gemäß den 
Artikeln 6 und 7 im Einklang mit ihrem Jahresarbeitsprogramm. 

Artikel 9 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
(1)   Die Kommission wendet sich an alle Teile der Gesellschaft, um ihnen zu ermöglichen 
und sie in die Lage zu versetzen, Maßnahmen zur fairen und sozial gerechten Gestaltung des 
Übergangs zu einer klimaneutralen und klimaresilienten Gesellschaft zu ergreifen. Die 
Kommission fördert einen inklusiven, zugänglichen Prozess auf allen Ebenen, einschließlich 
auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene sowie mit den Sozialpartnern, der Wissenschaft, 
der Wirtschaft, den Bürgern und der Zivilgesellschaft, um bewährte Verfahren auszutauschen 
und Maßnahmen zu ermitteln, die zur Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung beitragen. 
Die Kommission kann sich auch auf die von den Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 10 
und 11 der Verordnung (EU) 2018/1999 eingerichteten öffentlichen Konsultationen und 
Mehr-Ebenen-Dialoge über klima- und energiepolitische Fragen stützen. 

(2)   Die Kommission nutzt alle geeigneten Instrumente, einschließlich des europäischen 
Klimapakts, um Bürger, Sozialpartner und Interessenträger einzubinden und den Dialog und 
die Verbreitung wissenschaftlich fundierter Informationen über den Klimawandel und seine 
sozialen und geschlechtsspezifischen Aspekte zu fördern. 

Artikel 10 

Sektorspezifische Fahrpläne 
Die Kommission arbeitet mit Wirtschaftssektoren in der Union zusammen, die sich dafür 
entschieden, indikative freiwillige Fahrpläne für die Verwirklichung des Ziels der 
Klimaneutralität gemäß Artikel 2 Absatz 1 auszuarbeiten. Die Kommission beobachtet die 
Entwicklung solcher Fahrpläne. Ihre Arbeit umfasst die Erleichterung des Dialogs auf 
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Unionsebene und den Austausch bewährter Verfahren zwischen den einschlägigen 
Interessenträgern. 

Artikel 11 

Überprüfung 
Innerhalb von sechs Monaten nach jeder weltweiten Bestandsaufnahme gemäß Artikel 14 des 
Übereinkommens von Paris legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Bericht über die Durchführung der vorliegenden Verordnung zusammen mit den 
Schlussfolgerungen der Bewertungen gemäß den Artikeln 6 und 7 dieser Verordnung vor, 
wobei Folgendes berücksichtigt wird: 

a)beste verfügbare und neueste wissenschaftliche Erkenntnisse, einschließlich der neuesten 
Berichte des IPCC und des Beirats, 

b)internationale Entwicklungen und Bemühungen zur Verwirklichung der langfristigen Ziele 
des Übereinkommens von Paris. 

Dem Bericht der Kommission können gegebenenfalls Legislativvorschläge zur Änderung 
dieser Verordnung beigefügt werden. 

 
(...) 

Artikel 14 

Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 
 

 

 

 

 



Energiepolitik der EU 

A) Primärrecht 

Art. 194 AEUV 

(1) Die Energiepolitik der Union verfolgt im Geiste der Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Verwirklichung oder des Funktionierens des Binnenmarkts 
und unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der Erhaltung und Verbesserung der Umwelt 
folgende Ziele: 

 a) Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts; 

 b) Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in der Union; 

 c) Förderung der Energieeffizienz und von Energieeinsparungen sowie Entwicklung 
neuer und erneuerbarer Energiequellen und 

 d) Förderung der Interkonnektion der Energienetze. 

(2) Unbeschadet der Anwendung anderer Bestimmungen der Verträge erlassen das 
Europäische Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die 
Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Ziele nach Absatz 1 zu verwirklichen. Der Erlass 
dieser Maßnahmen erfolgt nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des 
Ausschusses der Regionen. 

Diese Maßnahmen berühren unbeschadet des Artikels 192 Absatz 2 Buchstabe c nicht das 
Recht eines Mitgliedstaats, die Bedingungen für die Nutzung seiner Energieressourcen, seine 
Wahl zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner 
Energieversorgung zu bestimmen. 

(3) Abweichend von Absatz 2 erlässt der Rat die darin genannten Maßnahmen gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren einstimmig nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments, wenn sie überwiegend steuerlicher Art sind. 

 

 

 

 

 

 

 



B) Sekundärrecht 

 

Zur Interkonnektion der Energienetze: 

Verordnung (EU) 2019/942 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 
2019 zur Gründung einer Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden 

Artikel 1 

Gründung und Ziele 

(1)   Es wird eine Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden gegründet (ACER). 

(2)   Zweck von ACER ist, die (nationalen) Regulierungsbehörden dabei zu unterstützen, die 
in den Mitgliedstaaten wahrgenommenen Regulierungsaufgaben auf Unionsebene zu erfüllen 
und — soweit erforderlich — die Maßnahmen dieser Behörden zu koordinieren (...) 

 

Artikel 3 

Allgemeine Aufgaben 

(1)   ACER kann auf Verlangen des Europäischen Parlaments, des Rates oder der 
Kommission oder von sich aus Stellungnahmen oder Empfehlungen zu allen Fragen im 
Zusammenhang mit den Aufgaben, für die sie eingerichtet wurde, an das Europäische 
Parlament, den Rat und die Kommission richten. 

(...) 

 

Artikel 17 

Verwaltungs- und Leitungsstruktur 

ACER besteht aus 

a) einem Verwaltungsrat, der die in Artikel 19 vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, 

b) einem Regulierungsrat, der die in Artikel 22 vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, 

c) einem Direktor, der die in Artikel 24 vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt und 

d) einem Beschwerdeausschuss, der die in Artikel 28 vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt. 

 

 

 



Artikel 18 

Zusammensetzung des Verwaltungsrates 

(1)   Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitgliedern. Jedes Mitglied hat einen Stellvertreter. 
Zwei Mitglieder und ihre Stellvertreter werden von der Kommission, zwei Mitglieder und ihre 
Stellvertreter werden vom Europäischen Parlament und fünf Mitglieder und ihre Stellvertreter 
werden vom Rat ernannt. Kein Mitglied des Europäischen Parlaments darf gleichzeitig 
Mitglied des Verwaltungsrates sein. Ein Mitglied des Verwaltungsrates kann nicht zugleich 
Mitglied des Regulierungsrates sein. 

(2)   Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrates sowie ihrer Stellvertreter beträgt vier 
Jahre und kann einmal verlängert werden. Für die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungsrates 
und ihre Stellvertreter beträgt die erste Amtszeit sechs Jahre. 

(...) 

 

Artikel 21 

Zusammensetzung des Regulierungsrates 

(1)   Der Regulierungsrat setzt sich zusammen aus 

a)ranghohen Vertretern der (nationalen) Regulierungsbehörden (...) und einem Stellvertreter 
pro Mitgliedstaat, die aus den derzeitigen Führungskräften dieser Behörden ausgewählt und 
jeweils von den Regulierungsbehörden ernannt werden, 

b)und einem nicht stimmberechtigten Vertreter der Kommission. 

Pro Mitgliedstaat wird nur ein Vertreter der Regulierungsbehörde im Regulierungsrat 
zugelassen. 

(...) 

 

Artikel 25 

Einrichtung und Zusammensetzung des Beschwerdeausschusses 

(1)   ACER richtet einen Beschwerdeausschuss ein. 

(2)   Der Beschwerdeausschuss setzt sich aus sechs Mitgliedern und sechs stellvertretenden 
Mitgliedern zusammen, die aus dem Kreis der derzeitigen oder früheren leitenden Mitarbeiter 
der Regulierungsbehörden, Wettbewerbsbehörden oder anderer Einrichtungen der Union oder 
nationaler Einrichtungen mit einschlägiger Erfahrung im Energiesektor ausgewählt werden. 
Der Beschwerdeausschuss ernennt seinen Vorsitzenden. 

Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses werden auf Vorschlag der Kommission im 
Anschluss an einen öffentlichen Aufruf zur Interessenbekundung und nach Konsultation des 
Regulierungsrates vom Verwaltungsrat förmlich ernannt. 



(3)   Der Beschwerdeausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und veröffentlicht diese. In 
dieser Geschäftsordnung werden die Bestimmungen für die Organisation und die 
Funktionsweise des Beschwerdeausschusses und die gemäß Artikel 28 auf Beschwerden vor 
dem Ausschuss anwendbaren Regeln im Einzelnen festgelegt. Der Beschwerdeausschuss setzt 
die Kommission über den Entwurf seiner Geschäftsordnung und erhebliche Änderungen der 
Bestimmungen in Kenntnis. Die Kommission kann innerhalb von drei Monaten ab dem Tag 
des Eingangs der Benachrichtigung eine Stellungnahme dazu abgeben. 

Der Haushaltsplan von ACER umfasst eine separate Haushaltslinie für die Finanzierung der 
Geschäftsstelle des Beschwerdeausschusses. 

(4)   Die Beschlüsse des Beschwerdeausschusses werden mit einer Mehrheit von mindestens 
vier von sechs Mitgliedern gefasst. Der Beschwerdeausschuss wird bei Bedarf einberufen. 

Artikel 26 

Mitglieder des Beschwerdeausschusses 

(1)   Die Amtszeit der Mitglieder des Beschwerdeausschusses beträgt fünf Jahre. Sie kann 
einmalig verlängert werden. 

(2)   Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses sind in ihrer Beschlussfassung unabhängig.  

Artikel 29 

Klage beim Gerichtshof 

Klagen auf Aufhebung einer Entscheidung, die von ACER im Einklang mit dieser 
Verordnung getroffen wurde, und Klagen wegen Untätigkeit innerhalb der festgelegten 
Fristen können erst dann beim Gerichtshof eingereicht werden, wenn das 
Beschwerdeverfahren gemäß Artikel 28 erschöpft ist. ACER ergreift alle erforderlichen 
Maßnahmen, um dem Urteil des Gerichtshofs nachzukommen. 

 

Beispiel einer nationalen Regulierungsbehörde (DE): 

Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen  

=> selbständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 

=> Sitz in Bonn 

=> Bzgl. Stromnetzausbau seit Juni 2013 zuständig (Durchführung von Planfeststellungs-
verfahren für länder- und grenzüberschreitende Netzausbauvorhaben) 

=> setzt Rahmenbedingungen für einen fairen Wettbewerb; Aufsichtsbehörde für Energie-, 
Kommunikations- und Transportnetze 
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Law, Digitalisation and AI: 
Introductory Unit (I+II)

Faculty for Engineering, LUH
Associate Professor (Privatdozent) Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Further reading (e.g.)

• C. Barnard, The Substantive Law of the EU: 
The Four Freedoms, 7th ed. Oxford 2022

• P. Craig / G. De Búrca, EU Law: text, cases and 
materials, 8th ed. Oxford/New York 2024

• D. Parashu, The EU goes Digital, Berlin 2025
• D. Parashu, Kompendium weiterführender 

Themen zur europäischen Rechtspraxis, 3rd ed. 
Berlin 2018



General remarks

• The EU is (still) not a federal or any kind of 
state, so it only has "borrowed" powers 
delegated by the Member States

• The EU is based on European Primary Law: the 
Treaties (now TEU, TFEU)



Key principles of the EU's power
• Principle of Conferral (Art. 5 para 2 TEU)
• The Union may legislate in areas where the Treaties have 

given it explicit legislative powers.
• Closely connected:
• Principle of Subsidiarity (Art. 5 para 3 TEU)
• In areas outside the exclusive Union's competence, the Union 

may only legislate provided and to the extent that the 
objectives of the measures envisaged within the Treaties can 
not be sufficiently achieved at the Member State level and 
would, therefore, be better achieved at the Union's level.

• Principle of Proportionality (Art. 5 para 4 TEU)
• The Union's legislative actions have to be such as necessary in 

order to achieve the Union's goals (based on the Treaties) 



EU Institutions (I)

• EUROPEAN COUNCIL (Art. 15 TEU; Artt. 235-236 TFEU)

- consists of the Heads of State and Government of the EU 
Member States, the permanent President of the European 
Council and the President of the Commission

- the EU High Representative for Foreign Affairs and Security 
Policy also participates

- has a leading and impulsive role in the development of the 
Union



EU Institutions (II)
• EUROPEAN COMMISSION (Art. 17 TEU; Artt. 244 et seq. TFEU)
• Executive with legislative powers

- the Commission includes one person per Member State
- represents and preserves the interests of the entire EU
- draws up proposals for new European legislation, which it submits to 
the Parliament and the Council 
- is responsible for the implementation of Parliament and Council 
decisions
- ensures (together with the Court) the compliance with European law
- represents the European Union at the international level, for example 
by negotiating agreements between the EU and other countries



EU Institutions (III)

• COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION (Art. 16 TEU; Artt. 237 et 
seq. TFEU)

• - link between the Commission and the Member States
- represents the intergovernmental element in the 
institutional structure of the Community
- shares the budgetary powers with Parliament
- legislative function
- concludes (=ratifies) international agreements between the 
EU and other states or international organizations
- is composed of representatives of the Member States



EU Institutions (IV)
• EUROPEAN PARLIAMENT (Art. 14 TEU; Artt. 223 et seq. TFEU)
- directly elected by EC/EU citizens since 1979
- after Lisbon: 750 members (excluding the President of the European 

Parliament)
- After Brexit: 705 members (including the President of the European 

Parliament)
- After the last Election (2024): 720 members
- different number of members per state, depending respectively on the 

size of each member state’s population (although seats not distributed 
proportionally to the latter element)

- problem: democracy deficit? (Despite reforms still) weaker role of the EU 
Parliament, compared to the national parliaments in the member states 
themselves



EU Parliament (IV)

- shares legislative power with the Council of the 
EU in many policy areas: ordinary legislative 
procedure is based on Art. 294 TFEU

- general overview: Commission proposal -> 
Parliament and Council conduct (max.) two 
readings each 

-> in case of disagreement between the two 
legislative bodies, the Conciliation Committee takes 
effect (third reading)
- Art. 288 TFEU: Regulations, Directives as the most 
important examples of legally binding acts



Thank you very much! Any questions?

parashu@maschinenbau.uni-hannover.de

https://www.maschinenbau.uni-hannover.de/en/faculty/management-
organization/coordinator-legal-studies-in-mechanical-engineering



Law, Digitalisation and AI: 
Digitalisation and the Law (I-III)

Faculty for Engineering, LUH
Associate Professor (Privatdozent) Dr. Dimitrios Parashu, MLE



Further reading (e.g.)

• C. Barnard, The Substantive Law of the EU: 
The Four Freedoms, 7th ed. Oxford 2022

• P. Craig / G. De Búrca, EU Law: text, cases and 
materials, 8th ed. Oxford/New York 2024

• D. Parashu, The EU goes Digital, Berlin 2025
• D. Parashu, Kompendium weiterführender 

Themen zur europäischen Rechtspraxis, 3rd ed. 
Berlin 2018



1. General Elements

• - Importance of digital services in our lives is 
understandable in many different ways: in order to 
communicate, to shop, to find information etc.

• - Danger: Online services might be misused by 
manipulative algorithmic systems and disinform
especially the weaker link on the market, the consumer 

• - Main issue: Some larger online platforms control 
important ecosystems within the digital economy, 
acting as gatekeepers on the digital markets - leading 
sometimes to unfair conditions, not only for businesses 
using these platforms, but also for consumers



2. Digital Services Act
• Regulation (EU) 2022/2065 of the European Parliament and of the 

Council of 19 October 2022 on a Single Market For Digital Services and 
amending Directive 2000/31/EC (Digital Services Act) (OJ L 277 of 27 
October 2022, p. 1)

• - Due to the constantly growing significance of information society 
services also for consumers (see Recital 1), and in order to enhance the 
most responsible behaviour possible by providers of such services (see 
Recital 3), Regulation 2022/2065 was issued, due to apply from 17 
February 2024 onwards (see Article 93 Para 2), aiming at (see Article 1 
Para 1):

• "(...) setting out harmonised rules for a safe, predictable and trusted online 
environment that facilitates innovation and in which fundamental rights 
enshrined in the Charter, including the principle of consumer protection, 
are effectively protected. (...)"



2. Digital Services Act
• - Article 29 et seqq. include provisions regarding 

providers of online platforms, whenever allowing 
consumers to conclude distance contracts with traders 
through said platforms

• - Especially the quite excessive right to information 
would have to be emphasised here (Article 32), as well 
as matters of data access and respective checks and 
balances (Article 40), and certain conduct rules for 
online advertising (Article 46) 

• - Non-compliance from the providers' side might very 
well lead to legal sanctions, also for the consumers' 
benefit (Article 52 et seqq.)



3. Digital Markets Act
• 3. Regulation 2022/1925 and Consumer Protection
• Regulation (EU) 2022/1925 of the European Parliament and of the 

Council of 14 September 2022 on contestable and fair markets in 
the digital sector and amending Directives (EU) 2019/1937 and 
(EU) 2020/1828 (Digital Markets Act) (OJ L 265 of 12 October 
2022, p. 1)

•
• - Comparably, the Regulation 2022/1925 aims expressively at (see 

Article 1 Para 1):
•
• "(...) laying down harmonised rules ensuring for all businesses, 

contestable and fair markets in the digital sector across the Union 
where gatekeepers are present, to the benefit of business users and 
end users (...)"



3. Digital Markets Act

• - The present secondary legal act has a proper 
eye on the aforementioned gatekeepers (see 
Article 3-4), defining quite excessively their 
obligations and potentially unfair practices (see 
Article 5 et seqq.). Non-compliance leads to legal 
sanctions (Article 30 et seqq.), at the end of the 
day also benefitting consumers through 
strengthening their position on the Market.

• - This secondary legal act applies only from 2 May 
2023 onwards (see Article 54)



4. Cyber Resilience Act

• Regulation 2024/2087
• Regulation (EU) 2024/2847 of the European Parliament and of the Council of 23 October 

2024 on horizontal cybersecurity requirements for products with digital elements and 
amending Regulations (EU) No 168/2013 and (EU) No 2019/1020 and Directive (EU) 
2020/1828 (Cyber Resilience Act; OJ L, 2024/2087, of 20 November 2024)

• General goals are twofold: 
• a) Safeguarding consumers and businesses buying software or hardware products with a 

digital component
• b) Creating mandatory cybersecurity requirements for manufacturers and retailers of such 

products

• Further, said Regulation foresees for a “Cyber Resilience Act Expert Group (CRA Expert 
Group)”



Thank you very much! Any questions?

parashu@maschinenbau.uni-hannover.de

https://www.maschinenbau.uni-hannover.de/en/faculty/management-
organization/coordinator-legal-studies-in-mechanical-engineering



Law, Digitalisation and AI: 
AI and the Law
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Further Reading (selection)
• C. Barnard, The Substantive Law of the EU: The Four Freedoms, 7th ed. 

Oxford 2022
• P. Craig / G. De Búrca, EU Law: text, cases and materials, 8th ed. 

Oxford/New York 2024
• D. Parashu, The EU goes Digital, Berlin 2025
• D. Parashu, Kompendium weiterführender Themen zur europäischen 

Rechtspraxis, 3rd ed. Berlin 2018
• D. Parashu, The European Union AI Act Proposal, seen through Paulo 

Coelho and Karl Kraus, in: ELPIS v-LAW Review No. 7/2023 («The new 
world of Artificial Intelligence and the Law»), published in November 
2023, accessible through http://www.elpisnetwork.eu/elpis-v-law-review-
7-2023/, alternatively through the Youtube Channel "ELPIS Research"

• https://www.europarl.europa.eu/
• https://single-market-economy.ec.europa.eu/sectors/automotive-

industry/



Legal Background (01)

• In April 2021, the European Commission 
proposed the first EU regulatory framework 
for AI =>

• General idea was that AI systems used in 
different applications will have to be analysed
and classified according to the risk they pose 
to users.



Legal Background (02)

The Parliament adopted the Artificial
Intelligence Act in March 2024, following the 
Council; on 12 July 2024, the Act was published 
in the EU Official Journal, and the Act received 
the Regulation number 2024/1689



So, what‘s new here?

• The new rules establish obligations for 
providers and users depending on the level of 
risk from artificial intelligence

• Unacceptable Risk
• High Risk



AI Systems Leading to an Unacceptable
Risk (01)

• Unacceptable risk AI systems = systems 
considered a threat to people and will be 
banned

• Examples:



AI Systems Leading to an Unacceptable
Risk (02)

• Cognitive behavioural manipulation of people or 
specific vulnerable groups: 

• e.g. voice-activated toys encouraging dangerous 
behaviour in children

• Social scoring: 
• classifying people based on behaviour, status or 

personal characteristics

• Biometric identification / categorisation of people:
• facial recognition



Unacceptable but… acceptable

• Some exceptions may be allowed for law 
enforcement purposes 

• (e.g. to prosecute serious crimes, but only 
after court approval)



AI Systems Leading to a High Risk (01)

• Divided into:
• 1) AI systems that are used in products falling 

under the EU’s product safety legislation (toys, 
cars, medical devices etc.) 

• 2) AI systems falling into specific areas that 
will have to be registered in an EU database:



AI Systems Leading to a High Risk (02)

• Examples:
• Law enforcement
• Migration, asylum and border control 

management



AI Systems Leading to a High Risk (03)

• All high-risk AI systems will be assessed 
before being put on the market and also 
later, throughout their lifecycle (constant 
checks and balances)

• People will have the right to file complaints 
about AI systems to designated national 
authorities



What about ChatGPT?

• Generative AI, like ChatGPT, will not be 
classified as high-risk, but will have to comply 
with transparency requirements and EU 
copyright law:

• Disclosing that the content was generated by 
AI

• Designing the model to prevent it from 
generating illegal content



What happens next?

• The EU AI Act It will be fully applicable 24 months 
after entry into force (August 2024), some parts 
will be applicable sooner:

• The ban of AI systems posing unacceptable risks 
applies since six months after the entry into force 
(=February 2025)

• High-risk systems will have more time to comply 
with the requirements as the obligations 
concerning them will become applicable 36 
months after the entry into force



Autonomous driving

• Regulation (EU) 2019/2144 of the European 
Parliament and of the Council of 27 
November 2019 on type-approval 
requirements for motor vehicles and their 
trailers, and systems, components and 
separate technical units intended for such 
vehicles, as regards their general safety and 
the protection of vehicle occupants and 
vulnerable road users



Autonomous driving

• This Regulation
- introduces a range of mandatory advanced 

driver assistant systems to improve road 
safety

- establishes the legal framework for the 
approval of driverless and automated vehicles 
in the EU



Thank you very much! Any questions?

parashu@maschinenbau.uni-hannover.de

https://www.maschinenbau.uni-hannover.de/en/faculty/management-
organization/coordinator-legal-studies-in-mechanical-engineering


